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Vorwort 

Das Büro für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag (TAB) 
legt hiermit seinen Tätigkeitsbericht für den Zeitraum Herbst 1997 bis, Herbst 
1998 vor. 
Im Berichtszeitraum wurden acht TA-Projekte fortgeführt oder begonnen: 

• Entwicklung und Analyse von Optionen zur Entlastung des Verkehrsnetzes 
und zur Verlagerung von Straßenverkehr auf umweltfreundlichere Verkehrs­
träger (für den Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung) 

• Gentechnik, Züchtung und Biodiversität (für den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten) 

• Forschungs- und Technologiepolitik für eine nachhaltige Entwicklung (für 
den Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie und 
Technikfolgenabschätzung) 

• Entwicklung und Folgen des Tourismus (für den Ausschuß für Fremden­
verkehr und Tourismus) 

• Umwelt und Gesundheit (für den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit) 

• Brennstoffzellen-Technologie (für den Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung, Technologie und Technikfolgenabschätzung) 

• Klonen von Tieren (für den Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und ,::echnikfolgenabschätzung) 

• Neue Materialien zur Energieeinsparung und zur Energieumwandlung (für 
den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit) 

Die "Monitoring-Aktivitäten" des TAB bezogen sich im Berichtszeitraum auf 
die Themenfelder: 

• Gendiagnostik/Gentherapie 
• Nach wachsende Rohstoffe 
• Xenotransplantation 

Mehrere Berichte zu TA-Projekten des TAB sind im Berichtszeitraum in ver­
schiedenen Bqndestagsausschüssen ausführlich behandelt worden. Die Nach­
frage innerhalb und außerhalb des Parlaments nach den Arbeitsergebnissen des 
TAB nimmt weiterhin zu. Von den über 60 Arbeitsberichten und Diskussions­
papieren, die das TAB bis Ende 1998 erstellt hat, sind insgesamt ca. 30.000 
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Vorwort 

Exemplare nachgefragt worden (ohne Berücksichtigung der Nachfrage nach 
TAB-Arbeitsberichten in Form von Bundestagsdrucksachen und Buchveröf­
fentlichungen). Das Interesse an der Arbeit des TAB kommt auch in der stei­
genden Nachfrage nach dem TAB-Brief zum Ausdruck, der inzwischen eine 
Auflage von 3.600 erreicht hat. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des TAB danken allen Parlamentarie­
rinnen und Parlamentariern, die das TAB bei seinen Bemühungen um parla­
mentarische Relevanz seiner Untersuchungsergebnisse unterstützt haben. Ins­
besondere danken sie den Berichterstatterinnen und Berichterstattern für TA im 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie und Technikfol­
genabschätzung Herrn Josef Hollerith (CDU/CSU), Herrn Thomas Rachel 

1(CDU/CSU), Frau Ulla Burchardt (SPD), Herrn Dr. Manuel Kiper (BÜNDNIS 
· 90/DIE GRÜNEN), Herrn Dr. Karlheinz Guttmacher (F.D.P.) und Herrn Wolf­

gang Bierstedt (PDS) sowie Frau Doris Odendahl (SPD), die als Ausschußvor­
sitzende seit Juli 1996 die Berichterstattersitzungen leitet. 

Prof. Dr. Herbert Paschen 
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1. Zielsetzung und Arbeitsbereiche 

Das Büro für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag wurde 
1990 eingerichtet mit dem Ziel, Beiträge zur Verbesserung der Informations­
grundlagen forschungs- und technologiebezogener Beratungs- und Entschei- . 
dungsprozesse im Deutschen Bundestag zu leisten. 
Zu den Auf gaben des TAB gehören 

• die Konzeption und Durchführung von Projekten der Technikfolgen-Ab­
schätzung (TA-Projekte), 

• die Beobachtung und Analyse wichtiger wissenschaftlich-technischer Trends 
und damit zusammenhängender gesellschaftlicher Entwicklungen sowie die 
Auswertung wichtiger TA-Projekte im In- und Ausland (Monitoring), 

• die Teilnahme an und Förderung der Diskussion über konzeptionelle Fra­
gen der Technikfolgen-Abschätzung (Konzepte und Methoden) 

und jeweils 

• die parlamentsorientierte Aufbereitung und Vermittlung der Untersuchungs-
ergebnisse. 

Die Ziele politikberatender Technikfolgen-Abschätzung bestehen im Verständ­
nis des TAB darin, 

• die Potentiale neuer wissenschaftlich-technischer Entwicklungen zu analy­
sieren und die damit verbundenen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und 
ökologischen Chancen auszuloten, 

• die rechtlichen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedin­
gungen der Realisierung und Umsetzung wissenschaftlich-technischer Ent­
wicklungen zu untersuchen, 

• die potentiellen Auswirkungen der Nutzung neuer wissenschaftlich-tech­
nischer Entwicklungen vorausschauend und umfassend zu analysieren und 
Möglichkeiten·für eine strategische Nutzung der Chancen des Technikein­
satzes und die Vermeidung oder Abmilderung seiner Risiken aufzuzeigen 

und auf dieser Grundlage 

• alternative Handlungs- und Gestaltungsoptionen für politische Entschei­
dungsträger zu entwickeln. 

In Übereinstimmung mit den Ausschüssen des Deutschen Bundestages und den 
von den Fraktionen benannten Berichterstattern zu TA geht das TAB bei seinen 
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I. Zielsetzung und Arbeitsbereiche 

Aktivitäten von einem solchen konstruktiven Verständnis von Technikfolgen­
Abschätzung aus: Zielführend ist nicht die Frühwarnung vor technikbedingten 
Risiken; vielmehr geht es bei solchen Untersuchungen um das vorausschauende 
Abwägen von Chancen und Risiken und um die Gestaltung neuer techni­
scher Entwicklungen und ihrer Rahmenbedingungen. 
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II. Organisation und Berichterstattung 

1. Organisation und Finanzierung 

Die Einrichtung des TAB geht auf einen Parlamentsbeschluß vom 16.11.1989 
. zurück. Nach Abschluß eines dreijährigen Modellversuchs beschloß der Deut­
sche Bundestag am 4. März 1993 einstimmig, das TAB ab 1.9.1993 in eine stän­
dige Einrichtung des Deutschen Bundestages zu überführen. Mit dem Kernfor­
schungszentrum (jetzt: Forschungszentq1m) Karlsruhe wurden im September 
1993 und im Juli 1998 Verträge geschlossen, die den Betrieb des TAB durch 
die Abteilung für Angewandte Systemanalyse (jetzt: Institut für Technikfolgen­
abschätzung und Systemanalyse/ITAS) des Zentrums zunächst bis 1998 und 
dann bis 2003 sicherstellen. Das TAB ist eine besondere organisatorische Ein- . 
heit des ITAS. Leiter des TAB ist Prof. Dr. Herbert Paschen, stellvertretender 
Leiter Dr. Thomas Petermann. 

Das TAB arbeitet in strikter Orientierung am (Informations-)Bedarf des Deut­
schen Bundestages. Auftraggeber des TAB ist der Ausschuß für Bildung, Wis­
senschaft, Forschung, Technologie und Technikfolgenabschätzung des Deut­
schen Bundestages. Er entscheidet über das Arbeitsprogramm des TAB. Andere 
Ausschüsse des Deutschen Bundestages, Fraktionen und Arbeitsgruppen von 
Fraktionen können Anträge auf Durchführung von TA-Projekten stellen. Die 
wissenschaftliche Verantwortung für die Arbeitsergebnisse des TAB liegt bei 
dessen Leiter. Ein fachliches Weisungsrecht Dritter besteht nicht. 

Die Fraktionen haben Berichterstatter/innen zu TA benannt. Mit Unterstüt­
zung des Ausschußsekretariats tragen sie zur Abstimmung zwischen den Vor­
stellungen des Bundestages und seiner Organe und den wissenschaftlichen Ar­
beiten des TAB bei und koordinieren den Informationsfluß zwischen den Be­
teiligten. Sie bereiten die Entscheidungen des Ausschusses im Bereich der Tech­
nikfolgen-Abschätzung vor. Weitere Berichterstatter/innen (eines oder mehre.._. 
rer Ausschüsse) begleiten darüber hinaus einzelne TAB-Projekte und helfen bei 
der Integration der Ergebnisse in die Ausschußarbeiten. 

Das TAB verfügt über eine jährliche in~titutionelle Förderung von 2 Mio. DM. 
Zusätzliche Mittel stehen nach Maßgabe des Ausschusses für Bildung, Wissen­
schaft, Forschung, Technologie und Technikfolgenabschätzung für die Vergabe 
von Aufträgen an wissenschaftliche Institute zur Verfügung. 
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II. Organisation und Berichterstattung 

2. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Im Berichtszeitraum waren im TAB neben dem Leiter 8 Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler sowie 2 Sekretärinnen beschäftigt: 

Torsten Fleischer (Dipl.-Phys.) 
Prof. Dr. Günter Halbritter (Dipl.-Phys.) 
Dr. Leonhard Hennen (Dipl.-Soz.) 
Dr. Rolf Meyer (Dipl.-Ing.) 
Dr. Dagmar Oertel (Dipl.-Chem.) 
Dr. Thomas Petermann 
Dr. Christoph Revermann (Dipl.-Biol.) 
Dr. Arnold Sauter (Dipl.-Biol.) 
Gabriele Brunschede 
Kirsten Lippert 

Bei seiner Arbeit wird das TAB durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Instituts für Technikfolgenabschätzung und Systemanalyse (ITAS) des For­
schungszentrums Karlsruhe unterstützt. 

3. Berichterstattung 

Art und Umfang der Aktivitäten des TAB erfordern eine differenzierte Infor­
mation und Berichterstattung. Folgende Informationsmedien werden vor allem 
genutzt: 

TAB-Brief 

Der TAB-Brief enthält Kurzmitteilungen über das Arbeitsprogramm des TAB, 
über Ergebnisse von TAB-Projekten, über TA-Aktivitäten im In- und Ausland 
usw. Den TAB-Brief erhalten alle Mitglieder des Deutschen Bundestages. Er 
wird in großem Umfang von Ministerien in Bund und Ländern, von Personen 
und Einrichtungen in Wissenschaft und Gesellschaft angefordert. Der TAB-Brief 
hat zur Zeit eine Auflage von 3.600 Stück und erscheint in der Regel zweimal 

· pro Jahr. 
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3. Berichterstattung 

TAB-Arbeitsberichte 

In den TAB-Arbeitsberichten werden abgeschlossene Vorstudien, Zwischenbe­
richte, Abschlußberichte zu TA-Projekten sowie Ergebnisse des TA- und Tech­
nik-Monitoring dokumentiert. Durch TAB-Arbeitsberichte werden insbesondere 
die Mitglieder des Ausschusses für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Tech­
nologie und Technikfolgenabschätzung und Mitglieder anderer Ausschüsse, die 
mit der jeweils behandelten Thematik befaßt sind, über Resultate der TAB-Akti­
vitäten informiert. Die TAB-Arbeitsberichte werden nach Abnahme durch den 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie und Technikfol­
genabschätzung auch der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Die Endberichte zu 
TA-Projekten werden als Bundestagsdrucksachen veröffentlicht und erscheinen 
darüber hinaus seit 1996 als Buchreihe bei edition sigma, Berlin. 

TAB-Diskussionspapiere 

Die TAB-Diskussionspapiere greifen im Zusammenhang mit den eigenen TA­
Aktivitäten allgemeine und übergreifende technologiepolitische, konzeptionelle 
und methodische Fragen auf und wollen zur Diskussion über wichtige Aspekte 
von Technologiepolitik und Technikfolgen-Abschätzung anregen. 

TAB-Workshops 

Das Instrument des "Workshops" bietet sowohl die Möglichkeit des Austauschs 
zwischen Parlamentariern, Wissenschaft und gesellschaftlichen Gruppen als 
auch der Präsentation und Diskussion von Arbeitsergebnissen des TAB: 
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III. TA-Projekte 

1. Entwicklung und Analyse von Optionen zur Ent­
lastung des Verkehrsnetzes und zur Verlagerung 
von Straßenverkehr auf umweltfreundlichere Ver­
kehrsträger 

1.1 Untersuchungsgegenstand und Zielsetzung 

Dieses TA-Projekt des TAB geht auf einen Auftrag des Ausschusses für For­
schung, Technologie und Technikfolgenabschätzung des Deutschen Bundesta­
ges zurück. 

In den letzten Jahren sind verschiedene grundlegende Arbeiten zu den Proble­
men des Verkehrs und zu möglichen Lösungen für diese Probleme vorgelegt 
worden. Diese enthalten auch eine Fülle von Handlungsempfehlungen. Die Reali­
sierungsbedingungen und Folgewirkungen dieser Handlungsempfehlungen wer­
den jedoch nicht näher betrachtet. Der Schwerpunkt des TAB-Projekts liegt 
dagegen gerade auf der Analyse der Durchführbarkeit, der Wirksamkeit 
und der Folgen ausgewählter Maßnahmen zur Erreichung bestimmter ver­
kehrspolitischer Ziele. In diesem Sinne versteht sich das TAB-Projekt als Fort-, 
führung und Konkretisierung vorliegender Untersuchungen. 

Zu den zentralen Ausgangsannahmen des TAB-Projekts gehört, daß die ange­
strebten Entlastungen des Verkehrsnetzes und Verlagerungen von Straßenver­
kehr auf umweltfreundlichere Verkehrsträger weder mit Einschränkungen der 
Mobilität noch mit nennenswerten Abstrichen bei den heute üblichen Quali­
tätsstandards der Reise bzw. des Transports verbunden sein sollen. . 

Verlagerung von Straßenverkehr auf "umweltfreundlichere Verkehrsträ­
ger" wird in dieser Studie weitgehend eingeschränkt auf Verlagerung von Stra­
ßenverkehr "auf die Schiene". Der Binnenschiffahrtsverkehr wird nicht be­
handelt, er könnte Gegenstand einer Anschlußstudie sein. Auch der Flugver­
kehr wird nicht behandelt; er findet lediglich bei einem Vergleich der Emissio­
nen verschiedener Verkehrsträger im Personenfernverkehr marginale Berück­
sichtigung. 

Die angestrebten Entlastungen des Verkehrsnetzes und die Verlagerung von 
Straßenverkehr auf umweltfreundlichere Verkehrsträger können nicht durch 
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III. TA-Projekte 

Einzelmaßnahmen erreicht werden, sondern nur durch - möglichst abgestimmte -
Maßnahmenbündel, die hier als Optionen bezeichnet werden. Diese wurden 
im Rahmen der Studie entwickelt und auf ihre Durchführbarkeit, Wirksamkeit 
und Folgen untersucht. Im Detail behandelt wurden drei Optionen: 

• Einsatz von IuK-Techniken zur Verbesserung der Verkehrsinformation 
und zur Verkehrslenkung auf der Grundlage der vorliegenden ordnungs­
rechtlichen Regelungen (kurz: 11 Verbesserung der Verkehrsinformation 11

) 

• Einsatz von IuK-Techniken zum Verkehrsmanagement im Personen­
und Güterstraßenverkehr zusammen mit dem Einsatz verschiedener 
preislicher Maßnahmen (kurz: "Preisliche Maßnahmen im Straßenverkehr") 

• ',Attraktivitätssteigerung im ÖPNV 

Die Optionen sind nicht als sich gegenseitig ausschließende Alternativen zu 
interpretieren. Ihr Sinn besteht darin, durch Schwerpunktlegung auf sehr unter­
schiedliche Typen von Instrumenten bzw. Maßnahmen die Wirksamkeit der be­
trachteten Maßnahmenbündel im Hinblick auf die Ziele der Verkehrsentlastung 
und Verkehrsverlagerung und die mit dem Einsatz der Maßnahmen potentiell 
verb1,mdenen Umsetzungsprobleme und Folgen besonders deutlich darstellen zu 
können. Konkrete verkehrspolitische Strategien dürften eher auf eine Verknüp­
fung von Elementen aller drei Optionen - und darüber hinaus möglicherweise 
weiterer Maßnahmen - hinauslaufen. 

1.2 Stand der Arbeiten 

Der Endbericht wurde im April 1998 den Berichterstatterinnen und Berichter­
stattern für Technikfolgen-Abschätzung des BFTA vorgelegt, im Juni 1998 vom 
BFTA abgenommen und im September 1998 als Bundestagsdrucksache (BT-Drs. 
13/11447) veröffentlicht. 
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1. Entwicklung und Analyse von Optionen zur Entlastung des Verkehrs 

1.3 Ausgewählte Ergebnisse 

Option "Einsatz von luK-Techniken zur Verbesserung der Verkehrsinfor­
mation und zur Verkehrslenkung auf der Grundlage der vorliegenden ord­
nungsrechtlichen Regelungen'' 

Etwa seit Beginn der 90er Jahre ist zu beobachten, daß die Telematik auch im 
Verkehrswesen zunehmend an Bedeutung gewinnt. Inzwischen werden der Tele­
matik von der Politik wichtige Lösungsbeiträge in bezug auf die Verkehrspro­
bleme zugeschrieben. 

Die "Konjunktur" der Verkehrstelematik hat zwei Hauptursachen. Zum einen 
wurden und werden durch die rasante Entwicklung bei den modernen IuK-Tech­
niken völlig neue Anwendungen und Dienste ermöglicht. Zum anderen werden 
von 'ihr Beiträge zur - zumindest vorläufigen - Lösung der sich aufgrund der 
prognostizierten Zunahme der Verkehrsmenge ergebenden Probleme erwartet. 
Der Einsatz von Telematik im Verkehr soll nicht nur zur Optimierung der Ver­
kehrsträger jeweils als Einzelsysteme unter verkehrlichen und wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten, sondern auch zur Reduzierung ihrer Umweltwirkungen und 
zur Verbesserung der Verkehrssicherheit beitragen. Er soll die Verkehrsträger 
zudem zu einem integrierten, effizienten Gesamtverkehrssystem vernetzen. Neue 
Verkehrsmanagement-Konzepte sollen insbesondere die spezifischen Stärken 
der verschiedenen Verkehrsträger in bestimmten Regionen und Situationen 
fördern bzw. nutzen. Hierzu sollen Verkehrstelematik-Techniken und -Dienste 
einen wichtigen Beitrag leisten. 

Die Erwartungen an die Wirkungen der - neuen - Verkehrstelematik sind hoch 
gesteckt. Die Hersteller und Forschungseinrichtungen, die sich der Entwicklung 
dieser neuen Techniken widmen, sehen hierin nicht nur einen Beitrag zur Lö­
sung der Verkehrsprobleme, sondern auch ein erhebliches industriepolitisches 
Potential zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. Der deutschen 
Industrie wird durchaus die Chance eingeräumt, auf diesem Gebiet führend zu 
sem. 

Was könnte Verkehrstelematik leisten? 

Einige Telematik-Dienste können zu einer effizienteren Verkehrsgestaltung und 
zu einer Reduktion der verkehrsbedingten Umweltbelastungen beitragen. Sie 
können nicht nur für eine einfachere und kostengünstigere Umsetzung verkehrs-
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III. TA-Projekte 

politischer Instrumente und Strategien genutzt werden, aufgrund ihrer neuen 
technischen Potentiale werden durch sie auch bislang nicht realisierbare Stra­
tegien möglich. Telematik macht andere Maßnahmen zur Verkehrsvermeidung 
und Verkehrsverlagerung keineswegs entbehrlich, könnte diese aber unterstüt­
zen und gegebenenfalls in ihrer Wirksamkeit verstärken. Sie wird nur im Ver­
bund mit entsprechenden technischen, organisatorischen, marktwirtschaft­
lichen und ordnungsrechtlichen Maßnahmen einen langfristigen Lösungs­
ansatz für die Verkehrsprobleme - vor allem in den Ballungsgebieten -
darstellen können. Festzustellen ist jedoch bislang eine Diskrepanz zwischen 
den Erwartungen an die Verkehrstelematik und der Bereitschaft, ihre Potentiale 
aktiv handelnd zu erschließen. 

Die durch die neuen IuK-Techniken gebotenen technischen Möglichkeiten 
würden es gestatten, neue Verkehrsmanagementstrategien zu realisieren, die 
auch neue Instrumente zur Entlastung des Verkehrsnetzes und zur Verlagerung 
von Straßenverkehr auf umweltfreundlichere Verkehrsträger umsetzbar machen. 
Es könnten umfassende technische Hilfsmittel für eine Steuerung des Verkehrs 
nach ökonomischen und/oder ökologischen Gesichtspunkten zur Verfügung ste­
hen. Telematik könnte die Anwendung von Lenkungsinstrumenten, mit de­
nen ordnungsrechtliche und preisliche Maßnahmen zur aktiven Beeinflus­
sung des Verkehrsgeschehens umgesetzt werden, ermöglichen bzw. erleich­
tern. Für den Fall restriktiver Eingriffe im Bereich des motorisierten Indivi­
dualverkehrs müßten im öffentlicp_en Verkehr tatsächliche Alternativen in zu­
friedenstellender Qualität und Quantität zur Verfügung gestellt werden. 

Die Umsetzungsmöglichkeiten von Verkehrsmanagementstrategien sind eng 
mit deren beabsichtigter Lenkungsintensität gekoppelt. Während allein infor­
mationsorientierte Strategien als weitgehend politisch durchsetzbar anzusehen 
sind, ist die Durchsetzbarkeit von Systemen mit Eingriffsabsichten zu Lenkungs­
zwecken als erheblich schwieriger einzuschätzen. Untersuchungen, die zur Ein­
schätzung gelangen, daß sich die vorfindbaren Interessenstrukturen und die 
institutionellen Bedingungen des kooperativen Föderalismus zusammen mit den 
stark zersplitterten Zuständigkeiten in der Bundesrepublik mindernd auf die 
Problemlösungskapazität von Verkehrstelematik-Systemen auswirken, verken­
nen jedoch die dem Bundesgesetzgeber im Rahmen der "ausschließlichen" und 
der "konkurrierenden11 Gesetzgebung sowie mit dem Erlaß von "Rahmenvor­
schriften" gegebenen Möglichkeiten. 
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1. Entwicklung und Analyse von· Optionen zur Entlastung des Verkehrs 

Lassen sich die Wirkungen eines verbreiteten Telematik-Einsatzes schon pro­
gnostizieren? 

Für eine umfassende Bewertung der unterschiedlichen Telematik-Anwendun­
gen im Verkehr fehlen noch wesentliche Kenntnisse über Wirkungen, Kosten 
und organisatorische Hemmnisse, denn die Forschung auf diesem Gebiet war 
bislang stark technik- und nur wenig wirkungsorientiert. Insbesondere fehlen 
Aussagen zu den Umweltwirkungen und zu Auswirkungen auf die Verkehrssi­
cherheit sowie zur Wirtschaftlichkeit bzw. Marktfähigkeit der untersuchten Sy:­
steme. Der gegenwärtige Kenntnisstand liefert zwar Indizien für Prognosen 
über mögliche Wirkungsrichtungen des Einsatzes von Telematik-Systemen und 
-Diensten, für die meisten Verkehrstelematik-Dienste liegen jedoch noch keine 
abgesicherten, umfassenden Erkenntnisse üher ihr quantitatives Wirkungspo­
tential vor. Wirkungs- und Folgenuntersuchungen wurden im Rahmen von Feld­
versuchen - wenn überhaupt - in der Regel nur unter isolierten Bedingungen 
und nicht-repräsentativ mit kleinen Fallzahlen durchgeführt. Untersuchungen 
zu Wirkungen des Einsatzes dieser Systeme bei netzweiter Anwendung und 
bei plausiblen Durchdringungsgraden fehlen bislang.· 

Trotz erheblicher Einschränkungen bezüglich der Repräsentativität der ge­
wonnenen Daten gestatten die zusammengestellten Erfahrungen mit dem Ein­
satz von IuK-Techniken erste Aussagen zur technischen Einsatzbereitschaft 
dieser Systeme, zu ihrer Wirksamkeit im Hinblick auf die Entlastung des Ver­
kehrsnetzes und die Verlagerung von Straßenverkehr auf umweltfreundlichere 
Verkehrsträger sowie zu geeigneten Organisationsformen des Einsatzes der 
neuen Techniken. 

Eine Abschätzung zur Verlagerung von Fahrten des motorisierten Indivi- . 
dualverkehrs auf den öffentlichen Verkehr aufgrund des Einsatzes von Telema­
tikdiensten, die im Rahmen von Szenarienuntersuchungen im Projekt STORM 
durchgeführt wurde, ergab sehr geringe Verlagerungswerte von unter 2 % . Ver­
gleichbare Analysen, die im Rahmen anderer Forschungsprojekte durchgeführt 
wurden, kommen zu Werten in ähnlicher Höhe. Auch dort wurden Verlagerungs­
werte von wenigen Prozent ermittelt. Es ist zu vermuten, daß auch bei Berück­
sichtigung von Synergieeffekten infolge der Umsetzung weiterer Maßnahmen 
eine ausschließlich auf verbesserte Informationsbereitstellung gegründete Stra­
tegie keinen Verlagerungswert erreichen kann, der angesichts der anhaltend ho­
hen Zuwachsraten des motorisierten Individualverkehrs für einen umweltver­
träglicheren Verkehr ausreichend ist. 
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Bedeutender als die Verlagerung von Straßenverkehr auf öffentliche Ver­
kehrsträger ist der Beitrag von Telematikdiensten zur Verflüssigung des Ver­
kehrs und damit zur Entlastung des Straßennetzes. Dies drückt sich z.B. in den 
im Rahmen der Pilotprojekte empirisch erhobenen oder durch Simulationsrech­
nungen ermittelten deutlichen Reisezeitgewinnen - sowohl für mit individuel­
len dynamischen Zielführungssystemen ausgerüstete Fahrzeuge als auch für 
nicht ausgestattete Fahrzeuge - aus. Die Nutzung von individuellen dynamischen 

· Zielführungssystemen führt zu einer Durchsatzsteigerung im Straßennetz. Der 
Telematik-Einsatz führt hier primär zu einer Kappung von Spitzenbelastungen, 
vor allem durch zeitliche und räumliche Verlagerung von Fahrten. Auswirkun­
gen auf die Fahrleistungen lassen sich derzeit nur schwer quantifizieren. 

Wo sind politische Handlungsnotwendigkeiten in bezug auf die Verkehrstele­
matik zu erkennen? 

Wird die Entwicklung und Markteinführung von Telematiktechniken und -Dien­
sten im wesentlichen Privaten überlassen, wird sich deren Auslegung primär an 
den wirtschaftlichen Interessen der Privaten orientieren. Diese in Übereinstim­
mung mit den verkehrspolitischen Zielen von Bundesregierung, Ländern oder 
Kommunen zu bringen, kann zu z.T. beträchtlichen Reibungen zwischen den 
Beteiligten führen. Ohne politische Begleitung werden privatwirtschaftlich 
entwickelte und betriebene Dienste eher zu Optimierungen innerhalb der ein­
zelnen Verkehrsträger führen. Dabei ist zu erwarten, daß die reinen kraftfahr­
zeug- bzw. straßenverkehrsbezogenen Telematiksysteme früher auf den Markt 

· kommen als die ÖPNV-integrierenden oder Sicherheitsaspekte voranstellenden 
Anwendungen. Eine Effizienzsteigerung ausschließlich im System Straßenver­
kehr würde zu einer wachsenden Attraktivität des Individualverkehrs bzw. des 
Straßengüterverkehrs führen. Bund, Länder und Gemeinden werden darum in 
Zukunft verstärkt gefordert sein, die Entwicklung und Einführung von Tele­
matikanwendungen zur Attraktivitätssteigerung und Effizienzverbesserung im . 
Öffentlichen Verkehr zu unterstützen, nicht zuletzt auch deshalb, um die Wett­
bewerbsfähigkeit der in der Hauptsache in ihrem Eigentum befindlichen Ver­
kehrsunternehmen zu sichern und damit einen Beitrag zu ihrer Wirtschaftlich­
keit und zu den Leistungsangeboten umweltfreundlicherer Verkehrsträger zu 
leisten. Neben der Gestaltung der Rahmenbedingungen kommt in diesem Zu­
sammenhang der Förderung von Forschung und Entwicklung wie auch der di­
rekten Finanzierung von entprechenden Investitionsvorhaben eine hohe Bedeu­
tung zu. 
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Einen Schwerpunkt des Entwicklungsinteresses der Industrie bildet der Ein­
satz h:1dividueller Zielführungssysteme für den motorisierten Straßenver­
kehr. Mit der Einführung solcher Systeme ist eine Reihe von Problemen ver­
bunden. Die politisch angestrebte möglichst weitgehende Dienstleistungsfreiheit 
privatwirtschaftlicher Telematikdienste im Bereich individueller Zielführungs­
systeme kann die verkehrspolitischen Konzeptionen der Gebietskörperschaften 
erheblich tangieren. Der erwartete Einsatz derartiger Systeme auch in Ballungs­
räumen ließ Befürchtungen laut werden, daß durch die Leitempfehlungen Ver­
kehr nicht nur auf dem Vorrangstraßennetz geführt, sondern auch durch ver­
kehrsberuhigte Wohngebiete geleitet wird. Dies würde die verkehrspolitischen 
Ziele vieler Kommunen in erheblichem Umfang berühren bzw. konterkarieren. 
Vertragliche Vereinbarungen zum öffentlich-privaten Interessenausgleich wer­
den daher als notwendig angesehen, um nicht nur die Nutzung öffentlicher In­
frastruktur, sondern auch generell die Einsatzmodalitäten dynamischer Zielfüh­
rungssysteme in Ballungsräumen zu regeln. 

Telematik kann zur Verknüpfung und Vernetzung der Verkehrssysteme 
beitragen. Diese Intermodalität wird zwar in vielen Telematikkonzepten in den 
Mittelpunkt gestellt, erfährt in der Umsetzung aber bisher noch zu wenig Auf­
merksamkeit. Fehlende Organisationssstrukturen für intermodale Verkehre er­
schweren eine diesbezügliche Ausrichtung von Telematik-Anwendungen und 
Telematik-Diensten. Da klare Vorstellungen ·üb.er zu schaffende Telematik-Sy­
steme für die Integration der verkehrsträgerspezifischen Einzellösungen zu Lö­
sungen für das Gesamtsystem Verkehr fehlen, besteht die Gefahr, daß die Ent~ 
wicklung und Anwendung der neuen Techniken nicht im notwendigen Um~ 
fang verkehrsträgerübergreifend gestaltet wird. Um dies zu verhindern, ist 
als erster Schritt die Organisation eines verkehrsträgerübergreifenden Datenma­
nagements zu realisieren. 

Welche forschungspolitischen Schlußfolgerungen wurden gezogen? 

Eine verstärkte nationale Koordination von Forschungsprojekten scheint er­
forderlich. 

Die Rolle der Kommunen bei der Erarbeitung von Konzepten für den Ein­
satz von Verkehrstelematik-Anwendungen ist zu stärken, damit dort die In­
teressen der Kommunen angemessen berücksichtigt werden. Insbeson­
dere sind Wege zu finden, die Potentiale und Chancen sowie die spezifi­
schen Probleme des Einsatzes von Verkehrstelematik im Bereich kleinerer 
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Kommunen zu untersuchen und diesen die Möglichkeit zu geben, ihre In­
teressen in diesem Bereich zu artikulieren. 
Eine Schwerpunktverlagerung der Forschungsarbeiten zu Telematik-Syste­
men weg von der technischen Herangehensweise und hin zu Untersuchun­
gen von Anforderungen aus Sicht der Verkehrsteilnehmer (Zeit- und Ko­
stenersparnis, Komfort, Sicherheit, Nutzerfreundlichkeit der Geräte, Verfüg­
barkeit und Zuverlässigkeit der Dienste, Planungssicherheit, Qualität, Glaub­
würdigkeit und Befolgung von Informationen und Empfehlungen), zur Ge­
staltung von konkreten Techniken im Hinblick auf Interaktionssicherheit 
und Systemsicherheit sowie zu möglichen Auswirkungen ihrer verbreiteten 
Nutzung auf die Verkehrssicherheit. 
Die Analyse von Telematik-Anwendungen im Zusammenwirken von ver­
kehrspolitischen Zielvorstellungen, technischen Lösungen, strukturel­
len Rahmenbedingungen und organisatorischer Umsetzung. Diesbezüg­
liche Untersuchungen sollten eine umfassende Abschätzung der späteren 
Folgen des Einsatzes von Telematik-Systemen beinhalten, nicht nur für Ver­
kehrsabläufe und Verkehrsteilnehmer, sondern auch hinsichtlich des Umfel­
des, wie z.B. Umweltbelastung oder städtische Lebensqualität. Zur länger­
fristigen Sicherung positiver Effekte der untersuchten Konzepte wäre eine 
Analyse der Felder Mobilitätsentwicklung (Verkehrsleistung und -struktu-

. ren), Verkehrsfluß, Verkehrssicherheit, Verlagerungs- bzw. Verdrängungsef­
fekte, Umweltbelastung, Auswirkungen auf die wirtschaftliche Entwicklung 
(regional wie bundesweit), Standort- bzw. Wohnortqualität (Urbanität) so­
wie Stadt- bzw. Regionalstruktur von Interesse. 

- Eine umfassendere Analyse und Bewertung des Einsatzes von Telematik­
Techniken und -Diensten, um Akzeptanzprobleme und Diffusionshemm­
nisse frühzeitig erkennen und Problemlösungspotentiale qualifizieren zu 
können. Eine weiterführende Technikfolgen-Abschätzung sollte - unter Vor­
gabe verkehrspolitischer Rahmenbedingungen - konkrete Hinweise bzw. 
Richtlinien zur künftigen Gestaltung neuer Techniken und deren Nut­
zung herleiten. 
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Option "Einsatz von IuK-Techniken zum Verkehrsmanagement im Perso­
nen- und Güterstraßenverkehr zusammen mit dem Einsatz verschiedener 
preislicher Maßnahmen'' 

Mit den bisherigen Steuer- und Abgabemodellen standen nur relativ allgemein 
und pauschal einsetzbare preispolitische Instrumente zur Verfügung. Moderne 
IuK-Techniken bieten neue Möglichkeiten, preisliche Maßnahmen gezielt zur 
Verkehrslenkung einzusetzen. Dagegen werden jedoch erhebliche Einwände, 
insbesondere in bezug auf die soziale Unausgewogenheit dieser Maßnahmen, 
erhoben. Um die Wirksamkeit dieser Maßnahmen und ihre Folgen für Privat­
haushalte sowie Unternehmen und Selbständige besser beurteilen zu können, 
wurden durch das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung im Auftrag des 
TAB Modellrechnungen für den Straßenpersonenverkehr und den Straßengü­
terverkehr durchgeführt. 

An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, daß die vom TAB untersuchten Op­
tionen bzw. einzelne Elemente der Optionen keinesfalls den Charakter ver­
kehrspolitischer Handlungsempfehlungen haben. So dienen die zur Option 
"Einsatz von IuK-Techniken zum Verkehrsmanagement im Personen- und Gü­
terstraßenverkehr zusammen mit dem Einsatz verschiedener preislicher Maß­
nahmen" auf der Basis verschiedener "Preisszenarien" durchgeführten Modell­
rechnungen dazu, die betroffenen Gruppen einzugrenzen und den Grad der Be­
troffenheit von den ausgewählten Maßnahmen sowie die Reaktionsmöglichkei­
ten auf diese Maßnahmen abzuschätzen. Dabei ist die Abhängigkeit der Ergeb­
nisse von einer Vielzahl von Annahmen (bzw. von deren Eintreten) zu beach­
ten. Erst wenn die Ergebnisse solcher Analysen vorliegen, kann - und muß - auf 
politischer Ebene über die Zumutbarkeit und die politische Durchsetzbarkeit 
der Maßnahmen bzw. Maßnahmenbündel diskutiert werden. 

Was kann man durch preisliche Maßnahmen erreichen? 

In den "Preisszenarien", die diesem Teil der Untersuchung zugrundegelegt wur­
den, wurden vor allem die Instrumente der Straßenbenutzungsgebühren und der 
Mineralölsteuer berücksichtigt. Ein wesentliches Merkmal der Preisszenarien 
ist der Ankündigungseffekt, der langfristige Verhaltensanpassungen an die ver­
änderten Gegebenheiten ermöglichen soll. Die Szenarienmaßnahmen sind in 
einem Zeitraum von fünfzehn Jahren umzusetzen. Die für die Wirkungen der 
Maßnahmen in den Preisszenarien unterstellten Anpassungsreaktionen der pri­
vaten Haushalte bestehen dabei einmal in fahrzeugbezogenen Reaktionen, wie 
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dem Kauf kleinerer oder sparsamerer Fahrzeuge, sowie in verkehrsbezogenen 
· Reaktionen, wie der Verlagerung von Pkw-Fahrten auf andere Verkehrsmittel, 
Vermeidung von Fahrten, veränderte Zielwahl und bessere Fahrzeugauslastung. 

Je nach Szenario sind Fahrleistungsreduktionen des motorisierten Indivi­
dualverkehrs zwischen 8,8 % und 25,6 % zu erwarten. Durch die bessere Ausla­
stung der Fahrzeuge liegen die Verminderungen der Verkehrsleistung jedoch 
nur zwischen 5,7% und 17,1 %. Die errechneten Fahrleistungsreduktionen müs­
sen nicht mit Mobilitätseinbußen verbunden sein. Besonders bemerkenswert ist 
die zu erwartende erhebliche Verminderung des Kraftstoffverbrauchs um 36,5 % 

bis 59,3 % und die damit verbundene Reduktion der COrEmissionen. Die aus­
geprägtesten Verminderungen werden dabei bei einer drastischen Mineralöl­
steuererhöhung abgeschätzt. Bei Unternehmen und Selbständigen sind die Aus­
wirkungen der zusätzliche Kostenbelastungen erheblich geringer als bei priva­
ten Haushalten. 

Tab. 1: Übersicht über die in den "Preisszenarien11 getroffenen Annahmen 

Ist 1994 Maßnahmen zu Szenarien 
nach 15 Jahren 

1 2 3 

Mineralölsteuer DM/l 

Vergaserkraftstoff 0,98 2,00 2,00 4,00 

Dieselkraftstoff 0,62 2,18 2,18 4,36 

Tankstellenpreis 

Vergaserkraftstoff 1,55 2,72 2,72 5,01 

Dieselkraftstoff 1,15 2,94 2,94 5,45 

Autobahnbenutzung 

Pkw DM/km 0,20 

Lkw DM/km 0,80 0,80 

Vignette DM/Jahr 

Lkw 2.200,00 

Pkw 300,00 

Parkraumbewirtschaftung DM/Std. 4,00 

Ballungsraumzufahrt DM 5,00 5,00 
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Wie würden im Falle der Umsetzung der untersuchten Preisszenarien die Bela­
stungen der Haushalte ausfallen? 

Wenn die Anpassungsreaktionen im unterstellten Umfang eintreten würden, 
fielen die zu erwartenden Belastungen der Privathaushalte mit einer mittleren 
monatlichen Mehrbelastung von etwa 50,- DM geringer aus, als es einfache 
Hochrechnungen zunächst vermuten ließen. Die zusätzliche Kostenbelastung des 
Pkw-Verkehrs durch die angenommenen preislichen Maßnahmen würde zu 
Mehreinnahmen von über 30 Mrd. DM jährlich führen. Dabei sind die Wirkun­
gen auch von der Einkommenshöhe abhängig. Etwa 10 % der Haushalte mit 
Pkw (2 Mill. Haushalte mit rund 5 Mill. Haushaltsangehörigen) würden durch 
die preislichen Maßnahmen in ihrer Automobilität erheblich eingeschränkt, bei 
rund z'Yei Dritteln der Haushalte mit Pkw wären die Auswirkungen auf die fi­
nanzielle Haushaltssituation gering. 

Angesichts dieser Ergebnisse könnte ein Mindeststandard an notwendigen 
Verkehrsleistungen für die besonders betroffenen Einkommensgruppen durch 
entsprechende Kompensationsmaßnahmen - die Mittel dafür dürften aus den 
zusätzlichen Einnahmen zur Verfügung stehen - sichergestellt werden. Diese 
sollten allerdings vorrangig auf die Bereitstellung attraktiveren Verkehrsalter­
nativen im öffentlichen Verkehr ausgerichtet sein. Dies käme zudem auch den 
Haushalten zugute, die keinen Pkw besitzen. 

Welche Konsequenzen hätten die Preisszenarien für den Güterverkehr? 

Die Modellrechnungen zu den Wirkungen preislicher Maßnahmen im Güterstra­
ßenverkehr ergaben, daß auch bei recht drastischen Kostenerhöhung um etwa 
50 % im,Straßengüterfernverkehr und bis zu 30 % im Nahverkehr die Lkw-Fahr­
leistung insgesamt nur um etwa 10 % verringert wird. Im Nahverkehr beträgt 
die Verringeru11ig der Fahrleistung wegen der begrenzten Ausweichmöglich-

1 
keiten nur wenige Prozent, im Fernverkehr allerdings immerhin etwa 20 %. Im 
Güterfernverkehr ließen sich weitere Reduktionen erreichen, wenn Angebots­
verbesserungen seitens der Bahn sowie weitere flankierende Maßnahmen reali-

. siert würden. Durch die Einführung von Straßenbenutzungsgebühren, flankiert 
durch eine stetige Anhebung der Mineralölsteuer, ließen sich im Bereich des 
Güterfernverkehrs wirksame Anreize zur Entlastung des Verkehrsnetzes und 
zur Verlagerung von Güterstraßenverkehr auf umweltfreundlichere Verkehr­
sträger setzen, ohne daß damit eine wesentliche Erhöhung der Güterpreise ver­
bunden wäre. Wegen der geringen Sensitivität der Produktpreise bezüglich der 
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Veränderung von Transportpreisen sind die sektoralen Preiseffekte der unter­
suchten Lkw-Transportkostenerhöhungen insgesamt sehr gering, die durch­
schnittliche Verteuerung der Güter beträgt weniger als 1 % . 

Option "Attraktivitätssteigerung im ÖPNV" 

Ein gut organisierter und attraktiver ÖPNV kann viel zur Verbesserung der Ver­
kehrssituation in Ballungsräumen beitragen. Einige Erfolgsmodelle, etwa das 
Verkehrskonzept der Stadt Zürich, sind das Ergebnis einer konsequenten An­
wendung ordnungsrechtlicher Maßnahmen. Besondere Attraktivität erhalten die 
ÖPNV-Modelle, wenn sie mit neuen Organisationskonzepten zur Nutzung indi­
vidueller Verkehrsmittel, z.B. Carsharing, verknüpft werden. 

Daß auch eine überzeugende Angebotspolitik im Bereich des ÖPNV erfolg­
reich sein kann, zeigt die Fallstudie zum "Karlsruher Model1 11

• Dessen Erfolg 
war das Ergebnis einer Vielzahl abgestimmter Maßnahmen, wie der Verbund 
aller öffentlichen Verkehrsmittel im Einzugsbereich von Karlsruhe, die Abstim­
mung der Fahrpläne der einzelnen Verkehrsträger im Rahmen eines koordinier­
ten Taktverkehrs, eine einheitliche, übersichtliche und attraktive Tarifstruktur, 
der Einsatz moderner Fahrzeuge und die umfassende Information der Bevölke­
rung über den Verkehrsverbund. Auch führt die Beteiligung der Gebietskörper­
schaften an dem Betriebskostendefizit dazu, daß das öffentliche Verkehrssystem 
in die örtlichen Planungs- und Finanzierungsüberlegungen einbezogen wird. 
Unabhängig von der Einführung des "Karlsruher Modellsu, jedoch in etwa 
gleichzeitig damit ergriffene Maßnahmen, wie z.B. die Beschränkung und 
Verteuerung des Parkraums, haben sicherlich flankierend zum erzielten Effekt 
beigetragen. Auch bezüglich seiner Kostendeckung ist das "Karlsruher Modell" 
als Erfolg anzusehen, da mit über 80 % ein für den ÖPNV überdurchschnittli­
cher Kostendeckungsgrad für die Betriebskosten erreicht wurde. 

Was kann ein attraktiv gestalteter öffentlicher Personennahverkehr bewirken? 

Anhand eines beispielhaft ausgewählten N ahverkehrskorridors wurden die ver­
kehrlichen Effekte bestimmt. Die Anzahl der dort mit dem ÖPNV zurückge­
legten Wege stieg - bei geringfügiger Zunahme der Gesamtzahl der Wege - um 
etwa 50 %, während die Zahl der Pkw-Fahrten leicht abgenommen hat. Die auf 
den ÖPNV verlagerte PkW-Fahrleistung betrug knapp 10%. Überraschend war 
die große Nachfrage an Wochenenden, ein Hinweis auf die mögliche Rolle des 
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ÖPNV als attraktives Transportmittel auch für den immer bedeutender werden­
den Freizeitbereich. Es hat sich auch bestätigt, daß ein Teil der Verlagerung zum 
ÖPNV auf Kosten des Fußgänger- und des Fahrradverkehrs geht. Zudem indu­
zieren attraktive Nahverkehrskonzepte Neuverkehr. 

Die erreichte Verlagerung von Straßenverkehr auf den ÖPNV hat zu beträcht­
lichen Emissionsminderungen sowie zur Verbesserung der Immissionssituation 
im betrachteten Korridor geführt. Ein weiterer bedeutender Umweltvorteil be­
steht darin, daß die Stadtbahn eine achsenorientierte Siedlungsentwicklung un­
terstützt, die mit geringerem Landverbrauch und erheblich geringeren Zerschnei­
dungseffekten von Landschaften verbunden ist als die durch den motorisierten 
Individualverkehr begünstigte disperse Siedlungsentwicklung. 

Welche politisch-rechtlichen Rahmenbedingungen wären zu verbessern, um 
attraktive ÖPNV-Modelle langfristig zu sichern? 

• Berücksichtigung der Anforderungen einer ÖPNV-gerechten Erschließung 
in der verbindlichen Bauleitplanung durch entsprechende Novellierung des 
Baugesetzbuches (BauGB) 

• Verpflichtung zur Beachtung der geltenden Nahverkehrspläne in der ver­
bindlichen Bauleitplanung durch entsprechende Novellierung des BauGB 

• stärkere Berücksichtigung des motorisierten Individualverkehrs in den Nah­
verkehrsplänen bzw. Schaffung eines Gesamtverkehrsplans als institutiona­
lisiertes Instrument 

• Erhöhung der Bindungswirkung des N ahverkehrsplans in Richtung auf die 
Gesamtplanung 

• einheitliche Regelungen für die Erstellung von N ahverkehrsplänen für Re­
gionen mit Verkehrsverblinden, die über die Grenzen eines Bundeslandes 
hinausgehen 

• Verbesserung der Kontrolle hinsichtlich Konsistenz und Zielkonfliktfreiheit 
der verschiedenen Planungen auf den höheren Planungsebenen 

1.4 Publikationen und Materialien 

TAB-Veröffentlichungen und Materialien 

• TAB-Arbeitsbericht Nr. 56: TA-Projekt "Entwicklung und Analyse von Op­
tionen zur Entlastung des Verkehrsnetzes und zur Verlagerung von Straßen-
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verkehr auf umweltfreundlichere Verkehrsträger" - Endbericht/Kurzfassung 
(Autoren: G. Halbritter, R. Bräutigam, T. Fleischer, S. Klein-Vielhauer, Ch. 
Kupsch, H. Paschen), Oktober 1998 

Vom TAB in Auftrag gegebene Gutachten (Auswahl) 

• TA-Vorstudie zum Projekt "Entwicklung und Analyse von Optionen zur 
Entlastung ·des Verkehrsnetzes sowie zur Verlagerung des Straßenverkehrs 
auf umweltfreundlichere Verkehrsträger" (Deutsche Forschungsanstalt für 
Luft- und Raumfahrt/HA Verkehrsforschung) 

• Ökonomische Folgenanalyse im Rahmen des TAB-Projekts "Optionen zur 
Entlastung des Verkehrsnetzes und zur Verlagerung von Straßenverkehr auf 
umweltfreundlichere Verkehrsträger" (Deutsches Institut für Wirtschafts- · 
forschung, Berlin) 

• Das Stadtbahnkonzept und seine Eignung zur nachhaltigen Verlagerung 
von motorisiertem Individualverkehr zum ÖPNV (INOVAPLAN, Karlsruhe) 

• Entwicklung des öffentlichen Personennahverkehrs in ausgewählten Bal­
lungszentren der neuen Bundesländer - eine Bewertung (EBF Ingenieurge­
sellschaft für Umwelt- und Bautechnik, Dresden) 

• Kurzstudie zur Überprüfung von Rahmenbedingungen zur Sicherung des Er­
folgs von Planungen des öffentlichen Personennahverkehrs (INOVAPLAN, 
Karlsruhe) 

• Erprobung von IuK-Techniken in Feldversuchen (Institut für Straßen- und 
Verkehrswesen, Universität Stuttgart) 

• Kapazitätsreserven im Schienenpersonenverkehr (Institut für Verkehrswe­
sen, Eisenbahnbau und -betrieb, Hannover) 

1.5 Projektbearbeiter/in 

Prof. Dr. Günter Halbritter (07247 /82 48 71) 
Torsten Fleischer (07247/82 45 71) 
Sigrid Klein-Vielhauer (07247 /82 36 45) 
Prof. Dr. Herbert Paschen (07247/82 25 00) 
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2. Gentechnik, Züchtung und Biodiversität 

2.1 Untersuchungsgegenstand und Zielsetzung 

Das TA-Projekt zum Themenfeld "Gentechnik und Züchtung unter dem Aspekt 
der 'biologischen Vielfalf im Agrarbereich" geht auf einen Vorschlag des Aus­
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zurück. Die Fragestel­
lung wurde auf den Bereich der Pflanzenzüchtung eingegrenzt und sollte - so 
weit wie möglich - auf den deutschen Agrarbereich, unter Berücksichtigung der 
europäischen Rahmenbedingungen, beschränkt werden. 

Zielsetzung des TA-Projektes war es zu untersuchen, welche negativen Ein­
flüsse vom Einsatz der Gentechnik in der Pflanzenzüchtung auf die Biodi­
versität ausgehen können, welche Beiträge Züchtung und Gentechnik zum 
Erhalt der Biodiversität leisten können und schließlich welche politischen 
Gestaltungsmöglichkeiten ableitbar sind. Es zeigte sich, daß eine Beschrän­
kung auf eine technikzentrierte Perspektive bei diesem Thema unbefriedigend 
gewesen wäre. Insbesondere zur Frage der Erhaltungsmöglichkeiten pflanzen­
genetischer Ressourcen und biologischer Vielfalt allgemein erschien eine the­
matische Erweiterung notwendig, um die Bedeutung von Gentechnik und Züch­
tung im Rahmen der Gesamtproblematik darstellen zu können. 

Andererseits machten die umfangreichen inhaltlichen Zusammenhänge eine 
Beschränkung des vertieft bearbeiteten Themenspektrums notwendig. Die 
Schwerpunkte des Berichtes sind die Beschreibung von Wirkungsketten, die 
vom Einsatz neuer Pflanzensorten in der Landwirtschaft auf die Biodiversität 
ausgehen können, sowie eine Darstellung und Diskussion der Erhaltungs­
möglichkeiten für biologische Vielfalt, insbesondere pflanzengenetische Res­
sourcen. 

2.2 Stand der Arbeiten 

Die Bearbeitung des Projektes wurde.nach Beauftragung durch den damaligen 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie und Technikfol­
genabschätzung (BFT A) im Herbst 1996 begonnen. Vier Gutachten wurden vom 
TAB zur Darstellung des wissenschaftlichen und politischen Diskussionstandes 
in Auftrag gegeben. Der Endbericht wurde im April 1998 den Berichterstatte­
rinnen und Berichterstattern für Technikfolgen-Abschätzung des BFTA vorge-
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legt, im Juni 1998 vom BFTA abgenommen und im Juli als Bundestagsdruck­
sache (BT-Drs. 13/11253) veröffentlicht. 

2.3 Ergebnisse 

Die biologische Vielfalt (Biodiversität) umfaßt die drei Ebenen der genetischen 
Viel{alt, der Artenvielfalt und der Ökosystemvielfalt. Von den geschätzten 10 
bis 20 Mio. Arten auf der Erde sind erst etwa 1,75 Mio. wissenschaftlich er­
faßt. Noch geringer sind die Kenntnisse über genetische Vielfalt innerhalb von 
Arten bzw. Populationen. Ebenso sind die Kenntnisse über die Wechselwir­
kungen zwischen Ökosystemvielfalt einerseits und genetischer und Artenviel­
falt andererseits sowie über die Auswirkungen von Fragmentierung, Verkleine­
rung, Vereinfachung und Zerstörung von Ökosystemen auf die biologische 
Vielfalt sehr unvollständig. 

Die pflanzengenetischen Ressourcen (PGR) umfassen das gesamte gene­
rative und vegetative Reproduktionsmaterial von Pflanzen mit aktuellem oder 
potentiellem Wert für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. Als Folge der 
Intensivierung der Agrarproduktion ist - nach einem Höhepunkt agrarischer 
Vielfalt um die Mitte des 19. Jahrhunderts - ein erheblicher Teil der PGR be­
droht bzw. verloren gegangen. Die noch vorhandenen PGR sind unzureicht1nd 
erfaßt, charakterisiert und evaluiert. Insbesondere fehlen Kenntnisse über die 
genetische Variation von PGR an den natürlichen Standorten sowie über die 
Mindestgrößen von Populationen für die Erhaltung der genetischen Vielfalt. 

Pflanzenzucht und rechtliche Regulierung 

Die kommerzielle Pflanzenzüchtung konzentriert sich aus ökonomischen Grün­
den auf wenige Hauptfruchtarten. Seit den 50er Jahren hat ein Konzentra­
tionsprozeß bei den angebauten Kulturarten und Sorten stattgefunden, wobei 
seit Mitte der 80er Jahre ein schnellerer Sortenwechsel zu beobachten ist. 
Allerdings ist die genetische Di versität zwischen den Sorten vermutlich oft­
mals gering. Während in vielen Industrieländern Großunternehmen den Saat­
gutmarkt dominieren, wird die Situation in Deutschland durch eine Vielzahl 
kleiner und mittlerer Züchtungsunternehmen geprägt. Die moderne biotech­
nologische, insbesondere die gentechnisch unterstützte Züchtung stellt für die 
mittelständisch strukturierte deutsche Pflanzenzüchtung eine Herausforderung 
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dar, weil sie mit hohen Kosten verbunden und der Zugang zu Genkonstrukten 
infolge der Patentierung unter Umständen nicht gesichert ist. 

Das Sortenschutzrecht stellt als privates Ausschließlichkeitsrecht die recht­
liche Voraussetzung für die Refinanzierung der Züchtungsinvestitionen dar, 
während das Saatgutverkehrsgesetz den Handel von Saat- und Pflanzgut zum 
Schutz der Verbraucher regelt. Sorten, die über keine Zulassung verfügen, dür~ 
fen auch nicht gehandelt werden. Die derzeit geltenden Zulassungskriterien 
für neue Sorten verhindern die Handelbarkeit vieler Alter Sorten sowie von 
Land- und Hofsorten und wirken sich dadurch ungünstig auf die pflanzengene­
tische Vielfalt im Anbau aus. Nicht nur die Zulassungskriterien Homogenität 
und Beständigkeit, sondern auch die bisherige Praxis der Auslegung des Krite­
riums "landeskultureller Wertu in Richtung Ertrags-, Resistenz- und Quali­
tätseigenschaften würden eine Diversifizierung der Zuchtziele und damit der 
Pflanzensorten einschränken, wird teilweise kritisiert. Im Hinblick auf das Ver­
hältnis zwischen Sortenschutz und Patentrecht wird die Befürchtung geäußert, 
daß die konventionelle bzw. traditionelle Züchtung in Zukunft behindert wer­
den könnte durch die neuen Schutzelemente, die aufgrund der spezifischen An­
forderungen bio- und insbesondere gentechnologischen Methoden nötig wur­
den. Der Saatgutmarkt drohe dadurch eine unerwünschte Entwicklung in Rich­
tung einer zunehmenden Konzentrierung, bei bestimmten Pflanzenarten gar 
Monopolisierung zu nehmen. 

Auswirkungen neuer Sorten auf die biologische Vielfalt 

Direkte Auswirkungen neuer Sorten können auf innerartlicher Ebene die (ge­
netische) Vielfalt der zugelassenen und angebauten Sorten, auf Speziesebene 
die Zahl der angebauten Kulturarten und auf Ökosystemebene die Mengen­
anteile der Kulturarten sowie die Fruchtfolgen betreffen. Die Wahl einer neu­
en, vorzüglichen Sorte kann im Einzelbetrieb oder auch in einer Region - je 
nach Rahmenbedingungen - entweder eine Ausweitung oder (z.B. iin Falle ei­
ner Abnahmebegrenzung) eine Einschränkung der Anbauflächen nach sich zie­
hen, wodurch wiederum die Anbauvielfalt erniedrigt oder erhöht bzw. als Fol­
ge von Extensivierungen oder gar Flächenstillegungen das Agrarökosystem 
grundlegender beeinflußt werden kann. Es ist - auf der Grundlage der vorlie­
genden Informationen - nicht plausibel, von der modernen (konventionellen 
oder gentechnisch unterstützten) Pflanzenzüchtung so überlegene neue Sorten 
zu erwarten, die (in Deutschland und/oder Europa) großflächig und in einem 
Umfang angebaut werden, daß daraus gegenüber der bestehenden Situation 
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eine spürbare Einengung der Arten- und Sortenvielfalt resultieren würde. 
Vielmehr werden kurz- und mittelfristig - und aller Voraussicht nach auch lang­
fristig - andere Faktoren, wie die agrarpolitischen Rahmenbedingungen, die 
weltweite Nachfrage nach Agrarprodukten oder auch geographische Restriktio­
nen, die entscheidenden Einflüsse auf Art und Umfang der angebauten Kul­
turarten und Sorten ausüben. 

Indirekte Auswirkungen des Einsatzes neuer Pflanzensorten können so­
wohl die inter- und intraspezifische Vielfalt der Agrarökosysteme (abgesehen 
von den angebauten Kulturpflanzen selbst) als auch die der umgebenden oder 
über Wirkungsketten verbundenen Ökosysteme betreffen. Zwei potentielle Ein­
wirkungspfade wurden im TA-Projekt analysiert: einerseits die Folgen einer 
veränderten Anbaupraxis, die aus den Eigenschaften neuer Sorten resultieren 
können, andererseits mögliche Auswirkungen der Einbringung neuer Merk­
male durch Verwilderung und Auskreuzung oder horizontalen Gentransfer. 
Einflüsse können insbesondere auf Bodenlebewesen, Ackerbegleitflora, Pflan­
zenkrankheiten, Schädlinge und Nützlinge ausgehen. Die Beeinflussung der 
Anbaupraxis durch die derzeit absehbaren gentechnisch veränderten Pflanzen­
sorten sowie die daraus resultierenden Auswirkungen auf die Biodiversität sind 
nur sehr eingeschränkt zu prognostizieren, zum einen wegen der Vielfalt der 
geographischen Regionen in Mitteleuropa, zum andern wegen der Vielzahl in­
teragierender Faktoren. Aus der - meist gentechnisch erfolgten Übertragung 
monogener Resistenzen gegenüber Krankheiten und Schädlingen lassen sich 
vor allem Wirkungsketten hinsichtlich der Resistenzentwicklung ableiten, die 
u.U. von großer praktischer Relevanz sein werden. Eine schnelle Resistenz­
überwindung durch Krankheitserreger oder Schädlinge stellt primär einen Nach­
teil der Sorte und ihres Anbaus selbst dar .. Bei einem großflächigen Anbau von 
transgenen Sorten mit Bacillus-thuringiensis-(B.t.)-Genen ist allerdings auch 
die bisherige Anwendung von B.t.-Präparaten im konventionellen und vor al- · 
lern im ökologischen Landbau bedroht. Der großflächige Anbau von B.t.-Mais 
und B.t.-Baumwolle in den USA wird erste konkrete Hinweise liefern, ob die 
bislang entwickelten Resistenzmanagement-Strategien adäquat und wirkungs­
voll sind. 

In der Diskussion um die biologische Sicherheit der Gentechnik in der 
Pflanzenzüchtung werden als mögliche Auswirkungen die Verwilderung von 
Nutzpflanzen sowie der vertikale und horizontale Transfer von Genen aus der 
Nutzpflanze auf andere Arten diskutiert. 

Das Auswilderungspotential von Nutzpflanzen ist - natürlich mit einem 
gewissen Maß an Unsicherheit - beschreibbar. Trotz der entwicklungsgeschicht-

28 



2. Gentechnik, Züchtung und Biodiversität T 

liehen, verwandschaftlichen Beziehungen zwischen Nutzpflanzen und Unkräu­
tern ist bis heute kein Fall bekannt, in dem eine. hoch domestizierte Nutzpflan­
ze sich außerhalb von Agrarökosystemen hätte etablieren können. Denn grund­
sätzlich sinkt das Auswilderungspotential mit dem Grad an züchterischer Bear­
beitung und der damit einhergehenden Distanz zur Wildpflanze. Die bisherigen 
Freisetzungsversuche mit transgenen Pflanzen haben keine erhöhte Fitneß ge­
genüber vergleichbaren konventionellen Sorten erkennen lassen. Das Wissen 
um die Parameter, die die ökologische Fitneß bestimmen, ist allerdings noch 
rudimentär. Da . die konventionelle und gentechnisch unterstützte Pflanzen­
züchtung auf die Anbaueignung für landwirtschaftliche Produktionssysteme hin 
selektiert, ist aber die Verwilderung von neuen Sorten prinzipiell unwahr­
scheinlich. 

Über das Auskreuzen mit verwandten Wildpflanzen können einzelne Merk­
male oder Merkmalsgruppen auf Dauer in Wildpopulationen eingebracht wer­
den (sog. vertikaler Gentransfer zwischen fortpflanzungsfähigen Kreuzungs­
partnern). Ein spezifisches gentechnisch vermitteltes Risiko (immer verglichen 
mit entsprechenden konventionellen Hochleistungssorten) kann allgemein nicht 
benannt werden. Manche der längerfristig anvisierten, gentechnisch zu errei­
chenden.Züchtungsziele, wie Resistenz- bzw. Toleranzeigenschaften gegenüber 
abiotischen Streßfaktoren oder ein erhöhtes Stickstoffaneignungsvermögen, 
könnten allerdings möglichen Empfängerpflanzen nach einem vertikalen Gen­
transfer einen ökologisch relevanten Vorteil bieten. Außer von den Merk­
malseigenschaften sind eventuelle Auswirkungen von einer Vielzahl von Öko-

. systemfaktoren abhängig. Ob über den vertikalen Gentransfer tatsächlich ein­
mal relevante Auswirkungen auf die biologische Vielfalt resultieren können, 
ist beim derzeitigen Erkenntnisstand nicht abzuschätzen. 

Ein ähnlich geringer Erkenntnisstand muß in der Frage des horizontalen 
Gentransfers konstatiert werden, also dem nicht-sexuellen Austausch geneti­
scher Information zwischen Populationen. Im Gegensatz zum vertikalen ist der 
horizontale Gentransfer (Übertragung Pflanze-Pilz und Pflanze-Virus sind ex­
perimentell nachgewiesen) ein statistisch sehr seltenes Ereignis. Im Zusam­
menhang dieses TA-Projektes interessiert letztendlich nur die Frage, ob von 
einem Gentransfer ernsthafte Gefahren für die biologische Vielfalt ausgehen 
könnten. Bei den meisten bislang übertragenen Genen, ob für Antibiotika-, 
Herbizid- oder Insektenresistenzen, kann eine solche Gefährdung nicht plau­
sibel beschrieben werden. Konkrete Probleme können jedoch möglicherweise 
aus der Verwendung viraler Sequenzen zur sog. Prämunisierung von Pflanzen 
erwachsen. Durch die konstitutive Anwesenheit viraler Gene in großflächig 
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angebauten Pflanzen könnte die Entstehung neuer Virustypen, z.B. mit geän­
dertem Wirtsspektrum, gefördert werden. 

Erhaltungsmaßnahmen für Biodiversität: Ex situ, in situ und on farm 

Ex-Situ-Sammlungen (Genbanken) enthalten im Durchschnitt etwa 60 % der 
vorhandenen Variationsbreite der wichtigsten Kulturpflanzen. Bei den heimi­
schen Kulturpflanzen, wie Ährengetreide und Zuckerrüben, befindet sich schon 
mehr als 90 % des genetischen Materials in deutscher Ex-situ-Erhaltung. Ex­
situ-Maßnahmen sind für die reich gegliederten Kulturpflanzen und die Un­
kräuter vom konvergenten Entwicklungstyp unverzichtbar. Die Reproduktion 
des eingelagerten Materials stellt die Hauptschwierigkeit bei der Ex-situ-Er­
haltung dar. 

Deutschland verfügt über eine hohe Vielfalt an heimischen genetischen Res­
sourcen im Bereich der Zierpflanzen, der Arznei- und Gewürzpflanzen, der Fut­
terpflanzen sowie der Gehölze einschl. Obstpflanzen. Die In-situ-Erhaltung 
ist die einzige Möglichkeit zur Erhaltung der großen Mehrzahl der Wildpflan­
zen und zur Bewahrung eines großen Artenreichtums bei gleichzeitiger Garan­
tie einer weiteren evolutionären Entwicklung. Die Verankerung der Erhaltung 
der biologischen Vielfalt und des Schutzes der PGR im deutschen Naturschutz 
ist unzureichend. Da reine Schutzgebiete in Deutschland kaum 2 % der. Ge­
samtfläche ausmachen, land- und forstwirtschaftlich genutzte Flächen dagegen 
rund 85 %, kommt der engen Kooperation von Naturschutz und Landwirtschaft 
eine hohe Bedeutung zu. 

Die On-farm-Erhaltung ist eine Sonderform der In-situ-Erhaltung für do­
mestizierte Pflanzen, die durch traditionelle bäuerliche und gärtnerische Be­
wirtschaftungsweisen geprägt ist. Die On-farm-Erhaltung erfolgt durch Anbau 
und Nutzung der betreffenden Arten und Sorten (z.B. Alte Sorten) in landwirt­
schaftlichen Betrieben. Hierbei handelt es sich im Gegensatz zur konservieren­
den Erhaltung (z.B. in Genbanken) um eine dynamische Erhaltung, die fortge­
setzte evolutionäre Prozesse ermöglicht. Während in Deutschland die Vielfalt 
der Ackerpflanzen on-farm stark eingeschränkt ist, bestehen bei Gräsern und 
Futterpflanzen, Obstgehölzen sowie im Gartenbau gute Ausgangsbedingungen 
für die On-farm-Erhaltung. Die On-farm-Erhaltung ist ein relativ neues Kon­
zept, Langzeiterfahrungen liegen daher noch nicht vor. 

Die Ex-situ-, On-farm- und In-situ-Erhaltung haben jeweils spezifische Vor­
und Nachteile. Eine alleinige Konzentration auf einen Erhaltungsansatz kann 
den Anforderungen an die Erhaltung und nachhaltige Nutzung pflanzengeneti-
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scher Ressourcen nicht gerecht werden. Eine stärkere Gewichtung von On-farm­
und In-situ-Erhaltung bei PGR ist noch zu vollziehen. Für die Erhaltung der 
biologischen Vielfalt insgesamt ist die In-situ-Erhaltung von ganz zentraler 
Bedeutung. Eine Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen den verschiede­
nen Erhaltungsansätzen gibt e·s in die Deutschland nur in Einzelfällen, eine sy­
stematische Kombination der Erhaltungsmöglichkeiten erfolgt nicht. 

Zur Umsetzung internationaler Verpflichtungen 

Mit der Konvention über biologische Vielfalt (CBD, Rio 1992) und dem glo­
balen Aktionsplan zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der pflanzen­
genetischen Ressourcen (GPA, Leipzig 1996) ist die Bundesrepublik Deutsch­
land wichtige internationale Verpflichtungen eingegangen. Der Erhalt der bio­
logischen Vielfalt, insbesondere der PGR, in den Zentren der genetischen Viel­
falt ist für Deutschland und die deutsche Landwirtschaft von großer Bedeu­
tung. Außerdem bedürfen die internationalen Vereinbarungen zur biologischen 
Vielfalt und zu PGR einer Harmonisierung. 

Das Thema Biodiversität hat einen starken Querschnittscharakter. Auf Bun­
desebene ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi­
cherheit zuständig für die Konvention über biologische Vielfalt, das Bundes­
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten für die pflanzengeneti­
schen Ressourcen. Die Aufgabe der Erhaltung von biologischer Vielfalt und 
pflanzengenetischen Ressourcen betrifft darüber hinaus verschiedene Fachpo­
litiken bzw. Ressorts auf der Ebene von EU, Bund und Ländern, wobei Ver­
ständnis und Akzeptanz dieser neuen Aufgabe in vielen dieser Institutionen 
noch gering sind. Der im Rahmen der Verpflichtungen aus der Biodiversitäts­
konvention vorgelegte "Nationalbericht Biologische Vielfalt" der Bundesregie­
rung unter Federführung des BMU formuliert ein strategisches Rahmenkon­
zept zur Erfüllung der Handlungsziele im Bereich biologische Vielfalt. Aufga­
be der kommenden Jahre wird es sein, bestehende Aktivitäten und Ansätze auf 
den verschiedensten gesellschaftlichen und politischen Ebenen zusammenzu­
führen und zu einer nationalen Strategie weiterzuentwickeln und umzusetzen. 

Handlungsbedarf und Handlungsmöglichkeiten 

Die moderne Landwirtschaft hat. durch Intensivierung, Rationalisierung, Spe- · 
zialisierung und Konzentration der Produktion maßgeblich zur Verringerung 
der biologischen Vielfalt bei Kultur- wie bei Wildpflanzen in peutschland bei-
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getragen. Wirkungen auf die biologische Vielfalt sind dabei insbesondere von 
den Veränderungen bei Düngung, Pflanzenschutz, Fruchtfolgen und Flurberei­
nigung ausgegangen. Pflanzenzüchtung und moderne Pflanzensorten sind Be­
standteil der veränderten landwirtschaftlichen Produktionssysteme und wirken 
eher indirekt auf die biologische Vielfalt. Die Ergebnisse des TA-Projektes füh­
ren zu dem Schluß, daß die Nutzung gentechnischer Verfahren in der Pflan­
zenzucht im Vergleich zu den konventionellen Züchtungsmethoden kurz- bis 
mittelfristig in Deutschland bzw. dem mitteleuropäischen Raum keinen spezi-

. fischen, signifikanten negativen Einfluß auf die biologische Vielfalt haben 
wird. Andererseits wird die gentechnisch unterstützte Pflanzenzüchtung auch 
keinen wesentlichen Beitrag zur Erhaltung und Ausweitung der pflanzen­
genetischen Res~ourcen leisten. Die Wirkungsketten, die mit der Einführung 
neuer Sorten verbunden sind und die zum Verlust von biologischer Vielfalt und 
pflanzengenetischen Ressourcen führen können, sind jedoch wissenschaftlich 
bisher nur sehr unvollständig verstanden und sollten daher verstärkt untersucht 
werden. 

Wenn die Zielsetzung "Erhaltung der biologischen Vielfalt" mit hoher Prio­
rität verfolgt wird, ergibt sich daraus, daß der Handlungsbedarf insbesondere 
direkt bei den Erhaltungsmaßnahmen liegt. Dazu sollten die Ex-situ-, In-situ­
und On-farm-Erhaltungsmaßnahmen verbessert und ausgebaut werden. Da es in 
Deutschland noch kein abgestimmtes Verfahren zur Erhaltung von pflanzenge­
netischen Ressourcen unter Einbeziehung aller Erhaltungsmaßnahmen gibt, 
sollte eine kombinierte Erhaltungsstrategie entwickelt werden. Dies wäre 
gleichzeitig ein wesentlicher Beitrag zur Erhaltung der biologischen Vielfalt in 
Deutschland. Zur nationalen Umsetzung der internationalen Vereinbarungen 
und zur Entwicklung und Umsetzung efoer nationalen Strategie zum Erhalt der 
biologischen Vielfalt (incl. PGR) ist eine enge Abstimmung und Zusammen­
arbeit zwischen den verschiedenen betroffenen Politikfeldern und -ebenen 
notwendig. In den nationalen Strategieentwicklungs- und umsetzungsprozeß 
sollten interessierte und betroffene gesellschaftliche Gruppen einbezogen 
werden. Von zentraler Bedeutung für eine dauerhafte Erhaltung und Förderung 
der Biodiversität wäre ein flächendeckender Wandel zu einer nachhaltigen 
Landbewirtschaftung, die die Förderung landwirtschaftlicher Vielfalt und den 
Schutz wildlebender Pflanzen und Tiere als wesentliche Elemente begreift. 
Prinzipien des ökologischen Landbaus, die im Vergleich zur nach wie vor vor­
herrschenden konventionellen Landwirtschaft eine stärkere Extensivierung und 
Diversifizierung einschließen, könnten dabei wichtige Leitlinien liefern. 
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2.4 Publikationen und Materialien 

TAB-Veröffentlichungen und Materialien 

TAB-Arbeitsbericht Nr. 55: TA-Projekt "Gentechnik, Züchtung und Biodiver­
sität11 - Endbericht (Autoren: R. Meyer, Ch. Revermann, A. Sauter), April 1998 

Vom TAB in Auftrag gegebene Gutachten 

• Zuchtziele konventioneller und gentechnischer Pflanzenzüchtung und die 
Bedeutung pflanzengenetischer Ressourcen (Prof. Dr. Wolfgang Friedt, In­
stitut für Pflanzenbau und Pflanzenzü9htung, Universität Giessen) 

• Direkte und indirekte Auswirkungen konventioneller und gentechnisch un­
terstützter Pflanzenzüchtung auf die Biodiversität (Dr. Stephan Albrecht und 
Prof. Dr. Volker Beusmann, Forschungsschwerpunkt Biotechnik, Gesell­
schaft und Umwelt (BIOGUM), FG Landwirtschaft und Pflanzenzüchtung, 
Universität Hamburg) · 

• Evaluation von Ex-situ- und In-situ-Maßnahmen zur Erhaltung pflanzenge~ 
netischer Ressourcen sowie Ableitung von Handlungsbedarf und - ansätzen 
(Prof. Dr. Karl Hammer, Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzen­
forschung (IPK), Gatersleben) 

• Evaluation von Ex-situ- und In-situ-Maßnahmen zur Erhaltung pflanzenge- . 
netischer Ressourcen sowie Ableitung von Handlungsbedarf und - ansätzen 
(Dr. Thomas Plän, Institut für Biodiversität und Naturschutz e.V. · (IBN), 
Regensburg) 

2.5 Projektbearbeiter 

Dr. Arnold Sauter (0228/23 35 10) 
Dr. Rolf Meyer (0228/23 66 28) 
Dr. Christoph Revermann (0228/23 34 36) 
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3. Forschungs- und Technologiepolitik für eine·nach­
haltige Entwicklung 

3.1 .Untersuchungsgegenstand und Zielsetzung 

Eine dem Konzept der nachhaltigen zukunftsfähigen Entwicklung verpflichtete 
Wirtschafts- und Lebensweise impliziert einen weitreichenden ökologischen 
Strukturwandel. Dieser umfaßt umwelt- und sozialverträgliche Produktion und 
Produkte ebenso wie einen (natur)ressourcenschonenden Konsum- und Lebens­
stil. Wissenschaft und Technik wird vielfach eine Schlüsselrolle für die 
Konkretisierung und Umsetzung dieses Konzeptes zuerkannt. Infolgedessen 
werden hohe Ansprüche an die wissenschaftliche Forschung und technische 
Entwicklung gestellt - und damit auch an die Forschungs- und Technologiepo­
litik. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage nach dem Beitrag, den bun­
desdeutsche FuT-Politik zur Konkretisierung und Verwirklichung einer nach­
haltigen Entwicklung leisten kann und soll, wie ihre gegenwärtigen Ziele, 
Konzepte und Instrumente daraufhin zu bewerten sind und welche Anforderun­
gen an die FuT-Politik daraus abzuleiten sind. 

3.2 Stand der Arbeiten 

Das TAB wurde im September 1995 beauftragt, im Rahmen eines Monitoring 
die Möglichkeiten der Operationalisierung des Leitbildes "sustainable develop­
ment" im Bereich der .FuT-Politik (Kriterien, Methoden, Institutionen, Instru­
mente, Inhalte) zu klären sowie einen ersten Überblick darüber zu erarbeiten, 
wie andere europäischer Länder sowie die USA und Japan dieses Leitbild in 
der FuT-Politik zu verankern suchen bzw. inwieweit dies schon geschehen ist. 

Auf der Basis der Ergebnisse des Monitoring (TAB-Arbeitsbericht Nr. 50) 
wurde das. Projekt als TA-Projekt fortgeführt. Der Schwerpunkt der Arbeiten 
lag dabei weniger auf den Inhalten einer nachhaltigen FuT-Politik als auf den 
dazu nötigen neuen Verfahren und Instrumenten. Der im Rahmen des Monito­
ring erarbeitete international vergleichende Überblick über Ansätze einer Inte­
gration des Leitbildes nachhaltige Entwicklung in die FuT-Politik hatte erge­
ben, daß insbesondere das niederländische Programm "Sustainable-Techno­
logy-Development" (STD) einen Ansatz darstellt, der den von TAB erarbeite­
ten Kriterien einer "nachhaltigen FuT-Politik" Rechnung trägt. Um die Leistungs-
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fähigkeit und Grenzen des Ansatzes· und die Möglichkeiten der Übertragbarkeit 
auf die deutsche FuT-Politik zu untersuchen, wurde ein Studie zu den Hinter­
gründen der Einrichtung des STD-Programmes in Auftrag gegeben. Mittels ei­
ner Analyse der einschlägigen Dokumente und Interviews mit den beteiligten 
Akteuren werden Abläufe, Mechanismen, Motivationen, Probleme und Wider­
stände sowie Ergebnisse des Programmes beschrieben und vor dem Hinter­
grund des vom TAB entwickelten Kriteriensets für eine an Nachhaltigkeit ori­
entierte FuT-Politik bewertet. Um erste Hinweise auf die Übertragbarkeit des 
Programmes auf die deutsche FuT-Politik bzw. bezüglich nötiger Modifikatio­
nen des Ansatzes zu gewinnen, wurden die Ergebnisse der Studie zum STD­
Programm deutschen forschungspolitischen Experten/innen zur Kommentie­
rung vorgelegt. 

Ergänzend wurde eine. Studie zum Stand der wissenschaftlichen und gesell­
schaftlichen Diskussion über nachhaltige Entwicklung in Deutschland in Auf­
trag gegeben. Der Überblick über den internationalen Stand der Integration des 
Leitbildes nachhaltige Entwicklung in die FuT-Politik wurde durch Studien zur 
Bedeutung des Leitbildes in der FuT-Politk der EU und ausgewählter europäi­
scher Länder vertieft. 

Im Juni 1998 hat das TAB einen Zwischenbericht vorgelegt, der auf der Ba­
sis der o.g. Arbeiten Möglichkeiten einer Integration des Leitbildes nachhaltige 
Entwicklung in die deutsche FuT-Politik in Form einer modifizierten Adaption 
des niederländischen STD-Ansatzes aufzeigt. Das TAB kommt in diesem Be­
richt zu dem Schluß, daß auf dem gegebenen Stand der Diskussion über eine 
nachhaltige FuT-Politik eine Weiterentwicklung der konzeptionellen Diskussi-, 
on in erster Linie von praktischen Versuchen der Umsetzung des Leitbildes in 
die Forschungs- und Entwicklungsförderung zu erwarten ist. Die vorgesehene 
zweite Phase des TA-Projektes zur Weiterentwicklung eines Konzeptes für eine 
Neuorientierung der FuT-Politik erscheint aus der Sicht des TAB zum gegen­
wärtigen Zeitpunkt nicht sinnvoll. 

3.3 Vorläufige Ergebnisse 

Kriterien für eine am Leitbild nachhaltige Entwicklung ausgerichtete FuT­
Politik 

Es ist davon auszugehen, daß eine am Konzept der Nachhaltigkeit ausgerich­
tete FuT-Politik in der Regel nur d.ann ihren Ansprüchen gerecht werden kann, 
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wenn sie zugleich mit innovativen methodisch-konzeptionellen Forschungsan­
sätzen - etwa einer verstärkten Förderung interdisziplinärer und problemorien­
tierter Untersuchungen oder einer systematischen Untersuchung und Einbezie­
hung der Handlungsmöglichkeiten sozialer Akteure - verknüpft ist. Ausgehend 
von dieser Einschätzung wurden folgende allgemeine Kriterien für eine an 
nachhaltiger Entwicklung ausgerichtete FuT-Politik formuliert: 

• problemorientierte Interdisziplinarität 
• Verbindung von grundlagen- und theoriebezogener Forschung mit Anwen-

dungs- und Gestaltungsorientierung 
• Langfrist- und Folgenabschätzungsorientierung 
• Verbindung von regionalen und globalen Analyseebenen 
• Orientierung an gesellschaftlichen Bedürfnisfeldern 
• Akteursorientierung 

Diese Kriterien bieten einen allgemeinen Orientierungsrahmen für die Ge­
staltung von Methoden, Konzepten und Institutionen einer "nachhaltigen For­
schungspolitik" und können so die Umsetzung von inhaltlichen Zielen und eine 
prozeßorientierte Vorgehensweise im Rahmen einer "nachhaltigen" Forschung 
und Technikentwicklung befördern. Gleichzeitig ermöglichen sie eine Bewer­
tung, ob und wieweit sich die gegenwärtige FuT-Politik thematisch und metho­
disch-konzeptionell an nachhaltiger Entwicklung orientiert. 

Das niederländische STD-Programm 

Das niederländische Programm zur nachhaltigen Technologieentwicklung Sus­
tainable Technology Development Program (STD) (Durzame Technologi­
sche Ontwickeling, DTO) kann als ein hinsichtlich der Zielsetzung und Me­
thode herausragender Ansatz zur Transformation der Technologiepolitik unter 
der Perspektive· der nachhaltigen Entwicklung angesehen werden. In keinem 
anderen Land findet sich ein vergleichbarer Ansatz, der sich explizit der Ent­
wicklung nachhaltiger Innovationen widmet und dabei auch vom Verfahren der 
Programmabwicklung her versucht, neue, der Durchsetzung nachhaltiger Inno­
vationen zuträgliche Wege zu beschreiten. Das Programm kann so nicht nur 
von seiner Zielsetzung her, sondern auch hinsichtlich der Art und Weise der 
FuT-Förderung als innovativ angesehen werden. 

Das STD-Programm versteht sich nicht als FuT-Programm im eigentlichen 
Sinne, sondern kann zum einen als eine Art Meta-Forschungsprogramm ge­
sehen werden, das darauf abzielt, die Methoden zu untersuchen, mit denen sich 
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die beabsichtigten und für eine nachhaltige Entwicklung notwendigen "großen 
Sprünge" in der Technikentwicklung erzielen lassen. Zum anderen versteht 
sich das Programm als "Stimulations- und Demonstrationsprogramm", mit­
tels dessen Ziele und Möglichkeit nachhaltiger Technikentwicklung aufgezeigt 
werden soHen, um so selbstorganisierte Prozesse nachhaltiger Innovationspro­
zesse in Gang zu setzen. Die Praktikabilität und der Nutzen .des Leitbildes Nach­
haltigkeit als neues Paradigma der Technikentwicklung soll demonstriert wer­
den. Hierbei soll das Programm als "Katalysator" wirken. Da die Entwicklung 
nachhaltiger Technik als langfristiger Prozeß angesehen wird, dient das Pro­
gramm in erster Linie dazu, 

• Wirtschaft, Großforschungseinrichtungen und Hochschulen die ersten Er­
fahrungen in diesem Suchprozeß machen zu lassen und dabei auch neue 
Netzwerke zwischen den relevanten Akteuren anzuregen sowie 

• Untersuchungsrichtungen, die zu einer nachhaltigen Technikentwicklung 
führen könnten, mit Hilfe von "Illustrationsprozessen" z~ erkunden. 

Das DTO-Programm fußt nicht auf einer neuen, nicht schon auch in anderen 
Kontexten erprobten Methode. Es stellt aber in der Kombination verschiedener 
Verfahren im Hinblick auf das Ziel, neue, nicht unmittelbar aus vorhandenen 
Technologielinien ableitbare und an einer nachhaltigen Wirtschafts- und Le­
bensweise orientierte Innovationsprozesse in Gang zu setzen, einen innovati­
ven Weg in der Forschungs- und Technologiepolitik dar. 

Das methodische Vorgehen des Programmes umfaßt im wesentlichen die fol­
genden Schritte: Auf der Basis von Bedürfnisfeldanalysen, die Aufschluß da­
rüber geben sollen, welche Bedürfnisse im Jahr 2040 in verschiedenen Bedürf-: 
nisfeldern bestehen, werden in einem sogenannten Back-casting-Verfahren ge­
eignete Beispiele für Technologien ausgewählt, die eine nachhaltige Befriedi­
gung dieser Bedürfnisse gewährleisten könnten. Diese werden in Illustrations­
prozessen hinsichtlich der technologischen und ökonomischen Bedingungen 
ihrer Realisierbarkeit untersucht. Für einen Teil dieser illustrierten Technolo­
gielinien werden dann konkrete FuE-Programme erarbeitet und ihre Imple­
mentierung vorbereitet. 

In vielerlei Hinsicht werden im STD-Programm die vom TAB entwickelten 
Kriterien für eine nachhaltige Forschungspolitik umgesetzt. So erfolgt die De­
finition von Aufgaben der Forschung und der Technikentwicklung nicht ausge­
hend von bestehenden Techniklinien. Vielmehr werden ausgehend von den im 
niederländischen nationalen Umweltplan definierten Umweltzielen im Hinblick 
· auf eine nachhaltige Entwicklung zu lösende Probleme in unterschiedlichen 
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Bedürfnisfeldern definiert, auf die hin Techniklinien und Forschungsaufgaben 
bestimmt werden. Es scheint im Rahmen des Programmes auch gelungen zu 
sein, grundlagen- und anwendungsorientierte Forschung durch den Aufbau oder 
Anstoß von Forschungs- und Entwicklungsnetzwerken zu verbinden. Ebenso 
wurde durch das Back-casting-Verfahren eine langfristige Orientierung der ver­
folgten Forschungs- und Entwicklungsprojekte gewährleistet, und diese konn­
ten in einzelnen Fällen auch mit mittelfristigen Interessen der Industrie ver­
bunden werden. Insgesamt scheint dem STD-Programm für einzelne Projekte 
der Aufbau von Akteursnetzwerken aus Politik, Wissenschaft und Wirtschaft 
zur Verfolgung langfristiger, an nachhaltiger Entwicklung orientierter For­
schungs- und Entwicklungsprozesse gelungen zu sein. Das Programm eröffnet 
über die im einzelnen geförderten Projekte hinaus einen erfolgversprechenden 
Weg zur Stimulierung mittel- und langfristiger Innovationsprozesse für eine 
nachhaltige Entwicklung - so werden einige durch das Programm angestoßene 
Ideen derzeit in anderen niederländischen Forschungsprogrammen auf gegriffen 
und weitergeführt. 

Übertragbarkeit des STD-Ansatzes auf die deutsche FuT-Politik 

Das TAB hat, ausgehend von den in Deutschland gegebenen Voraussetzungen 
(vorliegende Ansätze zur Operationalisierung des Leitbildes, Bedeutung des 
Leitbildes in der gesellschaftlichen und politischen Diskussion und in der FuT­
Politik), Überlegungen zur Übertragbarkeit des DTO-Ansatzes auf die deutsche 
FuT-Politik und zu den möglichen Konturen eines deutschen FuT-Programmes 
zur Förderung nachhaltiger Innovationen angestellt. 

Ein Aufgreifen des niederländischen Ansatzes, mit den im Hinblick auf ei­
nige (auch in der niederländischen Diskussion thematisierte) Defizite und auf 
die deutsche Situation nötigen Modifikationen, erscheint auch für die deut­
sche FuT-Politik geeignet, um die Möglichkeiten der Implementation des 
Leitbildes als neues Paradigma für Forschung und Entwicklung zu über­
prüfen. Auch in der deutschen Diskussion wird die Initiierung von Suchpro­
zessen nach Inhalten und Aufgaben einer nachhaltigen Forschung und Techni­
kentwicklung gefordert (Enquete-Kommission "Schutz des Menschen und der 
Umwelt", SRU, UBA, Wissenschaftsrat). Eine Weiterentwicklung von Konzep­
ten und Instrumenten einer nachhaltigen Forschungspolitik und ein Test der 
Praktikabilität, d.h. der Grenzen und Möglichkeiten, Forschung und Entwick­
lung an Kriterien wie Interdisziplinarität, Akteursbezug u.a. auszurichten, läßt 
sich letztlich nur von praktischen Versuchen der Implementation des Leit-
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bildes in FuT-Programmen erwarten. Bei einer möglichen Adaption des An­
satzes für die deutsche FuT-Politik können Schwächen des Programmes - wie 
beispielsweise die Orientierung an einem rein technischen, auf Effizienzsteige­
rung zielenden Innovationsbegriff und eine mangelnde Integration von Um­
welt- und Verbrauchergruppen in die Phase der Definition von Entwicklungsli­
nien - berücksichtigt werden. Zu berücksichtigen sind auch unterschiedliche 
institutionelle Voraussetzungen einer an Nachhaltigkeit orientierten FuT-Poli­
tik in den Niederlanden und in Deutschland. Für das Zustandekommen und den 
Erfolg des Programmes in den Niederlanden kann seine Anbindung an die im 
niederländischen nationalen Umweltplan vorgegebenen Ziele als wesentlich gel­
ten. Auch ist in den Niederlanden eine ressortübergreifende, interministeriell 
koordinierte Organisation der FuT-Politik seit langem gängige Praxis. Insge­
samt aber bietet die differenzierte und rege deutsche Diskussion um nachhalti­
ge Entwicklung, die eine Reihe ambitionierter Versuche der Operationalisierung 
von Nachhaltigkeit hervorgebracht hat, sowie die Tatsache, daß das Leitbild 
zumindest in der Umweltpolitik und auch in einer Reihe von Einzelprogram­
men des BMBF politisch verankert ist, gute Voraussetzungen für die Initiie­
rung eines langfristig angelegten, an definierten Zielen nachhaltiger Ent­
wicklung ausgerichteten Programmes zur Konkretisierung "nachhaltiger" FuT­
Projekte in Zusammenarbeit mit den verschiedenen Akteuren des Innovations­
systems. 

3.4 Publikationen und Materialien 

TAB-Veröffentlichungen und Materialien 

• TAB-Arbeitsbericht Nr. 50: Monitoring "Forschungs- und Technologiepoli­
tik für eine nachhaltige Entwicklung" - Sachstandsbericht (Autoren: Ch. 
Katz, L. Hennen, B.-J. Krings), Juni 1997 

• TAB Arbeitsbericht Nr. 58: TA-Projekt "Forschungs- und Technologiepoli­
tik für eine nachhaltige Entwicklung" - Zwischenbericht (Autoren: L. Hen­
nen, B.-J. Krings), Juni 1998 

Vom TAB in Auftrag gegebene Gutachten 

• Forschungspolitik für eine nachhaltige Entwicklung: Das niederländische 
DTO-Programm und seine Bedeutung für die Bundesrepublik Deutschland 

39 



III. TA-Projekte 

(Dr. Peter Wehling, Dr. Engelbert Schramm, Institut für Sozialökologische 
Forschung, Frankfurt a.M.) 

• Research and Technology Policy for a Sustainable Development - Survey 
of the Dutch R&D Policy (Dr. Ferd Schellemann, Institute for Applied En­
vironmental Economics, The Hague) 

• Orientierung am Leitbild "Sustainable Development 11 Gesellschafts-, for­
schungs- und umweltpolitische Aktivitäten seit der Rio-Konferenz von 1992 
(Dr. Christine Katz, Bonn) 

• Kommentargutachten: "Forschungspolitik für eine nachhaltige Entwicklung: 
Das niederländische STD-Programm und seine Bedeutung für die Bundes­
republik Deutschland" 
- Dr. Ulrich Petschow, Institut für ökologische Wirtschaftsforschung, 

Berlin 
- Joachim H. Spangenberg, Wuppertal Institut für Klima, Umwelt und 

Energie, Wuppertal 
- Dr. Diethard Schade, Akademie für Technikfolgenabschätzung Baden­

Württemberg, Stuttgart 
- Prof. Dr. Peter Weingart, Dr. Georg Krücken, Dr. Anita Engels, Institut 

für Wissenschafts- und Technikforschung, Universität Bielefeld 

3.5 Projektbearbeiter/in 

Dr. Leonhard Hennen (0228/23 35 82) 
Bettina-Johanna Krings (07247/82 25 01) 

4. . Entwicklung und Folgen des Tourismus 

4.1 Untersuchungsgegenstand und Zielsetzung 

Für den Tourismus als globales Geschehen werfen die Strukturveränderungen 
im Zuge des Globalisierungsprozesses eine Vielzahl neuer Fragen auf. Dazu 
zählen das anwachsende Volumen der Reiseströme, der weltweite Kampf der 
Destinationen um alte und neue Quellmärkte, die Gefahr von Überkapazitäten 
und ruinösem Wettbewerb sowie der Beitrag des Tourismus zur globalen Um­
weltproblematik. 
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Nicht nur bezüglich der ökologischen Dimension steht die Rolle der Politik 
und ihrer Beiträge zu einer nachhaltigen Tourismuspolitik auf dem Prüfstand. 
Auch andere Handlungsfelder wie die Verbesserung der Rahmenbedingungen 
und die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des Tourismusstandörtes Deutsch­
land rücken verstärkt ins Blickfeld. Gesucht--wird eine neue Balance zwischen 
den Chancen weiterer Liberalisierung und Deregulierung und den ökonomi­
schen, sozialen und ökologischen Risiken des Tourismus. 

Zentrale Thematik des auf eine Initiative des Ausschusses für Fremden­
verkehr und Tourismus zustandegekommenen TA-Projektes "Folgen des Tou­
rismus" ist die Frage, ob und wie eine intelligente und kooperative Touris­
mus"innen"politik und eine neu zu definierende Tourismus"außen"politik auf 
die Phänomene einer weitreichenden Umbruchsituation reagieren können. 

4.2 Stand der Arbeiten 

Das Projekt wurde im Oktober 1996 begonnen. Eine erste Phase des Projektes 
diente der Erarbeitung eines Sachstandsberichts sowie der Identifikation von 
Forschungslücken zu den zentralen Dimensionen des Tourismus. Neben einer 
Analyse des Reiseverhaltens der Deutschen wurden· fünf Themenbereiche be­
handelt: Tourismus als Wirtschaftsfaktor, Umweltfolgen des Tourismus, Tech­
nik und Tourismus, Motive, Einstellungen und Werte, Tourismuspolitik. Der 
Abschlußbericht zu Phase I konzentrierte sich auf den Tourismus der Deut­
schen und den Tourismus in Deutschland. Der Bericht wurde im Oktober 1997 
vorgelegt (TAB-Arbeitsbericht Nr. 52). 

In der zweiten Phase wird der Tourismus im Kontext der Globalisierung be­
trachtet und der Tatsache der Einbettung des touristischen Geschehens in die 
weltweiten Wandlungsprozesse in Wirtschaft, Politik und Gesellschaft Rech­
nung getragen. Die Ursachen und Folgen der Globalisierung werden in Bezie­
hung zum Tourismus gesetzt werden, insofern sie sowohl bereits bestehende 
strukturelle Probleme des Tourismusstandorts Deutschland verstärken, anderer­
seits aber auch Chancen und Potentiale eröffnen können. Der Bericht der Phase 
II wird im März 1999 vorgelegt. 
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4.3 Vorläufige Ergebnisse 

Rahmenbedingungen und Trends des Tourismus 

Die dem Tourismus vorhergesagten Wachstumsraten und seine erwartete weite­
re Expansion sind abhängig . von bestimmten Rahmenbedingungen und Ent­
wicklungstrends. Hierzu zählen die Struktur und Entwicklung der Weltwirt­
schaft, der demographische wie der soziostrukturelle Wandel, der Werte­
wandel, globale Umweltprobleme und die weltweit sich formierende Infor­
mationsgesellschaft. Für eine realistische Einschätzung des zukünftigen Rei­
severhaltens und der Angebotsstruktur müssen diese den Tourismus beeinflus-:­
senden externen Variablen berücksichtigt werden. 

Tourismus im Zeitalter der Globalisierung 

Globalisierungstendenzen in der Weltökonomie wirken sich auch im Tourismus 
aus. Anzeichen, die in diese Richtung deuten, finden sich sowohl auf der Seite 
der Nachfrage nach touristischen Dienstleistungen als auch auf der Angebots­
seite. 

Neben Tendenzen zur weltweiten Angleichung der Nachfrage zeichnen sich 
auch solche der Differenzierung ab. Mit einer weltweiten Vereinheitlichung des 
Angebots ist nur im Niedrigpreissegment zu rechnen. Auch in bezug auf den 
Tourismus aus und nach Deutschland läßt sich von Globalisierungstendenzen 
in der Nachfrage nur mit Vorsicht sprechen. Zwar weisen die Deutschen. eine 
hohe Auslandsreiseintensität, zugleich aber eine geringe Fernreiseintensität auf. 

Auf der Angebotsseite lassen sich deutlichere Anzeichen für Globalisierung­
stendenzen und -prozesse feststellen. Alle Stufen der touristischen Wertschöp­
fungskette (Reisemittler, Veranstalter, Transport- und Gastgewerbe) unterlie­
gen zunehmendem Konkurrenzdruck. Größenwachstum, Konzentrationsten­
d~nzen, Nischenstrategien und Allianzen sind durchgängige Symptome. Sie 
fallen in den einzelnen Sektoren allerdings unterschiedlich aus. 

Informations- und Kommunikationstechnologien in der Tourismuswirtschaft 

Unabdingbare Vo.raussetzung und zentrales Element eines globalen Tourismus 
ist eine weltweite informationstechnische Infrastruktur. 
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Die vermehrte Nutzung neuer IuK-Systeme tangiert alle Stufen der touristi­
schen Wertschöpfungskette, verändert Marktanteile, Arbeitsplätze und Arbeits­
bedingungen und beeinflußt die Wettbewerbsfähigkeit der Akteure und Desti­
nationen. IuK-Technologien schaffen veränderte Kommunikations- und Koope­
rationsformen zwischen den touristischen Anbietern und den Kunden und 
schwächen die Bedeutung klassischer Distributionskanäle. Der vermehrte Ein­
satz von IuK-Technologien führt aber auch zu einem verschärften globalen 
Wettbewerb im Tourismus, zur Einsparung von Arbeitskräften und zu Ver­
drängungseffekten und Verteilungskämpfen auf dem Markt. 

Politik 

Das System Tourismus repräsentiert bereits heute ein fortgeschrittenes. Modell 
der Beziehung zwischen Wirtschaft und kooperativem Staat und weist weit ent­
wickelte Strukturen einer Leitökonomie der Moderne auf. 

Eine Analyse der Akteure auf der Ebene der internationalen Tourismuspoli­
tik zeigt eine erstaunliche Vielfalt staatlicher und zwischenstaatlicher Organi­
sationen einerseits und Vertretern gesellschaftlicher Gruppen wie Verbände und 
Nicht-Regierungsorganisationen andererseits. Zentrale Ziele in der internatio­
nalen Tourismuspolitik wie z.B. adäquate Rahmenbedingungen, Wettbewerbs­
vielfalt, Nachhaltigkeit oder Arbeitsplätze werden in Kooperation mit der öf­
fentlichen Hand und Gesellschaft verfolgt. Tourismuspolitik stellt sich insofern 
als Verbundpolitik dar. 

Eine Analyse der Konzepte und Strategien zeigt insbesondere auf interna­
tionaler Ebene die große Aufgeschlossenheit der Akteure gegenüber dem Leit­
bild eines nachhaltigen Tourismus. Bemerkenswert sind auch die zahlreichen 
Versuche, das Spannungsverhältnis zwischen Ökologie und Ökonomie durch 
integrierte Ansätze und Programme zu mindern. Allerdings bleibt unüberseh­
bar, daß zwischen Privatwirtschaft und öffentlichen Akteuren wie auch Nicht­
Regierungsorganisationen unterschiedliche Vorstellungen hinsichtlich der Ziele 
und Wege einer nachhaltigen Tourismuspolitik bestehen. 

Auf europäischer Ebene ist es bislang nicht gelungen, die Potentiale einer 
kohärenten EU-Tourismuspolitik auszuschöpfen und gleichzeitig das Subsida­
ritätsprinzip konstruktiv zu gestalten. Es fehlt eine gemeinsam getragene poli­
tische Zielsetzung und ein übergeordnetes Leitbild einer europäischen nach­
haltigen Tourismuspolitik. Im Blick auf die Herausforderungen eines nachhal­
tigen und wirtschaftlich tragfähigen Tourismµs ist die Situation unbefriedigend. 
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Eine Analyse der bundesdeutschen Akteure in der Politik zeigt, daß zum 
einen Strukturen und Kapazitäten zur aktiven Gestaltung einer internationalen 
Tourismuspolitik verbessert werden müssen. Zum anderen müßten die bislang 
auf verschiedenen Ebenen existierenden Vor:stellungen gesammelt und zu ei­
nem geschlossenen Konzept zusammengefaßt werden. Die Wirtschaft hat sich 
bislang erst in Ansätzen auf die Ebene internationaler Tourismuspolitik begeben. 

Themen und Optionen für eine nachhaltige deutsche Tourismusaußenpoli­
tik ergeben sich insgesamt aus den Herausforderungen des globalisierten Tou. 
rismus und einer Verpflichtung staatlicher Politik auf das Prinzip einer nach­
haltigen Entwicklung. Sie könnte anknüpfen an die bereits entwickelten Ansät­
ze und Aktivitäten internationaler zwischenstaatlicher und gesellschaftlicher 
Akteure. 

Fazit 

Die von vielen erwartete goldene Zukunft des Tourismus ist eher offen. Die 
mit seiner weiteren Entwicklung verbundenen Chancen und Potentiale einer­
seits und die Risiken für Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt andererseits lie­
gen dicht beisammen. Weil aber der Tourismus wie nur wenige Wirtschafts­
sektoren zwingend auf eine intakte Umwelt und ein nachhaltiges Wachstum 
angewiesen ist, besteht hier noch am ehesten die Chance, Mittel und Wege zu 
finden, Wirtschaft und Umwelt im Zeitalter der Globalisierung in Einklang zu 
bringen. 

4.4 Publikationen und Materialien 

TAB-Veröffentlichungen und Materialien 

• TAB-Arbeitsbericht Nr. 52: TA-Projekt "Entwicklung und Folgen des Tou­
rismus" - Bericht zum Abschluß der Phase I (Autoren: Th. Petermann unter 
Mitarbeit von Ch. Hutter und Ch. Wennrich), Oktober 1997 

Vom TAB in Auftrag gegebene Gutachten 

• Tourismus und Globalisierung (Deutsches Wirtschaftswissenschaftliches 
Institut für Fremdenverkehre.V. an der Universität München, DWIF, Mün­
chen) 
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• Neue Informations- und Kommunikationstechnologien und ihre Relevanz 
für die Innovationsfähigkeit der deutschen Tourismusbranche (Institut für 
Zukunftsstudien und Technologiebewertung, IZT, Berlin) 

• Innovative Technologien für den. Tourismus (Wissenschaftliches Institut 
für Kommunikationsdienste GmbH, WIK, Bad Honnef) 

• Nachhaltige Tourismuspolitik im Zeitalter der Globalisierung (Ecologic 
GmbH, Gesellschaft für Internationale und Europäische Umweltforschung, 
Berlin) 

4.5 Projektbearbeiter/in 

Dr. Thomas Petermann (0228/23 35 83) 
Christine Wennrich 

5. Umwelt und Gesundheit 

5.1 Untersuchungsgegenstand und Zielsetzung 

Auf Vorschlag des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi­
cherheit sollen Ausgangslage und Strategien für den vorsorgenden Gesund­
heitsschutz im Bereich Umwelt und Gesundheit untersucht werden. Der wissen­
schaftliche und gesellschaftliche Diskussionsstand zu dieser Thematik soll auf­
bereitet werden. 

In unserer Umwelt ist eine kaum überschaubare Zahl von physikalischen, 
biologischen und chemischen Faktoren und Stoffen vorhanden, die potentiell 
gesundheitsschädigend sind. Ob tatsächlich eine Gesundheitsgefährdung von 
einer Noxe ausgeht, ist jedoch abhängig von komplexen Wirkungszusammen­
hängen, u.a. von der Emissionssituation, der Expositionssituation, der indivi­
duellen Disposition und den Wirkmechanismen im Menschen. Zugleich gibt es 
eine Vielzahl von somatischen und psychischen ErkrankungeII bzw. Störungen, 
die mit anthropogenen Umweltbelastungen in Verbindung gebracht werden. 

Insgesamt bestehen zahlreiche Kenntnislücken und Unsicherheiten bei der 
Bewertung der Gefährdungspotentiale. Zielsetzung des TA-Projektes ist es, 

- den Kenntnisstand zu den Gesundheitsgefährdungspotentialen von Umwelt­
belastungen aufzuarbeiten, 
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- die wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Bewertungskontroversen 
über umweltbeeinflußte Gesundheitsgefährdungspotentiale nachvollziehbar 
zu machen und Vorschläge zum Umgang mit diesen Bewertungskontrover­
sen zu entwickeln sowie 
Ansatzpunkte für· vorsorgende, umweltbezogene Präventionsstrategien her­
auszuarbeiten und diese auf ihre jeweiligen Vor- und Nachteile hin zu un­
tersuchen. 

5.2 Stand der Arbeiten 

Im Herbst 1995 hat das TAB mit einer Vorstudie zu diesem TA-Projekt begon­
nen. Im Rahmen der Vorstudie wurden drei Gutachten vergeben. Zielsetzung_ der 
Vorstudie war die Erarbeitung eines Sachstandsberichtes über gesundheitlich 
relevante Umweltbelastungen und umweltbeeinflußte Krankheiten sowie die 
Identifikation von Problemfeldern, die im Rahmen der Hauptstudie vertieft un­
tersucht werden sollten. Die Vorstudie wurde im März 1997 vorgelegt (TAB­
Arbeitsbericht Nr. 47). 

Nach einer Diskussion mit den Berichterstattern für dieses Projekt aus den 
Ausschüssen für Gesundheit und für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher­
heit hat das TAB im Herbst 1996 eine Konzeption für die Hauptstudie vor­
gelegt. Der damalige Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Techno­
logie und Technikfolgenabschätzung (BFTA) des Deutschen Bundestages hat 
dieser Vorgehensweise zugestimmt. Die Hauptstudie soll sich auf Fragen der 
Bewertungsansätze und der Präventionsstrategien konzentrieren. Wegen des 
Bearbeitungsaufwands und aufgrund der Untersuchungslogik wurde die Haupt­
studie in zwei Phasen unterteilt. 

In der Hauptphase I ("Bewertungsansätze") wurden, ausgehend vom Stand 
der toxikologischen, epidemiologischen, ärztlichen und klinischen Kenntnisse 
und der Erfahrung Betroffener, die bestehenden Bewertungskontroversen im 
Bereich Umwelt und Gesundheit untersucht. Dabei wurde zwischen naturwis­
senschaftlichen, medizinischen, psychosozialen und präventionspolitischen 
Bewertungskontroversen unterschieden. Hierzu wurden insgesamt zehn Gut­
achten vergeben. Zielsetzung dieser Untersuchungsphase war es, inhaltliche, 
prozedurale und institutionelle Ansätze zum Umgang mit den Bewertungskon­
flikten zu entwickeln. 

Für die Hauptphase II ("Präventionsansätze") wurde vorgeschlagen, vor dem 
Hintergrund der Bewertungskontroversen bereits verfolgte und neu entwickelte 
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Präventionsansätze systematisch zusammenzustellen und zu analysieren. Ziel­
setzung dieser Untersuchungsphase ist es, die Grenzen und Möglichkeiten ver­
schiedener Präventionsstrategien, mögliche Kombinationen und Anwendungs­
felder herauszuarbeiten. 

Mit den Gutachten aus Phase I liegt dem TAB sehr umfangreiches Material 
vor, das über die Bewertungskontroversen hinaus auch schon Fragen der Prä­
ventionsansätze behandelt. Es hat sich gezeigt, daß die vorgesehene Trennung 
von Bewertungskontroversen und Präventionsansätzen nicht sinnvoll durchzu­
halten ist. Weiterhin hat die Auswertung der Gutachten aus Phase I ergeben, 
daß die Handlungsmöglichkeiten zum Umgang mit Bewertungskontroversen 
gleichzeitig integraler Bestandteil von Prävt;mtionsstrategien sein sollten. 
Schließlich ist sowohl bei den Ansätzen zum Umgang mit Bewertungskontro­
versen als auch bei den Ansätzen für Präventionsstrategien eine intensive Dis­
kussion mit den betroffenen gesellschaftlichen Akteuren notwendig, die bisher 
nicht geleistet werden ko11nte. Aus dem Stand der Projektbearbeitung ergab sich 
daher, daß die weitere Vorgehensweise (gegenüber dem ursprünglichen Vor­
schlag) in Absprache mit den Berichterstattern des BFT A modifiziert wurde. 
Ergänzend zu den vorliegenden Gutachten soUen noch bestimmte präventions­
politisch relevante Schwerpunkte untersucht werden, und zwar 

- Maßnahmen zur Verbesserung der Umwelt- und Gesundheitsinformations-
systeme sowie 

- Ansatzpunkte zur Stärkung gesundheitsförderlicher Lebensbedingungen. 

Außerdem soll eine intensive Diskussion mit den verschiedenen relevanten 
Akteuren (in der Form von Workshops) erfolgen. Der zusammenfassende End­
bericht zu den Phasen I und II ist für Sommer 1999 vorgesehen. 

5.3 Vorläufige Ergebnisse 

Der Problembereich "Umwelt und Gesundheit" ist hoch komplex. Diese Kom­
plexität läßt sich durch vier Dimensionen beschreiben (Abb. 1), die in den kon­
troversen Diskussionen zur Einschätzung umweltbeeinflußter Gesundheitsge­
fährdungen eine wichtige Rolle spielen. Jeweils typische Fragestellungen, die 
sich aus den verschiedenen Dimensionen ergeben, werden im folgenden vorge­
stellt. 
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Abb. 1: Dimensionen des Problembereichs "Umwelt und Gesundheit" 

Zeitdimension 

Zukunft 

Gegenwart 

Vergangenheit 

Zeitdimension 

Gesamtstaat 

Region, Stadt 

Einzel­

standort 

Raumdimension 

Belastungsdimension 

Kombination 

von·Noxen 

Gesamtum­

weltsituation 

i,:::__ ________________ _____,. Bevölkerungs-

Individuum Gruppen Gesamtbe­

völkerung 

dimension 

Handlungsbedarf kann sich aus zurückliegenden, aktuellen oder zukünftigen 
anthropogenen Umweltbelastungen ergeben. Bei den heute auftretenden, um­
weltbeeinflußten Erkrankungen ist zu klären;-inwieweit diese auf Umweltbela­
stungen der Vergangenheit (denen die Betroffenen ausgesetzt waren oder noch 
sind) zurückzuführen sind. Bei der Umweltsituation der Gegenwart stellt sich 
die Frage, welche - neben den aktuellen - zukünftigen gesundheitlichen Aus­
wirkungen von ihr ausgehen können. Und bei den heutigen Entscheidungen 
über wirtschaftliche und technische Weichenstellungen für die Zukunft sollte 
ein wichtiges Kriterium sein, ob diese zu einer Verringerung gesundheitlicher 
Risiken beitragen. 
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Raumdimension 

Die kontroversen Diskussionen können sich auf einen bestimmten Standort, auf 
eine Region bzw. Stadt oder auf den Gesamtstaat Bundesrepublik Deutschland 
beziehen. Der Einzelstandort steht bei den gesundheitsbezogenen Kontrover­
sen um Atomkraftwerke, Müllverbrennungsanlagen oder Industriebetrieben im 
Mittelpunkt. Gesundheitsgefährdungspotentiale von Verkehr, Lärm oder Luft­
verschmutzungen werden insbesondere für Stadtteile, Städte bzw. Regionen 
diskutiert. Auf gesamtstaatlicher Ebene werden schließlich viele chemische 
Noxen und umweltbeeinflußte Erkrankungen wie Allergien und Umweltsyn­
drome (z.B. MCS) thematisiert, die sich kaum noch auf einzelne Quellen zu­
rückführen lassen. 

Belastungsdimension 

Die Verringerung von Gesundheitsgefährdungspotentialen kann für einzelne 
Noxen, für eine Kombination von Noxen oder für die gesamte Umweltsituation 
angestrebt werden. Einzelnoxen (z.B. Amalgam, Ozon, Dioxin) haben in den 
Diskussionen oftmals einen hohen Symbolwert, und ordnungsrechtliche Rege­
lungen (Grenzwerte usw.) beziehen sich in der Regel auf einzelne Noxen. Bei 
Untersuchungen und Regelungen zu Kombinationen von Noxen stellt sich die 
Frage, wie diese zusammenwirken und inwieweit die Belastungssituation durch· 
Indikatorgrößen erfaßt werden kann. Bei der Betrachtung der Gesamtumwelt~ 
situation wird grundsätzlich diskutiert, ob die Gesundheitsgefährdungspoten­
tiale überschätzt und dadurch unangemessene Umweltängste heraufbeschworen 
werden oder ob sie nicht vielmehr unterschätzt werden und entsprechende Um­
weltängste somit berechtigt sind. 

Bevölkerungsdimension 

Schließlich können einzelne Individuen, Bevölkerungsgruppen bzw. Teilpopu­
lationen oder die Gesamtbevölkerung betrachtet werden. Auf der Ebene der . 
Individuen stellt sich die Frage, welche Empfindlichkeitsunterschiede beste­
hen und inwieweit der Einzelne durch Umweltbelastungen gesundheitlich be­
einflußt wird. Auf der Ebene von Gruppen ist zu untersuchen, ob soziale Un­
gleichheiten bei den gesundheitlichen Auswirkungen bestehen und wie die 
Kompetenzen zur Verminderung von Umweltbelastungen und zur Gestaltung 
gesundheitsförderlicher Lebensbedingungen gesellschaftlich verteilt sind. Für 
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die Gesamtbevölkerung ist schließlich die Relevanz potentiell gesundheitsge­
fährdender Umweltbelastungen und umweltbeeinflußter Erkrankungen emzu­
schätzen, um den politischen Handlungsbedarf zu bestimmen. 

Das Spektrum präventionspolitischer Möglichkeiten 

Unterschiedliche Einschätzungen auf der wissenschaftlichen Ebene und Be­
wertungen auf der gesellschaftlichen Ebene führen zu einem breitem Spek­
trum präventionspolitischer Ansatz- und Gestaltungsmöglichkeiten, die ent­
sprechend kontrovers diskutiert werden (Abb. 2). 

Abb. 2: Präventionsansätze auf politischer Ebene 

Dimensionen kontroverser Präventionsansätze 

reaktive Prävention • • proaktive Prävention 

Dispositionsprävention • • Expositionsprävention 

Verhaltensprävention • • Verhältnisprävention 

N oxenprävention • • Verursacherprävention 

Risikoprävention • • Gesundheitsförderung 

Reaktive und proaktive Prävention 

Welche Sicherheit - von wissenschaftlicher Gewißheit bis zum Verdacht - ist 
notwendig, um eine politische Gestaltung auszulösen? Werden schon bei Ver­
dachtsmomenten frühzeitig präventive Maßnahmen ergriffen, ist dies mit der 
Gefahr einer Überregulierung verbunden. Werden erst bei festgestellten ge­
sundheitlichen Auswirkungen präventive Maßnahmen eingeleitet, kann dies ein 
verspätetes Eingreifen bedeuten. 

Dispositions- und Expositionsprävention 

Wo auf dem langen Weg von der Emission bis zur individuellen Erkrankung ist 
der geeigneteste Eingriffspunkt, an dem eine politische Gestaltung ansetzen 
sollte? Bei der Dispositionsprävention sind die Maßnahmen auf den Schutz 
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empfindlicher Individuen ausgerichtet, bei der Expositionsprävention wird der 
Schutz der Bevölkerung insgesamt angestrebt. 

Verhaltens- und Verhältnisprävention 

Inwieweit sind Einflußnahmen auf das Verhalten der Einzelnen oder Verände­
rungen der Verhältnisse für alle die erfolgversprechendere Möglichkeit, an der 
eine politische Gestaltung ansetzen kann? Wenn die potentiell Betroffenen durch 
ihr Verhalten die Gefährdungspotentiale meiden sollen, wird damit die Verant­
wortung stark beim Einzelnen angesiedelt. Werden durch Verhältnisgestaltung 
die Gefährdungspotentiale minimiert, wird dagegen die gesellschaftliche Ver­
antwortung betont. 

Noxen- und Verursacherprävention 

An welchen Punkten - von den einzelnen Umweltnoxen bis zur Gestaltung von 
Verursacherbereichen - sollte Präventionspolitik anzusetzen? Wenn einzelne 
Schadstoffexpositionen minimiert werden, ist dies in der Regel leichter wissen­
schaftlich zu begründen, aber die Reichweite ist unter Umständen unzurei­
chend. Die ökonomischen und technischen Entwicklungstendenzen umzusteu­
ern kann insbesondere langfristig effektiver sein, ist aber oftmals politisch 
schwieriger umzusetzen. 

Risikoprävention und Gesundheitsförderung 

Inwieweit sind Pathogenese oder Salutogenese der bessere Blickwinkel, unter 
dem Prävention gestaltet werden sollte? Hier stellt sich die Frage, ob die Verhin­
derung von Erkrankungen oder die Gestaltung gesundheitsförderlicher Lebens­
bedingungen in den Mittelpunkt von Präventionsstrategien gestellt werden soll. 

Ausblick 

Aufbauend auf einem systematischen Überblick über das Problemfeld "Umwelt 
und Gesundheit" liegt der Schwerpunkt des TA-Projektes darauf, die vielfälti­
gen Bewertungskontroversen nachvollziehbarer zu machen und die Vor- und 
Nach teile der verschiedenen Präventionsansätze aufzuzeigen. Dabei wird ver-
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sucht, auf bisher nur wenig behandelte Themenfelder ein besonderes Gewicht 
zu legen: 

- Im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit standen bisher somatische Erkrankun­
gen, die möglicherweise durch Umweltbelastungen verursacht werden. Erst­
mals wurde in diesem Projekt der Kenntnisstand zum Zusammenhang von 
Umweltbelastungen und psychischen Störungen sowie zu den psychi­
schen Ursachen und psychischen Auswirkungen umweltbeeinflußter Er­
krankungen zusammengetragen. 
Neben der vielfach analysierten und diskutierten Risikoproblematik werden 
die Potentiale zur Gestaltung gesundheitsförderlicher Lebensbedingun­
gen analysiert. Obwohl unstrittig ist, daß positive Umweltfaktoren einen er­
heblichen Einfluß auf das gesundheitliche Wohlbefinden haben, sind diese 
bisher wenig untersucht worden. Es soll damit auch ausgelotet werden, in­
wieweit mit einer entsprechenden Veränderung von Schwerpunkten in der 
wissenschaftlichen und öffentlichen Diskussion Verunsicherungen und Be­
drohungsgefühle abgebaut und neue Handlungsperspektiven für die Betrof­
fenen und Beteiligten eröffnet werden können. 

- Umwelt- und Gesundheitsberichterstattung weisen bislang nur geringe Ver­
knüpfungen auf. Es wird untersucht, wie diese verbessert und die vielfach 
geforderte umweltbezogene Gesundheitsberichterstattung aufgebaut wer-' 
den kann, um zu einer besseren Informationsbasis für Politik und Bürger zu 
gelangen. 

5.4 Publikationen und Materialien 

TAB- Veröffentlichungen 

• TAB-Arbeitsbericht Nr. 47: TA-Projekt "Umwelt und Gesundheit" - Vorstu­
die (Autoren: R. Meyer, Ch. Katz, A. Meister, Ch. Revermann, A. Sauter), 
März 1997 

Vom TAB in Auftrag gegebene Gutachten 

• Umwelt und Gesundheit: Risiken des täglichen Lebens aus toxikologischer 
Sicht (Vorschläge für Handlungsbedarf seitens der Politik) (Prof. Dr. H. 
Marquardt, Fraunhofer Arbeitsgruppe Toxikologie und Umweltmedizin 
(ATU), Hamburg) 
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• Kenntnisstand zum Thema Umwelt und Gesundheit unter besonderer Be­
rücksichtigung epidemiologischer Aspekte (Prof. Dr. Dr. H.-E. Wichmann, 
Forschungszentrum für Umwelt und Gesundheit (GSF), Institut für Epide­
miologie, Neuherberg) 

• Umwelt und Gesundheit (Dr. G. Bort, Interdisziplinäre Gesellschaft für Um­
weltmedizin (IGUMED), Murg-Hänner) 

Vom TAB in Auftrag gegebene Gutachten - Hauptphase I 

• Gesellschaftliche Prozesse und Konflikte bei der Bewertung von gesund­
heitlichen Risiken durch Umweltbelastungen. (Prof. Dr. K.-W. Brand, Mün­
chener Projektgruppe für Sozialforschung e.V., München) 

• Kontroversen zwischen präventiver Umweltmedizin, klinischer Umweltmedi­
zin und klinischer Ökologie. (Dr. D. Eis, Robert Koch-Institut (RKI), Berlin) 

• Naturwissenschaftliche Bewertungskontroversen: Unsicherheiten, Konflikte 
und Hintergründe bei der (toxikologischen und epidemiologischen) Risiko­
abschätzung mehrerer Noxen (Dr. B. Grahl, Dr. E. Schmincke, Institut für 
integrierte Umweltforschung und Beratung, Heidekamp und Tübingen) 

• Psychische Ursachen oder psychische Auswirkungen umweltbedingter Er­
krankungen (Dr. R. Günther, Reutlingen) 

• Soziale Ungleichheit und umweltbedingte Erkrankungen in Deutschland: 
Empirische Ergebnisse und Handlungsansätze (Dr. J. Heinrich, Dr. A. Mielck, 
Forschungszentrum für Umwelt und Gesundheit (GSF), Institut für Epide­
miologie und Institut für Medizinische Informatik und Systemforschung, 
Gesellschaft für sozialmedizinische Forschung e.V., Neuherberg und Suhl) 

• Potentiale, Ansatzpunkte, Schwächen und Stärken unkonventioneller medi­
zinischer Richtungen (UMR) 'vs. "konventionelle" Umweltmedizin - Die Eig­
nung unterschi~dlicher medizinischer (Krankheits-, Gesundheits, Diagnose-

1 

µnd Therapie-)!Konzepte zum Verständnis umweltbedingter Krankheiten 
(Prof. Dr. P.F. Matthiesen, Universität Witten/Herdecke) 

• Umweltstandards, Grenzwerte und Handlungsansätze zum Umgang mit Be­
' wertungskontroverse'n (Dr. A. Meister, Karlsruhe) 

• Naturwissenschaftliche Bewertungskontroversen (Dr. A. Meister, Karlsruhe) 
• Psychische Störungen und umweltbezogene Erkrankungen (Dr. S. Preuss, 

Psychologie für Gesundheit und Umweltschutz, Bremen) 
• Unangemessene und berechtigte Umweltängste - Erkenntnisstände, Erklä­

rungsansätze und Kontroversen (Prof. Dr. Dr. H.-E. Richter, Gießen) 
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• Präventionspolitische Bewertungskontroversen im Bereich "Umwelt und 
Gesundheit" (Prof. Dr. R. Rosenbrock, Prof. Dr. W. Maschewsky, Wissen­
schaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB) und Fachhochschule 
Hamburg, Berlin und Hamburg) 

Vom TAB in Auftrag gegebene Gutachten - Hauptphase II 

• Umweltbezogene Gesundheitsberichterstattung - Verbesserung der Infor­
mationsgrundlagen im Bereich Umwelt und Gesundheit (Dr. R. Fehr, Uni­
versität Bielefeld, Fakultät für Gesundheitswissenschaften, Gruppe "Um­
welt und Gesundheit", in Kooperation mit dem Landesinstitut für den Öf­
fentlichen Gesundheitsdienst NRW (lögd), Bielefeld) 

• Salutogenetische Perspektive und Gesundheitsförderung - Ansatzpunkte zur 
Stärkung gesundheitsförderlicher Lebensbedingungen (Prof. Dr. H. Legewie, 
Prof. Dr. R. Schäfer, Prof. Dr. A. Trojan, TU Berlin und Universität Ham­
burg, Berlin und Hamburg) 

• Potentiale der Gesundheitsförderung in Deutschland - Operationalisierung 
des "Umweltwissens" für salutogenetische Konzepte im Bereich "Umwelt 
und Gesundheit" (S. Ulmer, KATALYSE e.V., Köln) 

5.5 Projektbearbeiter 

Dr. Rolf Meyer (0228/23 66 28) 
Dr. Arnold Sauter (0228/23 35 10) 

6. Brennstoffzellen-Technologie 

6.1 Untersuchungsgegenstand und Zielsetzung 

Auf Beschluß des Ausschusses für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Tech­
nologie und Technikfolgenabschätzung soHen Chancen und Möglichkeiten der 
Brennstoffzellen-Technologie bei der Ausgestaltung eines künftigen, ökono­
misch tragfähigen und ökologisch attraktiven Energieversorgungs- und Ver­
kehrssystems untersucht werden. Dies schließt eine Analyse ein, ob und wie 
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durch politische Maßnahmen entsprechende Rahmenbedingungen geschaffen 
oder verbessert werden könnten. 

6.2 Stand der Arbeiten, vorläufige Ergebnisse 

Hintergrund der Beauftragung des TAB ist das weltweit zunehmende Interesse 
an der,Brennstoffzellen-Technologie, welches sich z.B. in der sprunghaften Zu­
nahme von Fachpublikationen sowie von in Amerika, Japan und Europa vorge­
stellten Prototypen mit Brennstoffzellen-Technik in Pkw's, Bussen, Heizungsan­
lagen sowie Laptop abzeichnet. Einen Über~lick über den aktuellen Entwick­
lungsstand der Brennstoffzellen-Technologie gibt der TAB-Arbeitsbericht Nr. 51. 
Ein wesentliches Ergebnis dieses Monitoring-Berichtes ist, daß trotz erhebli­
cher technischer Fortschritte (z.B. beim Materialeinsatz) und tendenziell verän­
derter energiepolitischer Rahmenbedingungen (z.B. Umweltschutzregelungen 
infolge der Ozon- und Treibhausgasproblematik, Dezentralisierung in der Strom­
wirtschaft) bisher keine Umsetzung in ein wettbewerbsfähiges Serienprodukt 
und somit kein großflächiger Einsatz von Brennstoffzellen erfolgt ist. Dabei bie­
tet die Brennstoffzellen-Technologie eine Chance, etwa im Verkehrsbereich, lo­
kal signifikant emissions- bzw. immissionsmindernd zu wirken und die Abhän­
gigkeit von fossilen Energieträgern zumindest partiell abzubauen. 

Der Ansatz des weiterführenden TA-Projektes besteht darin, die Brennstoff­
zellen-Technik in diversen Referenzanlagen eingebaut - mit weiterentwickel­
ter, konventioneller Fahrzeug- sowie Energieversorgungstechnik vor allem hin­
sichtlich energetischer und ökologischer Parameter unter Anwendungsbedin­
gungen zu vergleichen. Dies ist insofern bedeutsam, als sich auch konventio­
nelle Fahrzeuge (z.B. mit einem 3-1-Motor) sowie Strom- und Wärmeversor­
gungsanlagen (z.B. moderne GuD-Anlagen) in einer Optimierungsphase befin­
den. Diese geben eine "Meßlatte" vor, welcher sich eine alternative Technik 
stellen muß. Die Vorzüge der Brennstoffzellen-Technik sind z.B. ihr hoher Wir­
kungsgrad im Teillastbetrieb, ihre Geräuscharmut sowie ihre modulare Bau­
weise. Nachteilig sind momentan noch ungelöste Probleme bei verwendeten 
Materialien sowie hohe Kosten auf der Herstellerseite. 

Bei einer vergleichenden Analyse mit dem Zieljahr 2010 stehen folgende 
Leitfragen im Vordergrund: 

• Welchen potentiellen Nutzer-Anforderungen könnte die Brennstoffzellen­
Technik im Vergleich mit konventionellen, weiterentwickelten Fahrzeug­
oder Energieumwandlungstechniken gerecht werden? 
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• Wie ordnen sich eher technische Anforderungen (z.B. Wirkungsgrad, Ge­
räuscharmut, modularer Aufbau, Schadstoffemissionen) an Brennstoffzellen­
(Elektro )-Fahrzeuge sowie an Strom- und Wärmeversorgungsaggregate mit 
Brennstoffzellen in übergeordnete Gesamtzusammenhänge, wie die globale 
Treibhausgasproblematik oder die problematischen lokalen Verkehrsemis­
sionen und -immissionen in Ballungsräumen, ein? 

• Welche Chancen bestehen für eine neue Technik, in aufgeteilte Märkte aus­
gereifter, konventioneller, etablierter Fahrzeug- und Energieumwandlungs­
techniken einzudringen? 

• Welche kostenseitigen Zielgrößen müßten hierfür erreicht werden? 
• Wo könnten "Eingriffe" - im Sinne von veränderten politischen Rahmenbe-

dingungen - ansetzen? 

Das Untersuchungsspektrum bezieht alle potentiellen Einsatzmöglichkeiten 
von Brennstoffzellen ein. Dies sind der Bereich Verkehr/Transport, die statio­
näre Energieversorgung und die tragbare Stromversorgung. Für diese Band­
breite der Betrachtungen hat es sich als praktikabel erwiesen, mit repräsentati­
ven Referenzanlagen bzw. -fahrzeugen zu arbeiten. Dies bedeutet z.B. für 
Fahrzeuge im Pkw-Bereich die Auswahl eines repräsentativen Mittelklasse­
fahrzeuges mit entsprechenden Leistungskenndaten. Die Vergabe von fünf Gut­
achten erfolgte entsprechend den vorgenannten Anwendungssegmenten. Im Vor­
dergrund steht eine gleichwertige Bearbeitungstiefe dieser drei Segmente, wo­
bei nutzungsseitige (z.B. Handhabbarkeit, Versorgungssicherheit), technische 
(z.B. Wirkungsgrad mit Reformierung), ökonomische (z.B. Kostenrahmen für 
verbraucherseitige Akzeptanz) sowie ökologische (z.B. Emissionen klimarele­
vanter Schadstoffe, Entsorgung) Kriterien einbezogen werden. 

Verkehr/Transport 

Im Bereich Verkehr und Transport werden vor allem Fahrzeuge des Individual­
verkehrs sowie Nutzfahrzeuge betrachtet.· Auch schienengebundene Fahrzeuge 
bieten Einsatzmöglichkeiten für Brennstoffzellen, genauso wie z.B. Schiffe. Im 
Vordergrund dei: Betrachtung stehen repräsentative Brennstoffzellen-Fahrzeuge 
mit Elektromotor, die mit konventionellen, weiterentwickelten Fahrzeugen mit 
Verbrennungsmotor verglichen werden. Favorisiert wird von industrieller Seite 
im mobilen Bereich derzeit die Membran-Brennstoffzelle. 
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Stationäre Energieversorgung 

Dieser Einsatzbereich umfaßt die Betrachtung von Brennstoffzellen zur zen­
tralen und dezentralen Strom- und Wärmeversorgung. Dazu gehören Kraftwerke 
von überregionalen Energieversorgungsunternehmen wie auch solche zur indu­
strieeigenen und regionalen Versorgung. In Kraftwerken ist beispielsweise der 
Einsatz von Hochtemperatur-Brennstoffzellen, welche mit Gasturbinen koppel­
bar sind, interessant. In der eher dezentralen Hausenergieversorgung bietet die 
Brennstoffzellen-Technik Einsatzmöglichkeiten etwa zur Kraft-:Wärme-Kopp­
lung in Blockheizkraftwerken oder zur Notstromversorgung. 

Tragbare Stromversorgung 

Die netzunabhängige Stromversorgung ist für ein Reihe von Anwendungen, wie 
Laptop, Telekommunikation (Mobiltelefone), Rollstuhlversorgung und Not­
stromaggregate, interessant. In diesen Anwendungsfeldern bietet die Mini­
Brennstoffzelle eine Alternative zum Betrieb von Batteriesystemen. 

Ein Bestandteil jedes Gutachtens ist die Einbeziehung der im jeweils be­
trachteten Anwendungssegment relevanten Kraft- und Brennstoffe mit ihren 
Vorketten. Dies bedeutet beispielsweise, daß es nachvollziehbar sein soll, auf 
welche Art und Weise eingesetzter Wasserstoff erzeugt wird und welche 
Schadstoffemissionen dabei an die Umwelt abgegeben werden. Betrachtet wird 
eine Erzeugung sowohl auf fossilem als auch - soweit im anvisierten Zeitraum 
sinnvoll und möglich auf regenerativem Wege. Diese Betrachtung schließt 
Umwandlungsverluste und die Schadstofffreisetzung "am Bohrloch" des Pri­
märenergieträgers, wie etwa Erdöl oder Erdgas, beim Transport nach Deutsch­
land sowie bei der Umwandlung (z.B. in Synthesegas) bis hin zur Anlieferung 
beim Verbraucher (z.B. Tankstelle) ein. Die emissionsseitige Analyse ausge­
wählter Versorgungspfade für Brenn- und Kraftstoffe soll am Ende der Pro­
jektlaufzeit eine vergleichende Bewertung von Brennstoffzellen-Aggregaten im 
Gesamtzusammenhang mit unterschiedlichen Kraftstoffen (z.B. Methanol, Was­
serstoff, Benzin) ermöglichen. Um für das gesamte Projekt eine vergleichbare 
Daten- und Bewertungsbasis zu Verfügung zu haben, wird projektintern eine 

· Harmonisierung der Ausgangsdatenbasis für vorgelagerte Brenn- und Kraft­
stoffversorgungsketten angestrebt. In praxi bedeutet dies, daß beispielsweise für 
Erdgas als Brenn- und Kraftstoff in allen Gutachten eine abgestimmte Daten­
kette als Vergleichsbasis genutzt wird. 
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Der Bearbeitungsbeginn für die meisten Gutachten war Anfang September 
1998. Die Ergebnisse der Gutachten sollen bis zum Herbst 1999 vorliegen. Der 
Endbericht soll Ende 1999 vorgelegt werden. 

6.3 Publikationen und Materialien 

TAB-Veröffentlichungen und Materialien 

• TAB-Arbeitsbericht Nr. 51: Monitoring "Zum Entwicklungsstand der Brenn­
. stoffzellen-Technologie" - Sachstandsbericht (Autorin: D. Oertel), Septem­
ber 1997 

Vom TAB in Auftrag gegebene Gutachten 

• Systemvergleich für den Einsatz von Brennstoffzellen in Straßenfahrzeugen 
(Forschungszentrum Jülich GmbH, Institut für Werkstoffe und Verfahren 
der Energietechnik (IWV-3), Programmgruppe Systemforschung und Tech­
nologische Entwicklung (STE)) 

• Ökologischer Vergleich von Kraftfahrzeugen mit verschiedenen Antriebs­
energien unter besonderer Berücksichtigung der Brennstoffzelle (Institut für 
Energie- und Umweltforschung Heidelberg GmbH (ifeu)) 

• Analyse von Einsatzmöglichkeiten und Rahmenbedingungen verschiedener 
Brennstoffzellen-Systeme in Industrie und zentraler öffentlicher Stromver-. 
sorgung (Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e.V., Institut für Tech­
nische Thermodynamik (ITT), Stuttgart) 

• Brennstoffzellen-Strategiestudie (L-B-Systemtechnik GmbH, Ottobrunn); 
gemeinsame Beauftragung durch den Deutschen Bundestag sowie die Be­
wag Aktiengesellschaft und die Berliner Gaswerke AG (GASAG) 

• Stand, Einsatzmöglichkeiten, Chancen und Rahmenbedingungen von Mini­
Brennstoffzellen (Fraunhofer-Institut Solare Energiesysteme (ISE), Freiburg) 

6.4 Projektbearbeiter/in 

Dr. Dagmar Oertel (0228/23 34 36) 
Torsten Fleischer (07247/82 45 71) 
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7. Klonen von Tieren 

7 .1 Untersuchungsgegenstand und Zielsetzung 

Die Untersuchung des Themenfeldes "Klonierung" geht auf einen Vorschlag des 
Ausschusses für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie und Tech­
nikfolgenabschätzung (BFTA) zurück. 

Im Frühjahr 1997 stellte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Deutschen 
Bundestag formell den Antrag auf ein generelles "Verbot des Klonens von Tie­
ren" (BT-Drs. 13/7160). Der Deutsche Bundestag hat am 14. März 1997 diesen 
Antrag zur Beratung an den Landwirtschaftsausschuß, den Rechtsausschuß, den 
Ausschuß für Gesundheit, den Ausschuß für Angelegenheiten der Europäischen 
Union sowie den Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung (BFTA) überwiesen. Teil I des Antrages - ein 
generelles Klonierungsverbot - wurde abgelehnt. Unter Teil II des Antrages 
war formuliert worden, das TAB (durch den Ausschuß BFTA) mit einer Be­
standsaufnahme und umfangreichen Evaluierungsarbeit zu dem Bereich 
Klonen von Tieren zu beauftragen. Dieser Teil des Antrages wurde am 
23.04.1997 von allen Fraktionen im Ausschuß BFTA angenommen. Die Be­
richterstatter TA des Ausschusses wurden gebeten, in Abstimmung mit dem 
TAB den Auftrag für ein TA-Projekt auszuformulieren. Das hieraus vom TAB 
konzipierte TA-Projekt: "Chancen und Risiken der Entwicklungen und Anwen­
dungen des !(lortens sowie der Gentechnik und der Reproduktionstechnik bei 
der Züchtung von Tieren für die Forschung, bei der Züchtung von Labortieren 
und bei der Nutztierzucht" (Kurzform: "Klonen von Tieren") wurde Ende 
1997 begonnen. 

Die öffentlichen Diskussionen im Zusammenhang mit der Bekanntgabe des 
schottischen Forscherteams um Jan Wilmut einer erstmals erfolgreich prakti­
zierten Herstellung eines Säugetiers mit dem identischen Erbgut eines anderen 
erwachsenen Tieres, unter Verwendung von ausdifferenzierten Körperzellen 
(das klonierte Schaf Dolly), haben für weltweites Aufsehen gesorgt, teilweise 
vehemente Reaktionen ausgelöst sowie viele Fragen aufgeworfen. Ein wichti­
ger Fragenkomplex, nämlich ob, wie und mit welchem Aufwand dieses Expe­
riment wiederholbar sei, ist inzwischen von etlichen anderen Forschergruppen 
und ihren Erfolgen mit verschiedenen Klonierungsverfahren international be­
antwortet worden. Der zweite wichtige Fragenkomplex, was man mit -diesem 
Wissen anfangen kann, darf und sollte, blieb bestehen. Was bedeutet dieser 
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weitere Schritt in der Kette der "Eingriffe des Menschen in die Natur"? Gibt es · 
Grenzen, die durch gesellschaftlich akzeptierte, ethische und rechtliche Prinzi­
pien gezogen werden? Reichen bestehende rechtliche Ver- und Gebote aus, um 
die Einhaltung möglicher oder nötiger -Grenzen national wie international zu 
sichern? Ist das Verfahren eventuell auf den Menschen anwendbar, und, wenn 
ja, sollte dies und wie könnte dies verhindert werden? 

Insgesamt betrachtet, werden von der Vermehrung genetisch identischer 
Tiere durch Klonen in der Wissenschaft, aber auch in Industrie und Wirtschaft, 
eine Reihe positiver Effekte erwartet, sie stößt zugleich aber auch auf sehr 
viele Vorbehalte in der Öffentlichkeit und wird mit der Forderung nach sorg­
fältiger Diskussion hinsichtlich der gesellschaftlichen Auswirkungen verbun­
den. Eine Beobachtung der aktuellen Entwicklungen und neuesten Forschungs­
ergebnisse im Bereich Klonierung sowie damit verwandter Gen- und Repro­
duktionstechnologien bei Tieren ist daher politisch und gesellschaftlich von 
großem Interesse. Folgende Beispiele seien an dieser Stelle kurz angeführt: 

In der Nutztierzucht erhofft man sich mit Hilfe der Klonierungstechnik eine 
gezieltere und effektive Steigerung der Leistungsmerkmale der Tiere, wie z.B. 
in der Milch- und Fleischproduktion bei einem in etwa gleichbleibendem Fut­
termitteleinsatz, sowie möglicherweise eine bessere Anpassung der Tiere an 
die Umweltbedingungen. Weniger Tiere bei gleicher Leistung könnten weniger 
Umweltprobleme (Gülle, Gase, Dünger etc.) bedeuten. Bislang gibt es jedoch 
noch ungeklärte medizinische Probleme füt die Tiere, die mit Hilfe der Klonie­
rung reproduziert werden (large calf syndrom etc.). 

Die Klonierungs-Forschungen stehen auch im Zusammenhang mit dem Ziel, 
mit Hilfe von Säugetieren bestimmte Arzneimittel in größeren Mengen erzeu­
gen zu können (sog. Gen-Farming). Es handelt sich vorwiegend um Stoffe, die 
heute aus dem Blutplasma gewonnen werden oder mit Hilfe von Zellkulturen 
hergestellt werden (z.B. Insulin, Blutgerinnungsfaktoren oder Mittel gegen zy-

. stische Fibrose). Durch die Einschleusung v·on einem oder mehreren artunspe­
zifischen Genen, die für die gewünschten Eigenschaften verantwortlich sind, 
ist es diesen sog. transgenen Tieren möglich, therap~utisch nutzbare Protejne 

L 

in teils hohen Konzentrationen in der Milch oder einer anderen Körperflüssig-
keit zu produzieren. Könnte man diese Tiere wiederum klonen, wäre eine Wirt­
schaftlichkeit im Bereich des Gen-Farming denkbar. Schon heute existieren 
solche Kaninchen, Schweine, Schafe und Rinder. Auch das aus dem gleichen 
Labor wie "Dolly" stammende Schaf "Polly" trägt ein artfremdes menschliches 
Gen. Die Vorteile des Gen-Farming sollen z.B. darin liegen, daß sich gegen­
über Blutplasma eine höhere Sicherheit vor übertragbaren Krankheiten (wie 
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AIDS) ergäbe, und gegenüber Zellkulturen unter Umständen das Risiko spezi­
eller Verunreinigungen geringer wäre. 

Ein anderes vielversprechendes Anwendungsfeld wäre die Züchtung und ge­
netische Manipulation von Tieren, um sie als Organspender für den Menschen 
einsetzen zu können (sog. Xenotransplantation). Besonders geeignet scheinen 
dafür Schweine zu sein, da ihre Organe die geringsten Abstoßungsreaktionen 

· im menschlichen Körper hervorrufen. Ein Problem dabei könnte die Übertra­
gung von Viren sein, die für den Menschen gefährlich sind. 

Wenn die Klonierung mit Kerntransplantation ausgereift ist, könnte sie dafür 
sorgen, daß die gewünschten (und teils mit Gentransfer eingestellten) Eigen­
schaften der Tiere an die Nachkommen nahezu exakt und vollständig weiterge­
geben werden. Unter Ausschaltung des "Lotteriespiels" der Vererbung ließen 
sich Tiere mit genau bekannten Merkmalen in - je nach Fortschritt der Technik 
- beliebiger Anzahl erzeugen, so lautet zum_indest eine formulierte Vorstellung 
bzw. Hoffnung. Bisher ist jedoch die Trefferquote, d.h. die Wahrscheinlichkeit, 
daß aus der geklonten Zelle ein lebensfähiges Tier heranwächst, noch sehr ge­
ring. Sie lag bei "Dolly" bei etwa 3 %. 

Zu berücksichtigen ist bei der Schaffung von Tierklonen auch ihre artge­
rechte Haltung im Einklang mit dem Tierschutzgesetz und dem Tierzuchtge­
setz, die unnötige Schmerzen für das Tier verbieten und auch nicht erlauben, 
Tiere in ihrer Entwicklung und Entfaltung einzuschränken. So wären z.B. Schafe 
oder Kühe, die als "Arzneimittelproduzenten" eingesetzt werden, aufgrund des 
Infektionsrisikos vom Weidegang wohl ausgeschlossen. Zu bedenken ist wohl 
auch, ob ähnlich wie bei Monokulture·n sich Krankheiten bei geklonten Tieren 
rascher ausbreiten können, da alle Tiere genetisch identisch und damit nahezu 
gleich anfällig für bestimmte Erreger wären. 

Das Klonieren ist demnach nicht nur ein naturwissenschaftlich bedeutender 
Vorgang, sondern bedarf auch unter rechtlichen Aspekten der Beachtung. Es 
muß geprüft werden, ob und unter welchen Voraussetzungen das Klonieren von 
Tieren (und Menschen) rechtlich zulässig ist. Das TA-Projekt widmet sich da­
her auch der Frage, welchen Regelungen das Klonieren von Tieren (und Men­
schen) iq der Bundesrepublik Deutschland nach gegenwärtigem Recht unter­
liegt, in Frage kämen hier z.B. die ·Regelungen des Tierzuchtgesetzes (TierZG) 
sowie des Tierschutzgesetzes (TierSchG). Von besonderem Interesse ist dabei, 
ob das Klonieren von Tieren gesetzlichen Beschränkungen oder gar einem Ver­
bot unterworfen werden darf. Den Maßstab dafür bildet die Verfassung. Als 
Europarechtliche Regelungen könnten die Amsterdamer Verträge über die Eu-
ropäische Union (in diesen Verträgen wurde erstmals ein verbindliches Proto-
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koll zum Tierschutz aufgenommen) und weitere Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften sowie Übereinkommen der Mitgliedsstaaaten der EU von Relevanz 
sein, die z.B. auch Fragen über den (Patent-) rechtlichen Schutz biotechnologi­
scher Erfindungen sowie den Verbraucherschutz beinhalten. 

Gesellschaftliche und politische Handlungsoptionen im Hinblick auf die 
Entwicklung und mögliche Anwendung der Klonierung in der Tierzucht (aber 
auch Biomedizin) werden derzeit kaum pragmatisch oder lösungsorientiert dis­
kutiert. Politische Forderungen, soweit sie überhaupt erhoben werden, bewegen 
sich zwischen der Forderung nach einem grundsätzlichen Verbot der Tierklo­
nierung einerseits und einer "kontrollierten" Zulassung der Verfahren anderer­
seits. Eine unbegrenzte Anwendung des Verfahrens wird mehrheitlich abge­
lehnt. Konkrete politische Regelungsvorschläge werden in der Regel zur Zeit 
jedoch nicht formuliert 

Generelle Zielsetzung des TA-Projektes ist es, ausgehend von den o.g. 
Thesen zum Thema "Klonen von Tieren", neueste Entwicklungstrends und Pro­
blemfelder zu identifizieren sowie politischen Handlungsbedarf und Handlungs­
optionen zu analysieren. 

7 .2 Stand der Arbeiten, vorläufige Ergebnisse 

Schon während der Konzepterstellung zeigte sich, daß eine Beschränkung auf 
eine rein naturwissenschaftlich und ökonomisch zentrierte Perspektive bei 
diesem Thema unbefriedigend wäre. Mit der Etablierung von Embryonensplit­
ting, Klonierung und gentechnischen Methoden bei der Erzeugung und wirt­
schaftlichen Verwertung von Labor- und Nutztieren werden in starkem Maße 
auch die ethischen Grundsätze des Umgangs mit Tieren berührt. Fragen nach 
einem möglichen Verfassungsrang des Tierschutzes als gleichrangiges Gut ne­
ben der Freiheit der Forschung könnten aufgeworfen werden. Auch mit Blick 
auf die Ziele des Erhalts der genetischen Vielfalt, wie sie in der Konvention für 
die biologische Vielfalt völkerrechtlich niedergelegt ist, schien eine themati­
sche Erweiterung notwendig, um die Bedeutung des Zusammenspiels von Züch-
tung, Biotechnik und Gentechnik im Rahmen der Gesamtproblematik darstellen 
zu können. Schließlich ist auch davon auszugehen, daß sich die Techniken der 
Klonierung grundsätzlich bei allen Säugetieren und somit auch beim Menschen 
anwenden lassen. In Anbetracht und im Bewußtsein der Möglichkeiten, die die 
Weiterentwicklung der Klonierungstechniken auch im Hinblick auf mögliche 
Anwendungsfelder beim Menschen - erlaubt oder unerlaubt - birgt, soll die Be-
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arbeitung der im folgenden skizzierten Themenbereiche prinzipiell auch unter 
der Perspektive der (potentiellen) Übertragbarkeit auf den Menschen erfolgen. 
Dementsprechend wurde folgendes Arbeitsprogramm festgelegt: 

• Stand von Forschung und Technik 
- Definition des Klonens; Darstellung der biologischen Grundlagen 
- Bestandsaufnahme der theoretisch möglichen und der bereits praktizier-

ten Klonierungstechniken und verwandter biotechnischer Verfahren 
Kurzbeschreibung der wesentlichen deutschen und internationalen Pro­
jekte 

• Klonen in der Nutztierzucht 
- Bewertung von Entwicklungen der Reproduktionstechniken für die An­

wendung in der landwirtschaftlichen Praxis in Deutschland und interna­
tional; Beschreibung der Tierarten oder Tierrassen, für die Klonierungs­
verfahren entwickelt werden; Wechselwirkungen mit Massenhaltung, 
insbesondere den Haltungssystemen 

- Risiken und gesundheitliche Auswirkungen des Klonens von Nutztie­
ren; Auswirkungen auf die Veterinärmedizin; Gesundheit und Wohlbe­
finden der geklonten Tiere und der Trägertiere; Übertragung von Krank­
heiten; genetische Defekte; Leistungsdepression etc.; Beurteilung der 
hygienischen Anforderungen an landwirtschaftliche Betriebe; Auswir­
kungen auf die Erzeugung und Vermarktung von Lebensmitteln 

- Beurteilung der möglichen Folgewirkungen im Hinblick auf die Umwelt 
im allgemeinen und insbesondere auf die genetische Vielfalt und Struk­
tur der Nutztierpopulationen; Erhaltung vom Ausster~en bedrohter Arten 
und Rassen 
Prägung landwirtschaftlicher Produktionssysteme: Beschreibung agrar­
struktureller Folgen des Einsatzes geklonter Tiere in der Landwirtschaft; 
soziale, ökologische und ökonomische Konsequenzen für die Landwirt­
schaft 

• Klonen in der biomedizinischen Forschung 
- Diskussion des durch Klonen erwarteten wissenschaftlichen und prakti­

schen Nutzens sowie der Risiken im Bereich der biologischen Grundla­
genforschung und der angewandten Forschung im Gesundheitsbereich 
Analyse der Anwendungsmöglichkeiten im Bereich der Herstellung bio­
logischer und pharmazeutischer Wirkstoffe 
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- Beurteilung der Leistungsmöglichkeiten der Klonierungstechniken bei 
der Entwicklung und Züchtung von Tiermodellen und Modelltieren (La­
bor- und Versuchstiere) 

• ethische, rechtliche und politische Beurteilung 
- Bestandsaufnahme der einschlägigen ethischen Diskussion zur Gewin­

nung von Maßstäben und Kriterien für die Beurteilung des Klo~ens 
- Beurteilung der Rechtsgrundlagen, insbesondere für staatliche Maßnah­

men, sowie der europäischen und internationalen Rahmenbedingungen; 
Prüfung des gesetzgeberischen Handlungsbedarfs (national und inter­
national) 

- Entwicklung politischer Handlungsoptionen unter Berücksichtigung der 
Handlungs- und--Gestaltungsmöglichkeiten gesellschaftlicher Gruppen 

Die Bearbeitung des Projektes ist Ende 1997 begonnen worden. Zum Ende des 
Berichtszeitraumes lagen zwei der sieben Gutachten vor, so daß eine Auswer­
tung durch das TAB erst im folgenden Berichtszeitraum geschieht. Das Projekt 
soll mit der Vorlage des Endberichtes im Frühjahr 1999 abgeschlossen werden. 

7 .3 Publikationen und Materialien 

· Vom TAB in Auftrag gegebene Gutachten 

• . Erzeugung genetisch-identischer Mehrlinge (Klonen) bei landwirtschaftli­
chen Nutztieren: Entwicklungsstand und Anwendungsperspektiven (Prof. 
Dr. Dr. Reiner Niemann, FAL, Institut für Tierzucht und Tierverhalten, Ab­
teilung Biotechnologie, Mariensee/Neustadt) 

• Klonen bei Tieren - Auswirkungen in der Nutztierzucht (Prof. Dr. Dr.h.c. 
Jürgen Zeddies, Institut für Landwirtschaftliche Betriebslehre, Universität 
Hohenheim, und Prof. Dr. Arno Henze, Institut für Agrarpolitik und Land­
wirtschaftliche Marktlehre, Universität Hohenheim) 

• Klonen in der biomedizinischen Forschung: Möglichkeiten und Perspekti­
ven, Grenzen und Risiken (Prof. Dr. Regine Kollek, Forschungsschwerpunkt 
Biotechnik, Gesellschaft und Umwelt (FSP BIOGUM), Forschungsgruppe 
Medizin/Neurobiologie, Universität Hamburg) 

• Chancen und Risiken der Entwicklung und Anwendung des Klonens sowie 
der Gentechnik und der Reproduktionstechnik bei der Züchtung von Tieren 
für die biomedizinische Forschung (Dr. Carmen Birchmeier, Max-Delbrück­
Centrum für Molekulare Medizin (MDC), Berlin) 
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• Rechtliche Aspekte des Klohens von Tieren (Prof. Dr. Jürgen Simon, Euro­
päische Akademie für Umwelt und Wirtschaft e.V. sowie Forschungszen­
trum Biotechnologie und Recht, Universität Lüneburg). 

• Klonen von Tieren - Ethische und politische Beurteilung (Prof. Dr. Kurt 
Bayertz, argos-Institut für gesellschaftswissenschaftliche Studien, praktische 
Philosophie und Bildung e.V., Münster) 

• Klonen von Tieren - Kriterien einer ethischen Urteilsbildung (Prof. Dr. Lud..: 
ger Honnefelder, Institut für Wissenschaft und Ethik e.V. (IWE), Bonn) 

7 .4 Projektbearbeiter 

Dr. Christoph Revermann (0228/23 34 36) 
Dr. Leonhard Hennen (0228/23 35 82) 

8. Neue Materialien zur Energieeinsparung und zur 
Energieumwandlung 

8.1 Untersuchungsgegenstand und Zielsetzung 

Auf Anregung des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
sollen Stand, Aussichten, Chancen und Risiken der Entwicklung und des Ein­
satzes neuer Materialien für die Energieeinsparung und umwandlung untersucht 
werden. Als Schw~rpunkt wurden Materialien für Solarzellen, supraleitende 
Materialien und Hochtemperaturwerkstoffe für Gasturbinen gewählt. Da die 
verfügbaren bzw. zu entwickelnden Fertigungstechniken für die Realisierung 
von anwendmigsreifen Lösungen von erheblicher, manchmal' sogar entscheiden­
der Bedeutung sind, wurde die Betrachtung nicht auf die einzusetzenden Mate­
rialien beschränkt. 

8.2 Stand der Arbeiten 

Die Vorstudie zu diesem Projekt ist abgeschlossen. Der Bericht wird im Früh­
jahr 1999 vorliegen. 
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8.3 Ergebnisse 

Die Entwicklung, Herstellung und Verarbeitung von neuen Werkstoffen/Mate­
rialien für innovative Anwendungen hat herausragende Bedeutung für viele Tech­
nologiefelder und Wirtschaftsbranchen. Neue Werkstoffe bilden die Grundlage 
für Weiterentwicklungen in praktisch allen wichtigen Technologiebereichen. 
Die künftige wirtsc-haftliche Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutsch­
land steht in engem Zusammenhang mit Innovationen im Werkstoffbereich. Zu­
dem hat die Entwicklung neuer Werkstoffe und der zugehörigen Produktions­
und Verarbeitungstechniken auch erhebliche ökologische Auswirkungen (Schad­
stoffminderung, Ressourcenschonung, etc.). 

Neue Entwicklungen im Werkstoffbereich zeigen nicht nur Auswirkungen in 
den direkt werkstoffbasierten Technologiefeldern. Auch Fortschritte bei Tech­
nologien, die nicht auf den ersten Blick mit neuen Werkstoffen in Verbindung 
gebracht werden, beruhen in erheblichem Maße auf neuen Werkstoffentwick­
lungen. Die Bedeutung neuer Materialien für Anwendungen in klassischen Tech-

. nologiefeldern kann anhand ihrer Anwendung im Energiesektor verdeutlicht 
werden. Besonders anschaulich kann ihr Querschnittscharakter an der gebräuch­
lichen Zuordnung zu Funktions- und Strukturwerkstoffen dargestellt werden. 
Neue thermisch und chemisch höher belastbare Strukturmaterialien (v.a. Struk­
turkeramiken und Strukturmetalle) sollen Wirkungsgrade und Wirtschaftlich­
keit konventioneller Energietechniken, vor allem bei der Umwandlung fossiler 
Energieträger in elektrische Energie, verbessern. Besondere physikalische Ei­
genschaften von Funktionsmaterialien macht man sich für neue Umwandlungs­
techniken (etwa die Umwandlung von Sonnenlicht in elektrische Energie, die 
Photovoltaik) oder für eine Reduktion von Verlusten bei der Energieübertra­
gung und -anwendung (beispielsweise durch die technische Anwendung der 
nahezu verlustfreien Stromleitung, der sogenannten Supraleitung) und damit 
für die Einsparung elektrischer Energie zunutze. 

Dabei ist zu beachten, daß in der aktuellen wissenschaftlichen Diskussion 
keine scharfe Trennung zwischen den Begriffen nMaterial 11 und "Werkstoff" exi­
stiert, auch werden die Begriffe "Neue Materialien" und "Neue Werkstoffe" 
oft in Ermangelung einer allgemein anerkannten Definition nicht einheitlich 
verwendet. Die vorliegende Studie lehnt sich an die bereits· in früheren Arbei­
ten des TAB vertretene wissenschaftlich-technisch orientierte Auffassung an, 
die den Bereich der neuen Werkstoffe als den jeweils aktuellen Frontbereich 
von Werkstofforschung und -entwicklung versteht. Neue Werkstoffe sind dem-
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nach Werkstoffe, die sich in ihrer physikalischen Struktur, ihrer chemischen 
Zusammensetzung oder in ihrer Funktion von vorhandenen Werkstoffen unter­
scheiden. Ihre Entwicklung erfolgt grundsätzlich auf zwei verschiedenen Pfa­
den, zum einen durch Modifikation der physikalischen Struktur oder chemi­
schen Zusammensetzung konventioneller Werkstoffe, zum anderen auf der Ba­
sis neuer Werkstoffkonzepte. 

Das Thema "Neue Materialien für die Energieeinsparung und Energieum­
wandlung" verknüpft verschiedene Themen- und Technologiebereiche sowie 
Materialgruppen. Die vorliegende Studie vertieft hierzu drei ausgewählte An­
wendungsbereiche neuer Materialien, in denen bereits vereinzelte Anwendun­
gen stattfinden und sich z.T. noch im Stadium der Forschung befinden: 

Materialien für die Photovoltaik 
- Hochtemperatur-Werkstoffe für Gasturbinen 

Supraleitende Materialien für energietechnische Anwendungen 

Das verbindende Element besteht im angestrebten Ziel, (elektrische) Energie 
effizient, kostengünstig sowie umwelt- und ressourcenschonend zu erzeugen, zu 
transportieren, zu speichern oder anzuwenden. Hierzu werden zahlreiche An­
sätze verfolgt: 

Verbesserung der Effizienz klassischer Wandlungstechniken (etwa die Stei­
gerung von Wirkungsgraden von Gasturbinen oder Dampferzeugern durch 
höhere Temperaturen oder Drücke) und damit Reduktion des Brennstoff­
verbrauchs 
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit von technischen Systemen durch Re­
duzierung der Herstellungs- und Betriebskosten, durch Erhöhung von deren 
Leistung sowie durch Verlängerung der Lebensdauer 

- Verbesserung der Umweltverträglichkeit durch Reduktion der Abgasemis­
s10nen 
Entwicklung und Verbesserung neuer Wandlungstechniken zur Nutzung re­
generativer Energieressourcen 

- Verbesserung der Wirkungsgrade von Elektrizitätsübertragungs- und -an­
wendungstechniken und damit Reduktion von Verlusten 

- Entwicklung neuer, mit bisherigen Werkstoffen nicht (oder nicht annähernd 
wirtschaftlich) zu realisierender Techniken 

Gasturbinen sind heute eine Standardtechnik in der Erzeugung elektrischer 
Energie, aber auch bei Antrieben. Es wird erwartet, daß sie - bedingt durch 
wirtschaftliche und technische Vorteile gegenüber anderen Kraftwerkstypen -
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in der Elektrizitätsversorgung wachsende Bedeutung erlangen. Eine Verbesse­
rung ihrer Wirkungsgrade kann damit erheblich zur Reduktion des spezifischen 
Brennstoffverbrauchs und damit der COrEmissionen beitragen. 

Die für den Wirkungsgrad entscheidende, d.h. thermodynamisch relevante 
Größe ist die sog. ISO-Turbineneintrittstemperatur, die die mit der notwendi­
gen Bauteilkühlung verbundene Abkühlung des Gases berücksichtigt. Die ma­
ximalen Heißgastemperaturen sind deutlich höher, die tatsächlichen Bauteil­
temperaturen auf der Oberfläche liegen aufgrund der Kühlung niedriger. Eine 
Erhöhung der Einsatztemperatur der verwendeten Werkstoffe kann nun einer­
seits zur Steigerung der absoluten Heißgastemperaturen bei gleichbleibender 
Kühlung und andererseits zur Verringerung des Kühlaufwandes bei konstanten 
Verbrennungstemperaturen genutzt werden. Auch eine . Kombination dieser 
Maßnahmen ist möglich. Im Vordergrund steht heute die Verringerung des 
Kühlaufwandes, da bei Zunahme der absoluten Heißgastemperaturen eine ver­
stärkte Bildung etwa von Stickoxiden zu verzeichnen ist. Technische Möglich­
keiten der Verbrennungsführung hinsichtlich einer minimierten Schadstoffbil­
dung müßten entsprechend weiterentwickelt werden. 

Weitere wichtige Probleme bei der Entwicklung hochtemperaturfester Werk­
stoffe entstehen aus den thermischen Spannungen aufgrund stationärer und in­
stationärer Temperaturdifferenzen, den beträchtlichen mechanischen Belastun­
gen v.a. aufgrund der großen Fliehkraftbeanspruchung, den erforderlichen Oxi-

• dations- und Korrosionsfestigkeiten sowie der notwendigen hohen Zuverläs-
sigkeit der verwendeten Werkstoffe. 

Der heutige Stand der Technik beim Bau der gegenwärtig anspruchsvollsten 
stationären Gasturbinen ist durch den Einsatz gerichtet bzw. einkristallin er­
starrter Superlegierungen für die Ausrüstung der Turbinenlaufschaufeln gege­
ben. Relativ kurzfristige und mit hoher Erfolgswahrscheinlichkeit realisierbare 
Verbesserungen verspricht man sich von der Weiterentwicklung der heute stan­
dardmäßig als Gußlegierungen eingesetzten Superlegierungen auf Nickelbasis. 
Hier wird laufend an Veränderungen der Legierungsbestandteile und an neuen 
Prozeßtechnologien gearbeitet. Da mit dem Einsatz vollkeramischer Schaufeln 
wegen der mangelnden Schadenstoleranz in absehbarer Zeit nicht zu rechnen 
ist, erlangt die Nutzban_nachung von geeigneten keramischen Wärmedämm­
schichten eine zunehmende Bedeutung. Bei diesen sollten in Zukunft auch gra­
dierte Strukturen eine wichtige Rolle spielen. Weitere entscheidende Steige­
rungen von Eintrittstemperatur und Wirkungsgrad durch Verwendung massiver 
Bauteile aus neuen Werkstoffen wie Intermetallischen Phasen, Strukturkerami­
ken ( einschl. langfaserverstärkten Keramiken) oder kohlenstoff aserverstärktem 
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Kohlenstoff sind frühestens mittelfristig zu erwarten. Inwieweit die genannten 
Werkstoffe in der Summe ihrer Eigenschaften überhaupt Vorteile gegenüber 
ihren ebenfalls ständig weiterentwickelten klassischen Konkurrenten werden 
bieten können, kann derzeit nicht abschließend beurteilt werden. 

Die Nutzung der Solarenergie durch Photovoltaik oder Solarthermie zählt 
mittlerweile zum Stand der Technik. Der energiewirtschaftliche Durchbruch, 
insbesondere der Photovoltaik, wird bislang u.a. durch die verhältnismäßig ho­
hen Herstellungskosten der photovoltaischen Solarzellen und deren geringen 
Wirkungsgrad sowie die aufwendigen Maßnahmen zur Systemeinbindung ge­
hemmt. Lediglich der PV-Einsatz bei Insellösungen hat sich als schon heute 
wirtschaftlich erwiesen. Neben Arbeiten zur Verbesserung von Solarzellen­
Konzepten auf Basis des "klassischen" Zellenmaterials Silizium wird deshalb 
weltweit nach neuen Materialien für photovoltaische Zellen gesucht. Diese 
Materialien sollen einen hohen Wirkungsgrad der Solarzellen ermöglichen, ko­
stengünstig herstellbar und langlebig sein und zu geringen Umweltbelastungen 
bei Herstellung, Nutzung und Entsorgung/Rezyklierung führen. 

Die bisher vorgeschlagenen neuen Materialien (etwa Galliumarsenid, Cad­
miumtellurid oder Kupferindiumdiselenid) für Solarzellen konnten sich nicht 
gegenüber photovoltaischen Zellen auf Siliziumbasis durchsetzen. Derzeit und 
für die nächsten 10 Jahre wird kristallines Silizium wohl das wichtigste Mate­
rial für die Solarzellenherstellung bleiben, da es viele Vorteile aufweist und von 
dem hohen Technologiestand der Mikroelektronik profitiert. Nachteilig sind 
der große Materialverbrauch von kristallinem Silizium und die aufwendige Si­
Wafertechnologie, darum könnten Dünnschichttechnologien mit großflächiger 
Abscheidung die Solarzellentechnologien der Zukunft werden. Bis diese Dünn­
schichtzellen die kristallinen Siliziumzellen in bezug auf Wirtschaftlichkeit 
übertreffen werden, ist aber noch ein erheblicher Entwicklungsaufwand not­
wendig. Die verschiedenen konkurrierenden Dünnschichtzellenkonzepte befin­
den sich in einem sehr unterschiedlichen Entwicklungsstadium. Derzeit ist es 
nicht möglich, einer Technologie einen eindeutigen technisch-ökonomischen 
Vorteil gegenüber den anderen zuzusprechen, Forschung und Entwicklung müs­
sen deshalb auf absehbare Zeit "breitbandig" durchgeführt werden, um nicht 
eine wichtige Option zu verlieren. FuE-Bedarf wird vor allem in folgendem 
gesehen: Die "etablierten" Technologien der kristallinen Silizium-Solarzellen 
müssen so weiterentwickelt werden, daß die Solarzellen einen höheren Wir­
kungsgrad aufweisen, weniger Material benötigen und kostengünstiger gefer­
tigt werden können. Die innovativen Dünnschichtzelltechnologien müssen die­
se drei Anforderungen natürlich auch erfüllen. Zunächst aber muß für alle (bis 
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auf das amorphe Silizium) der _Nachweis erbracht werden, daß sie überhaupt 
großflächig und homogen hergestellt werden können. 

Während Photovoltaik systematisch im Bereich der Energieumwandlung an­
gesiedelt werden könnte, ist die Anwendung von Supraleitern in der Energie­
wirtschaft anders einzuordnen. Supraleiter können theoretisch im Rahmen der 
Elektritzitätswirtschaft auf allen Produktionsstufen (Umwandlung, Transport 
und Verteilung) eingesetzt werden. Die Energietechnik wird seit geraumer Zeit 
als ein wesentliches Anwendungsgebiet für supraleitende Materialien angese­
hen. Neben Verbesserungen bei bekannten technischen Systemen (supraleiten­
de Generatoren, Transformatoren, Kabel), wo sich aufgrund der geringen elek­
trischen Verluste der Supraleiter höhere Wirkungsgrade erzielen lassen und die 
hohe Leistungsdichte reduzierte Volumina und Gewichte ermöglicht, werden 
auch neue Konzepte (bspw. Fehlerstrombegrenzer auf der Basis-supraleitender 
Materialien und der Einsatz supraleitender magnetischer Energiespeicher) dis­
kutiert. Allerdings sind inbesondere für die Kühlung der Supraleiter aufwendi­
ge Techniken notwendig, die durch ihren Eigenverbrauch die energetischen 
Vorteile der verlustarmen Leitung reduzieren oder überkompensieren. Zudem 
ist die Fertigung der Leiter verglichen mit konventionellen Kupferleitern er­
heblich schwieriger und aufwendiger, die Systeme selbst sind häufig kompli­
zierter, so daß erhebliche Anstrengungen unternommen werden müssen, um die 
gleiche Zuverlässigkeit und Verfügbarkeit wie bei den heute verfügbaren kon­
ventionellen Alternativen zu erzielen, was wiederum zu höheren Anlagenko­
sten führt. 

Große Hoffnungen verbinden sich mit den Hochtemperatursupraleitern (HTS), 
die eine weitgehend verlustfreie Stromleitung bereits bei deutlich höheren Tem­
peraturen als bei den klassischen Supraleitern ermöglichen. Viele Herstellungs­
verfahren für technische Supraleiter aus HTS sind konzipiert und untersucht 
worden. Dabei wurden neue Verfahren entwickelt und bekannte Techniken mo­
difiziert, mit verschiedenen Vorläufersubstanzen und Substraten experimen­
tiert, Verfahrensparameter variiert und aussichtsreiche Ansätze in großer Viel­
falt miteinander kombiniert. Dies hat zu einer beinahe unüberschaubaren Zahl 
von Prozeßvarianten geführt, von denen sich ein Großteil als nicht umsetzbar 
erwiesen hat, da entweder erforderliche technische Parameter nicht erreicht 
wurd.en oder das Verfahren nicht für einen industriellen Einsatz geeignet war. 
Die Anwendung von HTS in der Energietechnik scheitert an der bislang nicht 
ausreichend beherrschten Herstellung von langen Drähten, Bändern oder Ka­
beln hoher Stromtragfähigkeit. Der Nachweis der technischen und wirtschaftli­
chen Einsatzreife konnte bei vielen Systemen bislang nicht geführt werden, 
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zudem wird bei einem Großteil der vorgeschlagenen · Techniken seitens der 
Anwender in der Elektrizitätswirtschaft - zumindest in Europa - derzeit kein 
Bedarf bzw. kein Potential gesehen. Lediglich dem supraleitendem Fehlerstrom­
begrenzer werden in absehbarer Zeit Einsatzchancen eingeräumt. 

Eine ökologische Bewertung des Einsatzes neuer Werkstoffe in der Energie­
technik ist gegenwärtig nur in Ansätzen möglich. Einerseits lassen beispielswei­
se hochtemperaturfeste Werkstoffe für den Einsatz in Gasturbinen eine Steige­
rung des Wirkungsgrades und damit reduzierte Energieverbräuche und Emis­
sionen erwarten. Die gewünschte - und erzeugte - hohe Widerstandsfähigkeit 
dieser Materialien gegenüber thermischen und chemischen Einflüssen könnte 
jedoch deren Recycling-Fähigkeit reduzieren. Materialen für Solarzellen lei­
sten einen Beitrag zur im Betrieb emissionsfreien Stromerzeugung, jedoch sind 
für ihre Herstellung erhebliche Energieei"nsätze aufzuwenden. Generell kann 
festgehalten werden, daß - bis auf Ausnahmen - zur Zeit Forschungsergebnisse 
und auf gearbeitete Informationen fehlen, um die ökologischen Folgen des Ein­
satzes neuer Werkstoffe befriedigend beurteilen zu können. Für das Erstellen 
von Ökobilanzen fehlen vielen - vor allem kleinen und mittleren - Unterneh­
men sowohl Bilanzdaten konventioneller und vor allem neuer Werkstoffe so­
wie häufig auch personelle Kapazitäten. Es wäre wünschenswert, Aspekte der 
ökologischen Bewertung der Werkstoffentwicklung stärker als bisher in die 
FuE-Akti vitäten einzubeziehen. 

8.4 Publikationen und Materialien 

Vom TAB in Auftrag gegebene Gutachten 

• Entwicklungsstand und -trends neuer Materialien für Solarzellentechnolo­
gien (Fra,unhofer-Institut fü! Solare Energiesysteme, Freiburg, und Fraun­
hofer-Institut für Systemtechnik und Innovationsforschung, Karlsruhe) 

• Neue Werkstoffe für Gasturbinen (Fraunhofer-Institut für Naturwissen­
schaftlich-technische Trendanalysen, Euskirchen) 

• Neue Werkstoffe für Supraleiterkabel (Prof. Dr. Jürgen Gerhold, Universität 
Graz) 

8.5 Projektbearbeiter/in 

Torsten Fleischer (07247/82 45 71) 
Dr. Dagmar Oertel (0228/23 34 36) 
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1. Gendiagnostik/Gentherapie 

Untersuchungsgegenstand und Zielsetzung 

Ein Anwendungsfeld der Gentechnologie, in dem die Entwicklung derzeit be­
sonders rapide voranzuschreiten scheint, ist die Genomanalyse. Mit d!3n Fort­
schritten des internationalen Human-Genom-Projektes (HGP) zur Entschlüsse­
lung des gesamten menschlichen Genoms mehren sich die Nachrichten über die 
Entdeckung von Genen, die als verantwortlich nicht nur für eine Vielzahl von 
Erkrankungen, sondern auch für menschliche Verhaltensweisen angesehen wer­
den. In der medizinischen Praxis nimmt die Bedeutung der genetischen Diagno­
stik mit der Verfügbarkeit einfach zu handhabender genetischer Tests zu. Auf 
Anregung der TA-Berichterstatter des Ausschusses für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie und Technikfolgenabschätzung führt ~as TAB ein 
Monitoring-Projekt durch, in dem die neuen technischen Entwicklungen in der 
genetischen Diagnostik, deren Anwendungsmöglichkeiten und daraus entste­
hende Chancen und Probleme im Vergleich zum Jahr 1993, als das TAB bereits 
einen umfangreichen Bericht zur Thematik vorgelegt hatte, untersucht werden. 

Bezüglich der technischen Entwicklung waren es 1993 vor allem zwei Ten­
denzen, die der Bericht des TAB herausstellte. Zum einen werden mit geneti­
schen Te~ts, die es erlauben genetische Merkmale nicht nur phänotypisch oder 
auf Chromosomenebene festzustellen, die Diagnosemöglichkeiten enorm er­
weitert. Bestimmte Erbkrankheiten können früher oder genauer diagnostiziert 
werden als bisher; es sind Diagnosen von Krankheiten möglich, die erst im Er­
wachsenenalter ausbrechen, und vor allem auch multifaktoriell - durch das Zu­
sammenspiel von mehreren Genen und Umweltfaktoren - bedingte Krankheiten 
und Krankheitsanfälligkeiten können diagnostiziert werden. Gerade bei letzte­
ren mehren sich die Nachrichten über die Entdeckung entsprechender Gene - so 
z.B. für Brustkrebs, Herzinfarkt und auch Demenzerkrankungen wie die Alz­
heimer Krankheit. 

Eine zweite Entwicklung, die sich 1993 abzeichnete, die Vereinfachung der 
praktischen Durchführbarkeit der Tests, hat sich durch die neue Technologie 
des DNA-Chips manifestiert. Auf den bereits für Forschungszwecke genutzten 
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Chips können zwischen 10.000 und 100.000 Gensequenzen gespeichert und 
somit theoretisch in einer einzelnen Blut- oder Speichelprobe diagnostiziert 
werden. Es ist damit im Prinzip möglich, bei klinischen Routineuntersuchungen 
auf relativ einfachem und nur geringes Spezialwissen erforderndem Weg Anla­
gen für genetisch bedingte Krankheiten oder auch genetisch bedingte Überemp­
findlichkeiten gegenüber bestimmten Stoffen und Medikamenten zu diagnosti­
zieren. Wenn auch zur Zeit noch die automatische Probenaufbereitung tech­
nisch schwierig ist, so wird doch damit gerechnet, daß innerhalb der nächsten 
drei Jahre die ersten für die medizinische Praxis geeigneten Geräte auf dem 
Markt sein werden. 

Die Gewinnung einer Vielzahl von genetischen Daten im Rahmen medizini­
scher Unterstlchungen ist damit technisch kein Problem mehr. Was diese Flut 
an Daten für die potentiellen Anwendungsfelder - die humangenetische Bera­
tung, die pränatale Diagnose, die Arbeitsmedizin oder die Erhebung von Krank­
heitsdaten beim Abschluß von Lebens- und Krankenversicherungen an Fragen 
bezüglich z.B. des Datenschutzes oder der ethischen Verantwortbarkeit auf­
wirft und welche Interessenkonflikte (z.B. zwischen Arbeitgebern und Arbeit­
nehmern) zu erwarten sind, ist ein wesentlicher Untersuchungsgegenstand 
des aktuellen TAB-Projektes. 

Mit der DNA-Chip-Technologie öffnet sich zudem ein ganz neues Anwen- . 
dungsfeld in der allgemeinen medizinische Praxis. 

• Kenntnisse über die Funktionsweise von Entgiftungs- und Abbausystemen 
in verschiedenen Geweben, die das Human-Genom Projekt erbracht hat, 
können mittels des DNA-Chips bei klinischen Studien zur Einführung neu­
er Medikamente und in der medizinischen Praxis zur Auswahl von für den 
einzelnen Patienten verträglichen Therapeutika genutzt werden. 

• In der Onkologie könnten DNA-Schnelltests für Krebsmarker dazu genutzt 
werden, Prognosen zu erstellen, Therapieverläufe zu überwachen oder in 
Gewebeproben nach Tumorgywebe und Mikrometastasen zu fahnden. 

Diese möglichen Anwendungen der DNA-Chips jenseits der gängigen Diagno­
stik von Erbkrankheiten könnten den Einzug der genetischen Diagnostik in die 
medizinische Anwendung beschleunigen. Es ist zumindest nicht auszuschlie­
ßen, daß dabei weitere genetische Informationen über monogenetische Erb­
krankheiten, Anlageträgerschaften etc. sozusagen als "Nebenprodukt" an­
fallen. Ob schon rein praktisch überhaupt die Möglichkeit besteht, eine kompe­
tente genetische und auch psychologische Beratung durchzuführen, ist ebenso 
eine offene Frage wie die, wie mit diesen Informationen umgegangen werden 
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soll. Schon 1993 war festzustellen, daß das humangenetische Beratungsangebot 
mit dem Testangebot nicht Schritt hält. Die weiter gewachsene Fülle von Test­
möglichkeiten, sinkende Kosten und die Möglichkeit zur Durchführung solcher 
Tests auch durch humangenetisch ungeschultes Personal dürfte das Problem 
noch verschärfen. Gesetzgeberische Barrieren gegen eine Durchführung geneti­
scher Tests durch Labormediziner und niedergelassene Ärzte sowie gegen ein 
Testangebot durch Nichtmediziner bestehen nicht. Man wird deshalb davon 
ausgehen müssen, daß die Ausweitung der Testpraxis sich weitgehend an den 
humangenetischen Beratungstellen der Universitäten vorbei entwickeln wird. 
Angesichts der oft unklaren Prognosen bei Vorliegen von genetisch bedingten 
Krankheitsdispositionen und des oft schicksalhaften Charakters der Informati­
on für den einzelnen Patienten ist dies eine Entwicklung, die zu gesetzgeberi­
schem Handeln Anlaß geben könnte. 

Zudem ist damit zu rechnen, daß, je leichter und umfangreicher genetische 
Daten generiert werden können, auch die Nutzung dieser Daten durch Arbeit­
geber und beim Abschluß von Lebens- und Krankenversicherungen wahr­
scheinlicher wird: Die noch 1993 festzustellende Zurückhaltung bei der Nut­
zung genetischer Informationen in den genannten Feldern war im wesentlichen 
auf das mangelnde Angebot an entsprechenden Tests gerade für Krankheitsdis­
positionen und Stoffempfindlichkeiten zurückzuführen. 

Auf der Basis einer Reihe von Gutachten zum Stand der technischen Ent­
wicklung und zu den Perspektiven und Problemen der Anwendung in verschie­
denen medizinischen Kontexten wird das TAB im Sommer 1999 einen ersten 
Bericht vorlegen. 

Publikationen und Materialien 

Vom TAB in Auftrag gegebene Gutachten 

• · Stand und Perspektiven der Humangenomforschung (Prof. Dr. Rudi Balling, 
GSF - Forschungszentrum für Umwelt und Gesundheit, Oberschleißheim) 

• Stand und Perspektiven der Anwendung genetischer Tests im Rahmen der 
humangenetischen Beratung und in der pränatalen Diagnostik (Prof. Dr. 
Klaus Zerres, Institut für Humangenetik, Universität Bonn) 

• Genetische Diagnostik: Zukunftsperspektiven und Regelungsbedarf in den 
Bereichen Humangenetik, Allgemeinmedizin, Arbeitsmedizin und Versi-
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cherungen (argos-Institut für gesellschaftswissenschaftliche Studien, prak­
tische Philosophie und Bildung e.V., Münster) 

• Neue Entwicklungen im Bereich der Gendiagnostik unter besonderer Be­
rücksichtigung der DNA-Chip-Technologie und ihrer kommerziellen Be­
deutung (Dr. Ludger Weß, Hamburg) 

Projektbearbeiter 

Dr. Leonhard Hennen (0228/23 35 82) 
Dr. Arnold Sauter (0228/ 23 35 10) 
Dr. Christoph Revermann (0228/23 34 36) 

2. Nachwachsende Rohstoffe 

Das Monitoring-Vorhaben "Nachwachsende Rohstoffe" wurde Ende 1995 be­
gonnen. Seine Zielsetzung besteht in der Darstellung von aktuellen und wichti­
gen wissenschaftlich-technischen Entwicklungen auf dem Gebiet der nachwach­
senden Rohstoffe sowie möglichen, damit zusammenhängenden ökonomischen, 
ökologischen und gesellschaftlichen Veränderungen. Der erste Sachstandsbe­
richt dieses Monitoring-Vorhabens beschäftigt sich mit der "Verbrennung von 
Biomasse zur Wärme- und Stromerzeugung" (TAB-Arbeitsbericht Nr. 41). 
Der zweite Sachstandsbericht zur "Vergasung und Pyrolyse von Biomasse" 
(TAB-Arbeitsbericht Nr. 49) ist im April 1997 erschienen. Den dritten Sach­
standsbericht zum Thema "Pflanzliche Öle und andere Kraftstoffe aus Pflan­
zen" (TAB-Arbeitsbericht Nr. 53) hat das TAB il:1 November 1997 vorgelegt. 
Das Monitoring-Vorhaben "Nachwachsende Rohstoffe" wird mit Untersuchun­
gen zum Thema "Einsatz von nachwachsenden Rohstoffen im Wohnungsbau" 
fortgesetzt. Auf wichtige Ergebnisse des dritten Sachstandsberichtes wird im 
folgenden näher eingegangen. 

Unsere Mobilität basiert bisher auf dem uneingeschränkten Verbrauch von 
fossilen Kraftstoffen. Deren Ressourcen sind jedoch begrenzt, und ihre Nut­
zung ist mit teilweise hohen Umweltbelastungen verbunden. Die Substitution 
von Mineralöldiesel durch Biodiesel aus Rapsöl in Dieselmotoren ist eine Va­
riante zur Minderung von Umweltbelastungen. Sie ist mittlerweile umfangreich 
erforscht und demonstriert. Die inländischen Kapazitäten zur Biodieselproduk­
tion wurden mit Hilfe staatlicher Förderung aufgestockt. Mehr als 700 Tank-
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stellen bieten inzwischen Biodiesel an, und die Anzahl biodieseltauglicher Fahr­
zeugmodelle nimmt weiter zu. Da Kraftstoffe aus Pflanzen in Deutschland von 
der Mineralölsteuer befreit sind, kann der Verbraucher gegenwärtig Biodiesel 
fast zum gleichen Preis tanken wie Mineralöldiesel. 

Vor Steuern ist der Preis für Biodiesel allerdings fast doppelt so hoch wie 
der Preis für Dieselkraftstoff. Nur durch den vollständigen, zeit- und mengen­
mäßig unbefristeten staatlichen Verzicht auf die Mineralölsteuer kann eine an­
nähernde Gleichheit zwischen dem Tankstellenabgabepreis von Biodiesel und 
Mineralöldiesel erreicht werden. Darüber hinaus wird der Anbau von Raps und 
anderen Pflanzen zur Produktion von biogenen Kraftstoffen auf stillgelegten 
Flächen indirekt durch die Gewährung der Flächenstillegungsprämie gefördert. 

Der Kostenunterschied zwischen Biodiesel und Mineralöldiesel vor Steu­
ern wird voraussichtlich auch mittelfristig Bestand haben. Es gibt keine 
erkennbaren Anzeichen dafür, daß das aktuelle Preisband für Rohöl in absehba-:­
rer Zeit deutlich und dauerhaft überschritten werden könnte. Außerdem besteht 
wenig Hoffnung, die Kosten der Biokraftstofferzeugung mittelfristig auf ein 
wettbewerbsfähiges Niveau senken zu können. Dies gilt auch unter Berück­
sichtigung produktions- und verfahrenstechnischer Fortschritte und im Falle 
einer verstärkten Herstellung von Biodiesel aus preiswerten biogenen Altölen 
und -fetten. Biodiesel und andere Kraftstoffe aus Pflanzen werden deshalb auf 
absehbare Zeit auf staatliche Fördermaßnahmen, beispielsweise in Form ver­
ringerter Mineralölsteuersätze, angewiesen sein. 

Steuermiqdereinnahmen als Folge des Mineralölsteuerverzichts bei Bio­
kraftstoffen können gesellschaftspolitisch erwünscht und vertretbar sein, wenn 
sie mit positiven volkswirtschaftlichen und ökologischen Effekten verbunden 
sind, die nicht über Marktmechanismen bewirkt werden können. Für den Fall 
des Biodiesels läßt sich dies nicht umstandslos bejahen: 

- Die Auswirkungen des Biodieselabsatzes auf das Einkommen der Land­
wirte und auf die Beschäftigungslage im ländlichen Raum sind beschei­
den. Und dies, obwohl der "Biodiesel-Rapsanbau" die derzeit wichtigste 
Produktionsalternative auf stillgelegten Flächen ist. 
Auch bei einer Steigerung der Biodieselnachfrage durch weitergehende 
finanzielle Anreize ist nicht zwangsweise mit einer spürbaren Verbesse­
rung der Einkommens- und Beschäftigungssituation zu rechnen. Denn auch 
Biodiesel, der auf der Basis importierter Pflanzenöle erzeugt wird, kommt 
in den Genuß der Steuerbefreiung. 
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Der Anbau von Raps zur Produktion von Biodiesei' hat einige deutliche 
ökologische Vorteile, aber auch einige Nachteile. Im Grundsatz unterschei­
det sich die Erzeugung der Rapssaat nicht vom Raps anbau zur Nahrungs­
und Futtermittelproduktion. 
Auch beim Vergleich der Abgaszusammensetzung von Rapsöl, Biodiesel 
und Bioethanol mit den substituierten fossilen Kraftstoffen ergeben sich 
sowohl Vorteile als auch Nachteile. Biodiesel hat beispielsweise Vorteile 
bei den Schwefel-, Kohlenmonoxid-, Kohlenwasserstoff- und Partikelemis­
sionen, aber Nachteile bei den Stickoxidemissionen, einem zunehmenden 
Umweltproblem nicht nur im Verkehrssektor. Unbestrittene Pluspunkte der 
Biokraftstoffe sind ihr Beitrag zur Verringerung des Verbrauchs an fossilen 
Rohstoffen und der Freisetzung an zusätzlichem Kohlendioxid, dem wich­
tigsten Treibhausgas. Die Reduzierung der C02-Emissionen pro substitu­
ierter fossiler Energieeinheit ist jedoch deutlich weniger positiv als bei der 
energetischen Nutzung von Festbrennstoffen aus Pflanzen. 

Angesichts. der begrenzten inländischen Möglichkeiten zur Rohstofferzeugung 
und der hohen Produktionskosten sollten Biodiesel und andere Biokraftstoffe 
aus Pflanzen bevorzugt in den Bereichen zum Einsatz kommen, in denen sie 
den größten ökologischen Nutzen bringen. Insbesondere wegen der geringeren 
Wassergefährdung und der besseren biologischen Abbaubarkeit im Vergleich 
zum Schiffsdiesel auf Mineralölbasis sollte ein verstärkter Einsatz von Bio­
diesel auf Wasserwegen und Binnengewässern in Erwägung gezogen werden. 

Der Einsatz von Biodiesel in der gewerblichen Binnenschiffahrt ist derzeit 
jedoch besonders unwirtschaftlich, da die dort eingesetzten Mineralöl-Kraft­
stoffe von der Mineralölsteuer befreit sind. Ähnlich ungünstig ist die Situation 
beim Einsatz von Biokraftstoffen in der Landwirtschaft, die über die Gasöl­
beihilfe einen Teil der Mineralölsteuer auf Dieselkraftstoff erstattet bekommt. 
Rechtl~che Regelungen zum Einsatz von Biodiesel und anderen umweltfreund­
lichen Kraftstoffen im Bereich der privaten Nutzung von Wasserfahrzeugen 
hätten keine Wettbewerbsnachteile zur Folge; sie könnten allerdings nur eine 
begrenzte Kraftstoffmenge in den Markt bringen. 

Den steigenden Steuermindereinnahmen eines zunehmenden Biodieselein­
satzes stehen eher bescheidene Beiträge zur Umweltentlastung, Arbeits­
platzschaffung und Einkommenssicherung in der Landwirtschaft gegenüber. 
Die Ausdehnung des Einsatzes von Biokraftstoffen anstelle fossiler Kraftstoffe 
ist ein technisch einfacher und rasch realisierbarer, aber gleichzeitig ein ver­
gleichsweise teurer Weg, um die COrEmissionen des Straßenverkehrs zu ver-
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ringern. Dies wäre bei einer möglichen Ausweitung von Fördermaßnahmen im 
Bereich Biodiesel und anderer Kraftstoffe aus Pflanzen zu bedenken. 

Unabhängig von der Verwendung des auf stillgelegten Flächen angebauten 
Rapses als Biodiesel erscheinen Bemühungen zur Lockerung oder Aufhebung 
der Anbaueinschränkungen durch das Blair-House-Abkommen empfehlenswert. 
Eine stärkere Ausdehnung der Ölsaatenproduktion für Nichtnahrungszwecke 
könnte nämlich dazu beitragen, den geringen Selbstversorgungsgrad an pflanz­
lichen Eiweißfuttermitteln in der EU zu erhöhen und deren Abhängigkeit von 
einigen wenigen Sojaproduzenten zu verringern. 

Publikationen und Materialien 

TAB-Veröffentlichungen und Materialien 

• TAB-Arbeitsbericht Nr. 41: Monitoring "Nachwachsende Rohstoffe" -Ver­
brennung von Biomasse zur Wärme- und Stromgewinnung - 1. Sachstands­
bericht (Autoren: Ch. Rösch, D. Wintzer, L. Leible, E. Nieke), Juli 1996 

• TAB~Arbeitsbericht Nr. 49: Monitoring "Nachwachsende Rohstoffe" - Ver­
gasung und Pyrolyse von Biomasse - 2. Sachstandsbericht (Autoren: Ch. 
Rösch, D. Wintzer), April 1997 

• TAB-Ai·beitsbericht Nr. 53: Monitoring "Nachwachsende Rohstoffe" -
Pflanzliche Öle und andere Kraftstoffe aus Pflanzen - 3. Sachstandsbericht 
(Autorin: Ch. Rösch), November 1997 

Projektbearbeiter/in 

Dr. Rolf Meyer (0228/23 66 28) 
Dr. Christine Rösch (07247 /82 27 04) 

3. Xenotransplantation 

Die zwischenmenschliche Organübertragung stellt einerseits ein Symbol für 
den Erfolg und die Überzeugungskraft moderner medizinischer Technologie 
dar, andererseits sind mit ihr nach wie vor vielfältige, spezifische und schwer 
lösbare Probleme und Fragen ethischer, psychologischer, ökonomischer 

79 



IV. Monitoring-Vorhaben 

und gesamtgesellschaftlicher Art verbunden. Diese betreffen z.B. - trotz mitt- . 
lerweile erfolgter gesetzlicher Regelung - den Aspekt der Zustimmung zur Or­
ganentnahme, den Entnahmezeitpunkt, die Verteilung bzw. Zuweisung der ein­
zelnen Organe auf die Empfänger, Formen von "Organtourismus" und krimi­
nellem Handel mit Organen oder die Verknüpfung des Weiterlebens des Emp­
fängers mit dem Tod des ll Spenders 11

• 

Seit einigen Jahren ist eine Alternative zur zwischenmenschlichen Organ­
spende ins Zentrum auch der öffentlichen Aufmerksamkeit gerückt, deren erste 
Konzeptionen und Versuche bis in die frühen 60er Jahre zurückreichen: die 
Xenotransplantation, d.h. die Übertragung von tierischen Organen, Gewe­
ben und Zellen auf den Menschen (eigentlich; die Übertragung von Organen 
über Artgrenzen hinweg). Die Xenotransplantation soll den überwiegenden Teil 
der oben angedeuteten Probleme zwischenmenschlicher Organübertragung lö­
sen oder zumindest deutlich reduzieren. Allerdings generiert diesG Technologie 
wiederum auf unterschiedlichsten Ebenen neue Schwierigkeiten und Fragen, 
die gelöst bzw. beantwortet werden müssen. Naturwissenschaftlich-technische 
Fortschritte waren es, die seit Beginn der 90er Jahre Hoffnungen auf eine bal­
dige Entwicklung klinisch anwendbarer Verfahren keimen ließen. Mit gewisser 
Verzögerung setzte dann auch eine (forschungs- und gesundheits)politische 
Behandlung des Themas in verschiedenen Ländern und internationalen Organi­
sationen ein, die in der Publikation einer ganzen Reihe von Dokumenten seit 
Mitte der 90er Jahre mündete. 

Ausgangspunkt für das TA-Monitoring "Xenotransplantation" war gemäß 
einer Beauftragung durch die Bericherstatterinnen und Berichterstatter für TA 
des damaligen Ausschusses für Bildung,Wissenschaft, Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung eine Sichtung und vergleichende Auswertung 
der wichtigsten dieser Publikationen, nachdem in Deutschland eine systemati­
sche und umfassende Analyse der Potentiale und Herausforderungen dieser 
Neulandtechnologie bislang nicht durchgeführt worden ist. Mit dieser Aufgabe 
wurde vom TAB ab Januar 1998 das Institut für gesellschaftswissenschaftliche 
Studien, praktische Philosophie und Bildung e.V. (ARGOS), Münster, beauf­
tragt. Aufgrund der bis zum August 1998 vorliegenden Ergebnisse der Auswer­
tung entschloß sich das TAB in Absprache mit den Berichterstatterinnen und 
Berichterstattern zu einer thematischen Erweiterung des TA-Monitoring: 

Zum einen wurde die Projektleiterin (vom Fraunhofer-Institut für System­
technik und Innovationsforschung (ISI), Karlsruhe) der ersten umfassenden 
Studie zur Xenotransplantation im deutschsprachigen Raum, die vom Schwei­
zerischen Wissenschaftsrat im Rahmen seines TA-Programms in Auftrag gege-
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ben worden war, für eine komprimierte Bestandsaufnahme von aktuellen FuE­
Aktivitäten und -Trends auf dem Gebiet der Xenotransplantation von Organen 
gewonnen, wobei der Fokus auf die Frage nach den zu lösenden Sicherheits­
problemen, auf derzeit absehbare Zeithorizonte der klinischen Einführung 
der Xenotransplantation und auf die Darstellung des deutschen Forschungs­
standes im weltweiten Vergleich gelegt wurde. 

Des weiteren wurden zwei Literaturauswertungen in Auftrag gegeben, zur 
ethischen Diskussion der Xenotransplantation und zur rechtlichen Situation 
in Deutschland unter Berücksichtigung der europäischen Rahmenbedingungen. 

Auf der Basis dieser vier Gutachten wird der Bericht den internationalen 
Diskussionsstand zusammenfassen, zentrale naturwissenschaftlich-technische, 
medizinische, ethische, rechtliche sowie gesellschaftliche Fragen herausarbei­
ten und damit eine Grundlage für eine weitere (forschungs- und gesundheits-) 
politische Behandlung des Themas "Xenotransplantation" bieten. Der Abschluß­
bericht soll im Frühjahr 1999 vorgelegt werden. 

Publikationen und Materialien 

Vom TAB in Auftrag gegebene Gutachten 

• Xenotransplantation - Eine vergleichende Analyse verschiedener nationaler 
und internationaler TA-Studien und Gutachten (Prof. Dr. Kurt Bayertz, Rai­
ner Paslack, Dr. Johann S. Ach, argos-Institut für gesellschaftswissen­
schaftliche Studien, praktische Philosophie und Bildung e.V., Münster) 

• Bestandsaufnahme von aktuellen FuE-Aktivitäten und -Trends auf dem Ge­
biet der Xenotransplantation von Organen (Dr. Bärbel Hüsing, Silke Schick­
tanz, Fraunhofer-Institut für Systemtechnik und Innovationsforschung (ISI), 
Karlsruhe) 

• Ethische Aspekte der Xenotransplantation - Ein Literaturbericht (Dr. Mi­
chael Quante, Münster) 

• Rechtliche Aspekte der Xenotransplantation - Ein Literaturbericht (Dr. Mi­
chael Quante, Stefan Jungeblodt, Münster, Göttingen) 

Projektbearbeiter 

Dr. Thomas Petermann (0228/23 35 83) 
Dr. Arnold Sauter (0228/23 35 10) 
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Bitte beachten Sie: Ein Großteil der Publikationen ist mittlerweile vergrif­
fen! Interessenten können beim TAB (siehe auch: www.tab.fzk.de) eine Liste 
der verfügbaren Publikationen anfordern. 

TAB-Faltblatt 

Neuauflage, deutsch 
- Neuauflage,englisch 

TAB-Broschüre 

- Ziele, Themen, Organisation (Neuauflage, deutsch/englisch) 

TAB-Briefe 

- 1/91 
- 2/91 
- Nr. 3/4 
- Nr. 5 
- Nr. 6 
- Nr. 7 
- Nr. 8 
- Nr.9 
- Nr.10 
- Nr. 11 
- Nr.12 
- Nr.13 
- Nr.14 
- Nr. 15 

Jan. 1999 
Jan. 1999 

Jan. 1999 

April 1991 
Sept. 1991 
Febr. 1992 
Juni 1992 
Jan. 1993 
Sept. 1993 
Juni 1994 
Febr. 1995 
Dez. 1995 
Okt. 1996 
Juni 1997 
Dez. 1997 
Juni 1998 
Dez. 1998 
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TAB-Arbeitsberichte 

- 1/91 Das Raumtransportsystem SÄNGER - Billiger in den 
Orbit? (Vorstudie für eine TA) 

- 2/91 Konzeption für das TA-Projekt "Grundwasserschutz 
April 1991 

und Wasserversorgung" April 1991 
- 2/91 Ergänzung der Konzeption für das TA-Projekt "Grund-

wasserschutz und Wasserversorgung" Sept. 19911 

- 3/91 Tätigkeitsbericht des TAB zum 31.03.91 (Kurzfassung). Mai 1991 
- 4/91 Beobachtung der technisch-wissenschaftlichen Entwick-

lung (Ergebnisse des 1. Technikreports des FhG-ISI im 
Auftrag des TAB) Juni 1991 

- 5/91 TA-Monitoring Bericht I - Parlamentarische Einrichtun-
gen und ihre gegenwärtigen Themen Sept. 1991 

- 6/91 Beobachtung der technisch-wissenschaftlichen Entwick­
lung (Ergebnisse des 2. Technikreports des FhG-ISI im 
Auftrag des TAB) Nov. 1991 

- Nr. 7 TA-Relevanz ausgewählter Teilgebiete im Bereich 
"Neue Werkstoffe" (Ergebnisse des Gutachtens des 
FhG-INT im Auftrag des TAB) 

- Nr. 8 TA-Projekt "Abfallvermeidung und Hausmüllentsor­
gung" (Vorstudie/Kurzfafsung) 

- Nr. 8 TA-Projekt "Abfallvermeidung und Hausmüllentsor­
gung" (Vorstudie/Langfassung) 

- Nr. 9 TA-Projekt "Biologische Sicherheit bei der Nutzung 
der Gentechnik" (Zwischenbericht) 

- Nr. 10 Untersuchungsbereich "Vorsorgestrategien zum Schutz 
des Grundwassers im Verursacherbereich Landwirt­
schaft" (Zwischenbericht/Kurzfassung) 

- Nr. 10 Untersuchungsbereich "Vorsorgestrategien zum Schutz 
des Grundwassers im Verursacherbereich Landwirt­
schaft" (Zwischenbericht/Langfassung) 

- Nr. 11 Tätigkeitsbericht für die Zeit vom 01.04.91 bis 30.06.92 
- Nr. 12 Beobachtung der technisch-wissenschaftlichen Entwick-

lung (Ergebnisse des 3. Technikreports des FhG-ISI im 
Auftrag des TAB) 

- Nr. 13 TA-Projekt "Risiken bei einem verstärkten Wasserstoff-

Jan. 1992 

Jan. 1992 

Mai 1992 

Jan. 1992 

April 1992 

Mai 1992 
Aug. 1992 

Aug. 1992 

einsatz" (Kurzfassung) Nov. 1992 
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- Nr. 13 TA-Projekt "Risiken bei einem verstärkten Wasserstoff-
einsatz" (Langfassung) Nov. 1992 

- Nr. 14 Technikfolgen-Abschätzung zum Raumtransportsystem 
SÄNGER Okt. 1992 

- Nr. 15 TA-Projekt "Neue Werkstoffe", Politische Herausforde-
rung und technologische Chancen (Hintergrundpapier) Nov. 1992 

- Nr. 16 TA-Projekt "Abfallvermeidung und Hausmüllentsorgung 
-Vermeidung und Verminderung von Haushaltsabfällen" 
(Endbericht/Kurz- und Langfassung) Juli 1993 

- Nr. 17 TA-Projekt "Grundwasserschutz und Wasserversorgung" 
- Entwicklungsperspektiven der Wasserwirtschaft 
(Zusammenfassender Endbericht) Dez. 1993 

- Nr. 17 TA-Projekt "Grundwasserschutz und Wasserversorgung" 
- Vorsorgestrategien zum Grundwasserschutz für den 
Bereich Landwirtschaft (Endbericht, Teil I/Kurz- und 
Langfassung) Dez. 1993 

- Nr. 17 TA-Projekt "Grundwasserschutz und Wasserversorgung" 
- Vorsorgestrategien zum Grundwasserschutz für den 
Bausektor (Endbericht, Teil II) Dez. 1993 

- Nr. 17 TA-Projekt "Gruhdwasserschutz und Wasserversorgung" 
- Problemanalyse zum Grundwasserschutz im Verkehrs-
sektor (Endbericht, Teil III) Juni 1993 

- Nr. 17 TA-Projekt "Grundwasserschutz und Wasserversorgung" 
- Grundwassersanierung (Endbericht, Teil IV) Juni 1993 

- Nr. 17 TA-Projekt "Grundwasserschutz und Wasserversorgung" 
- Grundwasserdefizitgebiete durch Braunkohlentagebau 
in den neuen Bundesländern (Endbericht, Teil V) Sept. 1993 

- Nr. 17 TA-Projekt "Grundwasserschutz und Wasserversorgung" 
- Zukunftsperspektiven der Wasserversorgung (Endbe-
richt, Teil VI) Mai 1993 

- Nr. 18 TA-Projekt "Genomanalyse" - Chancen und Risiken ge-
netischer Diagnostik (Endbericht) Sept. 1993 

- Nr. 19 TA-Monitoring Bericht II - Technikfolgen-Abschätzung 
zu neuen Biotechnologien (Auswertung ausgewählter 
Studien ausländischer parlamentarischer TA-Einrich-
tungen) Juli 1993 

- Nr. 20 TA-Projekt "Biologische Sicherheit bei der Nutzung der 
Gentechnik" (Endbericht) Aug. 1993 
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Nr. 21 Tätigkeitsberichtfür die Zeit vom 01.07.92 bis 31.08.93 Sept. 1993 
Nr. 22 TA-Projekt "Neue Werkstoffe" Wege zur integrierten 

Werkstofforschung (Zwischenbericht) Jan. 1994 
- Nr. 23 Monitoring "Energiemonitoring"- Auf dem Weg zu ei-

nem Europäischen Binnenmarkt für leitungsgebundene 
Energie (Bericht zu aktuellen Fragen der Energiepolitik) Jan. 1994 

- Nr. 24 Monitoring "Technikakzeptanz und Kontroversen über 
Technik" Ist die (deutsche) Öffentlichkeit 'technik­
feindlich'? (Ergebnisse der Meinungs- und der Medien-
forschung - 1. Sachstandsbericht) Jan. 1994 

- Nr. 25 Monitoring "Gentherapie" - Stand und Perspektiven na­
turwissenschaftlicher und medizinischer Problemlösun­
gen bei der Entwicklung gentherapeutischer Heilmetho-
den (1. Sachstandsbericht) Mai 1994 

Nr. 26 TA-Projekt "Neue Werkstoffe" 
(Endbericht/Langfassung) Juni 1994 

Nr. 27 TA-Projekt '1Möglichkeiten und Probleme bei der Ver­
folgung und Sicherung nationaler und EG-weiter Um­
weltschutzziele im Rahmen der Europäischen Normung" 
(Bericht zum Stand der Arbeit) Juni 1994 

Nr. 28 TA-Monitoring Bericht III - Informations- und Kom­
munikationstechnologien - Ausgewählte Technology 
Assessments des OT A - (Eine Auswertung von sieben 
OTA-Studien) Juni 1994 

Nr. 29 Monitoring "Energiemonitoring11 
- Sicherung einheimi-

scher Energiequellen in Europa: Ein Ländervergleich im 
Binnenmarkt (Bericht zu aktuellen Fragen der Energie­
politik) 

- Nr. 30 TA-Projekt "Umwelttechnik und wirtschaftliche Ent-
wicklung" (Zwischenbericht) 

- Nr. 31 Tätigkeitsbericht für die Zeit vom 01.09.93 bis 31.08.94 
- Nr. 32 TA-Projekt "Neue Werkstoffe" (Endbericht) 
- Nr. 33 TA-Projekt "Multimedia - Mythen, Chancen und Heraus-

forderungen" (Endbericht) 
Nr. 34 TA-Projekt "Auswirkungen moderner Biotechnologien 

auf Entwicklungsländer und Folgen für die zukünftige 
Zusammenarbeit zwischen Industrie- und Entwicklungs-

Aug. 1994 

Sept. 1994 
Okt. 1994 
Jan. 1995 

Mai 1995 

ländern" (Endbericht) Mai 1995 
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- Nr. 35 TA-Projekt "Umwelttechnik und wirtschaftliche Ent­
wicklung" - Integrierte Umwelttechnik - Chancen erken-

TAB0
:\

0 

'\L/' 

nen und nutzen" (Endbericht) Nov. 1995 
- Nr. 36 Monitoring "Energiemonitoring"- Deutschlands Erdgas-

wirtschaft im europäischen Verbund (Bericht zu aktuel­
len Fragen der Energiepolitik) 

- Nr. 37 Tätigkeitsbericht für die Zeit vom 01.09.94 bis 31.08.95 
- Nr. 38 TA-Monitoring - "TA-Studien im Bereich Informations-

technologie - Eine Auswertung von sechs Studien euro-

Juni 
Jan. 

1995 
1996 

päischer parlamentarischer TA-Einrichtungen" Jan. 1996 
- Nr. 39 TA-Monitoring "Stand der Technikfolgen-Abschätzung 

im Bereich der Medizintechnik" April 1996 
- Nr. 40 Monitoring "Gentherapie" - Die rechtliche Regelung der 

Gentherapie im Ausland - Eine Dokumentation (2. Sach-
standsbericht) April 1996 

- Nr. 41 Monitoring "Nachwachsende Rohstoffe" - Verbrennung 
von Biomasse zur Wärme- und Stromgewinnung 
(1. Sachstandsbericht) 

1 

- Nr. 42 Monitoring "Exportchancen für Techniken zur Nutzung 
Juli 1996 

regenerativer Energien" (Sachstandsbericht) Aug. 1996 
- Nr. 43 TA-Projekt "Möglichkeiten und Probleme bei der Ver­

folgung und Sicherung nationaler und EG-weiter Um­
weltschutzziele im Rahmen der europäischen Normung" 
(Endbericht) Sept. 1996 

- Nr. 44 Machbarkeitsstudie zu einem "Forum für Wissenschaft 
und Technik" (Endbericht) Sept. 1996 

- Nr. 45 TA-Projekt "Kontrollkriterien für die Bewertung und 
Entscheidung bezüglich neuer Technologien im Rü­
stungsbereich" (Endbericht) 

- Nr. 46 Monitoring "Stand und Perspektiven der Katalysatoren-
und Enzymtechnik" (Sachstandsbericht) 

- Nr. 47 TA-Projekt "Umwelt und Gesundheit" (Vorstudie) 
- Nr. 48 Tätigkeitsbericht für die Zeit vom 01.09.95 bis 31.08.96 
- Nr. 49 Monitoring "Nachwachsende Rohstoffe" - Vergasung 

und Pyrolyse von Biomasse (2. Sachstandsbericht) 
- Nr. 50 Monitoring "Forschungs- und Technologiepolitik für 

eine nachhaltige Entwicklung" (Sachstandsbericht) 

Sept. 1996 

Dez. 1996 
März 1997 
Feb. 1997 

April 1997 

Juni 1997 
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V. Publikationen 

- Nr. 51 Monitoring "Zum Entwicklungsstand der Brennstoffzel-. 
len-Technologie" (Sachstandsbericht) Sept. 1997 

Nr. 52 TA-Projekt 11 Entwicklung und Folgen des Tourismus" 
(Bericht zum Abschluß der Phase I) Okt. 1997 

- Nr. 53 Monitoring "Nachwachsende Rohstoffe" - Pflanzliche 
Öle und andere Kraftstoffe aus Pflanzen (3. Sachstands-
bericht) Nov. 1997 

Nr. 54 Monitoring 11Technikakzeptanz und Kontroversen über 
Technik" - Ambivalenz und Widersprüche: Die Einstel­
lung der deutschen Bevölkerung zur Technik (Ergebnisse 
einer repräsentativen Umfrage - 2. Sachstandsbericht) Dez. 1997 

Nr. 55 TA-Projekt "Gentechnik, Züchtung und Biodiversität" 
(Endbericht) April 1998 

- Nr. 56 TA-ProjektnEnfwicklung und Analyse von Optionen zur 
Entlastung des Verkehrsnetzes und zur Verlagerung von 
Straßenverkehr auf umweltfreundlichere Verkehrsträger" 
(Endbericht/Kurzfassung) Okt.· 1998 

- Nr. 57 Tätigkeitsbericht des TAB für die Zeit vom 01.09.1996 
bis 31.08.1997 April 1998 

- Nr. 58 TA-Projekt "Forschungs- und Technologiepolitik für 
eine nachhaltige Entwicklung" (Sachstandsbericht) Juni 1998 

TAB-Diskussionspapiere 

1/91 Technikfolgen-Abschätzung und Umweltverträglich­
keitsprüfung: Konzepte und Entscheidungsbezug - Ein 
Vergleich zweier Instrumente der Technik- und Umwelt­
politik (aus dem TAB-Arbeitsbereich 11 Konzepte und 
Methoden 11

) Okt. 1991 
Nr. 2 . Das Bild der "Biologischen Sicherheit" und der "Genom-

analyse" in der Deutschen Tagespresse (1988 - 1990) 
(Gutachten im Auftrag des TAB) März 1992 

- Nr. 3 "Gentechnologie und Genomanalyse aus der Sicht der 
Bevölkerung" (Ergebnisse einer Bevölkerungsumfrage 
des TAB) Dez. 1992 
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V. Publikationen 

Nr. 4 Internationale Ausrichtung und Beobachtung der For­
schung in Ost- und Westdeutschland Eine bibliome­
trische Studie zu Aspekten der Technikgenese im ver-
einten Deutschland Jan. 1993 

- Nr. 5 Die Konzeption der Environmental Protection Agency 
zur Grundwasser- und Altlastensanierung: Superfund Jan. 1993 

Nr. 6 Diskurse über Technik: Öffentliche Technikkontrover-
sen und Technikfolgen-Abschätzung als Erscheinungen 
reflexiver Modernisierung 

TAB-Hintergrundpapiere 

- Nr. 1 Auswertung des Workshops am 26.11.1992 "Grundwas­

- Nr. 2 

- Nr. 3 

sergefährdungspotentiale im Bausektor" 
"Die Anwendungsproblematik der pränatalen Diagnose 
aus der Sicht von Beratenen und Beratern" (Gutachten 
im Auftrag des TAB) 
"Neue Rohstoffe für neue Werkstoffe" 

Mai 1994 

April 1993 

Jan. 1994 
Juli 1994 

89 





TA$~, 
"'") 

\} 







D 

TAB 

Büro ll r echniRlolgen Alse hätzung 
beim [ e1 lsche1 Bundes;(~ 

1--- +---'"'-+-++--lt-l 

Neue SchJnhause Sir 1 O 
10178 Cer in 
e-mail· 1 u ro@lab lz~.de 
Internet: w Wl.lab.f k. e 1 


	AB060_cover
	AB060_1-42
	AB060_-64pdf.pdf
	20100304164550567
	AB060_42-64.pdf

	AB060_66-Ende
	AB060_back

